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313. Bundesgesetz über das Arbeitsmarkt-
service (Arbeitsmarktservicegesetz — AMSG)
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1. TEIL
Organisation

1. HAUPTSTÜCK
Allgemeines

Arbeitsmarktservice
§ 1. (1) Die Durchführung der Arbeitsmarktpoli-

tik des Bundes obliegt dem „Arbeitsmarktservice"
Das Arbeitsmarktservice ist ein Dienstleistungsun-
ternehmen des öffentlichen Rechts mit eigener
Rechtspersönlichkeit.

(2) Das Arbeitsmarktservice ist in eine Bundesor-
ganisation, in Landesorganisationen für jedes
Bundesland und innerhalb der Bundesländer in
regionale Organisationen gegliedert.

(3) Die Bundesorganisation führt die Bezeich-
nung „Arbeitsmarktservice Österreich"

(4) Die Landesorganisationen führen die Be-
zeichnung „Arbeitsmarktservice" unter Hinzufü-
gung des Namens des jeweiligen Bundeslandes.

(5) Die regionalen Organisationen führen die
Bezeichnung „Arbeitsmarktservice" unter Hinzufü-
gung des Namens der Gemeinde (erforderlichen-
falls mit einem der Unterscheidbarkeit dienendem
Zusatz), in der sie eingerichtet sind.

Sprachliche Gleichbehandlung
§ 2. Soweit im folgenden personenbezogene

Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt
sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte
Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form
zu verwenden.

Organe
§ 3. (1) Die Organe des Arbeitsmarktservice im

Bereich der Bundesorganisation des Arbeitsmarkt-
service sind

1. der Verwaltungsrat,
2. der Vorstand.
(2) Die Organe des Arbeitsmarktservice im

Bereich der Landesorganisationen des Arbeits-
marktservice sind

1. das Landesdirektorium,
2. der Landesgeschäftsführer.
(3) Die Organe des Arbeitsmarktservice im

Bereich der regionalen Organisationen sind
1. der Regionalbeirat,
2. der Leiter der regionalen Geschäftsstelle.

2. HAUPTSTÜCK
Bundesorganisation

1. ABSCHNITT
Aufgabenbereich
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§ 4. (1) Von der Bundesorganisation sind, soweit
nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, alle
Angelegenheiten des Arbeitsmarktservice zu besor-
gen, die über den Bereich eines Bundeslandes
hinausgehen oder hinsichtlich derer eine einheitli-
che gesamtösterreichische Vorgangsweise erforder-
lich ist.

(2) Die Bundesorganisation hat insbesondere zu
sorgen für

1. die Umsetzung der arbeitsmarktpolitischen
Zielvorgaben des Bundesministers für Arbeit
und Soziales,

2. die Erarbeitung und Festlegung der arbeits-
marktpolitischen Vorgaben und Schwerpunkt-
setzungen für die Tätigkeit des Arbeitsmarkt-
service durch allgemein verbindliche Regelun-
gen,

3. die Erarbeitung von Vorschlägen für die
Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik,

4. die Entwicklung und Einhaltung von Quali-
tätsstandards bei der Leistungserbringung, die
die bestmögliche Erfüllung der Leistungen
sicherstellen,

5. die Voraussetzungen für die Aufgabenerfül-
lung des Arbeitsmarktservice durch
a) allgemein verbindliche Regelungen hin-

sichtlich Organisation und Personal,
b) eine einheitliche technische Ausstattung,
c) Vorsorge für eine entsprechende Personal-

ausbildung,
d) Vorsorge für Arbeitsmarktbeobachtung

und -Statistik sowie für Grundlagen- und
Entwicklungsarbeit und für die Forschung
in den Bereichen Arbeitsmarkt, Beschäfti-
gung und Berufswelt,

6. die Koordination und Sicherung eines bundes-
weit abgestimmten Vorgehens der verschiede-
nen Organe und Einrichtungen des Arbeits-
marktservice und

7 die Kontrolle der Geschäftsführung auf allen
Ebenen hinsichtlich einer ordnungsgemäßen
und den arbeitsmarktpolitischen und sonsti-
gen Vorgaben entsprechenden Durchführung
der übertragenen Aufgaben

(3) Die von der Bundesorganisation nach
Anhörung der Landesorganisationen erlassenen
Richtlinien für die Erfüllung der Aufgaben des
Arbeitsmarktservice sind für alle Organe und
Einrichtungen des Arbeitsmarktservice verbindlich.

2. ABSCHNITT
Verwaltungsrat

Zusammensetzung und Mitgliedschaft

§ 5. (1) Der Verwaltungsrat besteht aus neun
Mitgliedern. Drei Mitglieder werden vom Bundes-
minister für Arbeit und Soziales bestellt, davon ein
Mitglied auf Vorschlag des Bundesministers für

Finanzen; zwei weitere Mitglieder werden vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales auf
Vorschlag der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, ein Mitglied auf Vorschlag der Vereini-
gung Österreichischer Industrieller und drei Mit-
glieder auf gemeinsamen Vorschlag der Bundes-
kammer für Arbeiter und Angestellte und des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes bestellt.
Dazu kommt ein vom zuständigen Organ der
Arbeitnehmervertretung des Arbeitsmarktservice
entsandter Vertreter. Für jedes Mitglied und für den
Vertreter der Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice
ist für den Fall seiner zeitweiligen Verhinderung ein
Stellvertreter zu bestellen (zu entsenden), der das
Mitglied (den Vertreter der Arbeitnehmer) zu
vertreten hat, wenn es (er) an der Ausübung seiner
Funktion verhindert ist.

(2) Der Verwaltungsrat kann zwei weitere vom
zuständigen Organ der Arbeitnehmervertretung des
Arbeitsmarktservice vorgeschlagene Vertreter mit
beratender Stimme beiziehen.

(3) Die vom Bundesminister für Arbeit und
Soziales bestellten Mitglieder sind in allen Angele-
genheiten stimmberechtigt. Dem von der Arbeitneh-
mervertretung entsandten Vertreter kommt ein
Stimmrecht nur in den Angelegenheiten des § 54
Abs. 3 zu.

(4) Der Verwaltungsrat wählt auf Vorschlag des
Bundesministers für Arbeit und Soziales den
Vorsitzenden des Verwaltungsrates sowie zwei
Stellvertreter, die den Vorsitzenden bei dessen
Verhinderung vertreten, für zwei Jahre. Dabei sind
die Funktionen des Vorsitzenden und der beiden
Stellvertreter auf die auf Vorschlag der Arbeitgeber-
seite bestellten Mitglieder, auf die auf Vorschlag der
Arbeitnehmerseite bestellten Mitglieder und auf die
sonstigen Mitglieder des Verwaltungsrates mit
Ausnahme des vom zuständigen Organ der
Arbeitnehmervertretung des Arbeitsmarktservice
entsandten Vertreters so aufzuteilen, daß je eine
Funktion auf eine der drei genannten Gruppen von
Mitgliedern entfällt.

(5) Die Funktionsperiode der Mitglieder (stell-
vertretenden Mitglieder) des Verwaltungsrates
beträgt sechs Jahre; die Wiederbestellung ist
zulässig.

(6) Die Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder)
können jederzeit gegenüber dem Bundesminister
für Arbeit und Soziales ihren Rücktritt erklären.
Der Rücktritt wird mit der schriftlichen Erklärung
gegenüber dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales wirksam. Die Mitgliedschaft (stellvertre-
tende Mitgliedschaft) erlischt, wenn das Verwal-
tungsratsmitglied Mitglied des Vorstandes, Landes-
geschäftsführer (Stellvertreter des Landesgeschäfts-
führers), Leiter einer Geschäftsstelle, Mitglied eines
Landesdirektoriums oder Regionalbeirates oder
Bediensteter des Arbeitsmarktservice wird.
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(7) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat die Bestellung eines Mitgliedes (stellvertreten-
den Mitgliedes) des Verwaltungsrates zu widerru-
fen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere bei grober
Pflichtverletzung oder dauernder Unfähigkeit zur
Ausübung der Funktion vor.

(8) Scheidet ein Mitglied (stellvertretendes
Mitglied) vor Ablauf der Zeit, für die es bestellt ist,
aus, so ist für den Rest der Funktionsperiode ein
neues Mitglied (stellvertretendes Mitglied) zu
bestellen.

Aufgaben
§ 6. Der Verwaltungsrat hat die Geschäftsfüh-

rung des Vorstandes und der Landesgeschäftsführer
zu überwachen. In seinen Aufgabenbereich fallen
folgende Angelegenheiten.

1. Vorschläge an den Bundesminister für Arbeit
und Soziales zur Gestaltung der Arbeits-
marktpolitik und der rechtlichen Grundlagen
der Arbeitsmarktpolitik,

2. Vorschläge für die Gestaltung der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik einschließlich eines Vor-
schlages zur Festsetzung der Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung,

3. Beschlußfassung über arbeitsmarktpolitische
Festlegungen auf Basis der allgemeinen
Vorgaben des Bundesministers für Arbeit und
Soziales einschließlich der Vorgabe arbeits-
marktpolitischer Aufgaben und arbeitsmarkt-
politischer Schwerpunktprogramme und
Konzepte gemäß § 9 Abs. 2 Z 10 und der
Aufteilung der vom Bund für Leistungen
gemäß dem 2. Teil, 3. Hauptstück einge-
räumten Verfügungsermächtigungen,

4. Genehmigung des längerfristigen Planes
gemäß § 40,

5. Genehmigung der Schaffung besonderer
Einrichtungen auf Bundesebene gemäß § 11,

6. Genehmigung der Präliminarien,
7 Aufteilung der finanziellen Mittel für den im

§ 41 umschriebenen eigenen Wirkungsbe-
reich (inklusive Personalaufwand) auf die
Bundesorganisation und die Landesorganisa-
tionen im Zusammenhang mit der Beschluß-
fassung über die Präliminarien,

8. Entscheidung in jenen Angelegenheiten, die
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales
zur Zustimmung, gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen, vorzulegen sind,

9. Erlassung von Richtlinien für die Gestaltung
der Arbeitsverhältnisse gemäß § 54 Abs. 3,

10. Bestellung und Widerruf der Bestellung der
Vorstandsmitglieder,

11. Bestellung der Landesgeschäftsführer und
ihrer Stellvertreter,

12. Vertretung des Arbeitsmarktservice hinsicht-
lich der Rechtsgeschäfte mit den Vorstands-

mitgliedern, Landesgeschäftsführern und de-
ren Stellvertretern,

13. Erlassung und Abänderung der Geschäfts-
ordnung und

14. Behandlung von Geschäftsfällen, die ihm auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen oder der
Geschäftsordnung vorbehalten sind.

Verfahren

§ 7 (1) Der Verwaltungsrat hat mindestens
dreimal im Jahr zu tagen. Der Verwaltungsrat wird
vom Vorsitzenden (Stellvertreter) einberufen. Er ist
jedenfalls unverzüglich einzuberufen, wenn dies der
Bundesminister für Arbeit und Soziales, der
Bundesminister für Finanzen, mindestens zwei
Mitglieder des Verwaltungsrates oder der Vorstand
unter Angabe von Gründen verlangen.

(2) Der Verwaltungsrat ist bei Anwesenheit von
zwei Dritteln seiner stimmberechtigten Mitglieder
beschlußfähig. Die Geschäftsordnung kann für die
Beschlußfassung in wichtigen Angelegenheiten ein
höheres Anwesenheitsquorum vorsehen.

(3) Der Verwaltungsrat faßt, sofern in diesem
Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung nicht
anderes bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Die
Beschlüsse des Verwaltungsrates sind unverzüglich
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales zu
übermitteln.

(4) Einer Mehrheit von zwei Dritteln und einer
Stimme des Verwaltungsrates bedarf zu ihrer
Wirksamkeit die Beschlußfassung in folgenden
Angelegenheiten.

1. Erlassung und Abänderung der Geschäftsord-
nung,

2. Finanzordnung,
3. Kollektivvertrag und Richtlinien,
4. Präliminarien,
5. Wahl des Verwaltungsratsvorsitzenden,
6. Bestellung von Landesgeschäftsführern und

deren Stellvertretern und
7 vorzeitige Beendigung des Vertragsverhältnis-

ses von Vorstandsmitgliedern und von Landes-
geschäftsführern.

Die Wiederwahl (Z 5) und die Wiederbestellung
(Z 6) erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit.

(5) In der Geschäftsordnung kann für die
Beschlußfassung in weiteren wichtigen Angelegen-
heiten das Erfordernis einer Mehrheit von zwei
Dritteln und einer Stimme festgelegt werden. Die
Geschäftsordnung hat für derartige Angelegenhei-
ten für den Fall, daß die erforderliche Mehrheit
nicht erreicht wird, ein Schlichtungsverfahren
vorzusehen.
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(6) Der Verwaltungsrat kann insbesondere zur
Vorbereitung seiner Verhandlungen und Beschlüsse
Ausschüsse einsetzen. Einem Ausschuß können
auch Personen angehören, die nicht Mitglieder
(stellvertretende Mitglieder) des Verwaltungsrates
sind.

(7) Zur Überwachung der ordnungsgemäßen
Erfüllung der dem Arbeitsmarktservice obliegenden
Aufgaben hat der Verwaltungsrat einen Kontroll-
ausschuß einzurichten. Der Verwaltungsrat kann
sich zur Unterstützung bei diesen Aufgaben ferner
geeigneter externer Einrichtungen bedienen sowie
eine Organisationseinheit der Bundesgeschäftsstelle
(§ 10) funktional unterstellen.

(8) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates kann
vom Vorstand Auskünfte und Berichte zu allen
Fragen der Tätigkeit des Arbeitsmarktservice
verlangen.

(9) Die Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder)
des Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse haben,
sofern auf Grund sonstiger gesetzlicher oder
vertraglicher Regelungen nicht anderes bestimmt
ist, für die Teilnahme an den Sitzungen des
Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse Anspruch
auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten sowie
auf Entschädigung für Zeitversäumnis entsprechend
den für Schöffen geltenden Bestimmungen des
Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136,
und auf ein ihren Aufgaben angemessenes Sitzungs-
geld, das vom Bundesminister für Arbeit und
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen festgesetzt wird.

(10) Die Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder)
des Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse sind
zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung
ihres Amtes verpflichtet. Sie haften, unbeschadet der
Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes, für jeden
Schaden, der dem Arbeitsmarktservice oder dem
Bund aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten
erwächst.

3. ABSCHNITT
Vorstand

Zusammensetzung und Mitgliedschaft

§ 8. (1) Der Vorstand besteht aus zwei
Mitgliedern.

(2) Die Funktionen der Vorstandsmitglieder sind
öffentlich auszuschreiben. Für die Ausschreibung
findet das Bundesgesetz über die öffentliche
Ausschreibung von Funktionen in Kapitalgesell-
schaften, an denen Bund, Länder oder Gemeinden
beteiligt sind, BGBl. Nr. 521/1982, mit der
Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der im § l
genannten Funktionen die Vorstandsmitglieder des
Arbeitsmarktservice treten.

(3) Die Vorstandsmitglieder werden vom Ver-
waltungsrat bestellt, wobei ein Mitglied zum
Vorsitzenden zu bestellen ist.

(4) Die Bestellung der Vorstandsmitglieder
bedarf der Genehmigung durch den Bundesminister
für Arbeit und Soziales.

(5) Die Funktionsperiode der Vorstandsmitglie-
der beträgt sechs Jahre; in begründeten Fällen kann
eine kürzere Dauer vereinbart werden. Die
Wiederbestellung ist zulässig. Scheidet ein Mitglied
vor Ablauf der Funktionsperiode aus, so hat der
Verwaltungsrat für den Rest der Funktionsperiode
unter Beachtung der Abs. 2 bis 4 ein neues Mitglied
zu bestellen.

(6) Der Verwaltungsrat hat die Bestellung zum
Vorstandsmitglied zu widerrufen, wenn ein wichti-
ger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt
insbesondere bei grober Pflichtverletzung oder
dauernder Unfähigkeit zur Ausübung der Funktion
vor.

(7) Der Vorstand beschließt seine Geschäftsein-
teilung.

(8) Die Mitglieder des Vorstandes müssen ihre
Funktion als Beruf ausüben.

Aufgaben

§ 9. (1) Der Vorstand hat die Geschäfte des
Arbeitsmarktservice unter eigener Verantwortung
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 31
Abs. 5 erster Satz so zu leiten und nach außen zu
vertreten, wie das Wohl des Arbeitsmarktservice
unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses
es erfordert.

(2) Der Aufgabenbereich des Vorstandes umfaßt
insbesondere folgende Angelegenheiten:

1. Führung der laufenden Geschäfte des Ar-
beitsmarktservice,

2. Organisation der Arbeitsmarktbeobachtung
und Arbeitsmarktstatistik,

3. Organisation des Rechnungswesens des
Arbeitsmarktservice,

4. Organisation der Arbeitsmarktforschung,
5. Organisation der Aus- und Weiterbildung

des Personals des Arbeitsmarktservice,
6. Organisation des Berichtswesens und von

Tagungen zum Austausch von Erfahrungen
bei der Durchführung der Arbeitsmarktpoli-
tik sowie zur Erarbeitung von Richtlinien für
die Durchführung der Arbeitsmarktpolitik,

7 jährliche Erstellung der Präliminarien und
des Rechnungsabschlusses,

8. jährliche Erstellung eines arbeitsmarktpoliti-
schen Tätigkeitsberichtes,

9. Konzeption eines längerfristigen Planes
gemäß § 40,

10. Konzeption von Richtlinien und Instrumen-
ten zur Operationalisierung der arbeits-
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marktpolitischen Zielvorgaben, insbesondere
zur Koordinierung und Sicherung der
grundsätzlichen Einheitlichkeit der Durch-
führung der Arbeitsmarktpolitik,

11. laufende und periodisch institutionalisierte
Kontrolle der Tätigkeit und der Gebarung
der Landesorganisationen,

12. Controlling,
13. Vorsorge für die personellen, organisatori-

schen und finanziellen (inklusive Kreditauf-
nahme) Voraussetzungen der Politikumset-
zung,

14. Beschluß über die Geschäftseinteilung,
15. regelmäßiger Bericht über das Arbeitsmarkt-

service an den Verwaltungsrat und
16. Teilnahme an den Sitzungen des Verwal-

tungsrates über Aufforderung des Verwal-
tungsratsvorsitzenden.

(3) Der Vorstand ist bei der Ausübung seiner
Tätigkeit an die vom Verwaltungsrat festgelegten
Schwerpunkte gebunden.

(4) Der Vorsitzende des Vorstandes vertritt die
Bundesorganisation des Arbeitsmarktservice nach
außen und ist Leiter der Bundesgeschäftsstelle. Bei
Verhinderung des Vorsitzenden wird die Bundesor-
ganisation durch das zweite Mitglied vertreten. Ist
eine empfangsbedürftige Willenserklärung gegen-
über dem Arbeitsmarktservice abzugeben, so genügt
die Abgabe gegenüber einem Mitglied des Vorstan-
des.

(5) Der Vorstand faßt seine Beschlüsse einstim-
mig; kommt keine Einstimmigkeit zustande, gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(6) Die Vorstandsmitglieder sind zur gewissen-
haften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes
verpflichtet. Sie haften, unbeschadet der Bestim-
mungen des Amtshaftungsgesetzes, für jeden
Schaden, der dem Arbeitsmarktservice oder dem
Bund aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten
erwächst.

4. ABSCHNITT
Einrichtungen zur Unterstützung in der

Aufgabenerfüllung

Bundesgeschäftsstelle
§ 10. (1) Als Hilfsapparat der Organe der

Bundesorganisation bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben wird eine Bundesgeschäftsstelle eingerichtet.

(2) Die Bundesgeschäftsstelle hat ihren Sitz in
Wien.

(3) Der Vorstand kann im Interesse einer raschen
und zweckmäßigen Geschäftsbehandlung die ihm
nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften
zustehenden Befugnisse hinsichtlich bestimmter
Angelegenheiten auf Träger von bestimmten Funk-

tionen oder namentlich bezeichnete Mitarbeiter der
Bundesgeschäftsstelle zur selbständigen Erledigung
übertragen. Der Vorstand behält jedoch auch bei
einer Übertragung die Verantwortung für die
ordnungsgemäße Erledigung der Angelegenheiten.
Das Weisungsrecht der vorgesetzten Organe wird
durch die Übertragung zur selbständigen Erledi-
gung bestimmter Angelegenheiten nicht berührt.

Einrichtungen der Bundesorganisation

§ 11. Zur Erfüllung besonderer Aufgaben des
Arbeitsmarktservice, die über den Bereich eines
Bundeslandes hinausgehen, kann der Verwaltungs-
rat über Vorschlag des Vorstandes beschließen,
eigene Einrichtungen zu schaffen, wenn dies wegen
der Besonderheit der zu erfüllenden Aufgaben
zweckmäßig ist. Behördliche Aufgaben können
solchen Einrichtungen nicht übertragen werden.

3. HAUPTSTÜCK
Landesorganisationen

1. ABSCHNITT
Aufgabenbereich

§ 12. (1) Von der Landesorganisation sind, soweit
nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, im Rahmen
der von der Bundesorganisation gemäß § 4 Abs. 3
gegebenen Richtlinien alle Angelegenheiten des
Arbeitsmarktservice zu besorgen, die der Sicherstel-
lung der Erfüllung der dem Arbeitsmarktservice
übertragenen Aufgaben auf dem Gebiet des
betreffenden Bundeslandes dienen oder hinsichtlich
derer eine einheitliche Vorgangsweise innerhalb des
Bundeslandes erforderlich ist.

(2) Die Landesorganisation hat insbesondere zu
sorgen für

l die Entwicklung arbeitsmarktpolitischer Ziel-
setzungen und Vorgaben für den Bereich des
Bundeslandes durch
a) Koordinierung und Formulierung der

arbeitsmarktpolitischen Landesbedürfnisse
bei der Vorbereitung bundesweiter Ent-
scheidungen des Arbeitsmarktservice,

b) Umlegung und Koordinierung der gene-
rellen arbeitsmarktpolitischen Zielsetzun-
gen auf Landesebene,

2. Koordinierung der Tätigkeiten des Arbeits-
marktservice im Bereich des Bundeslandes mit
Tätigkeiten der Gebietskörperschaften, Inter-
essenvertretungen und sonstiger Einrichtun-
gen, soweit diese für die Erfüllung der
Aufgaben des Arbeitsmarktservice von Bedeu-
tung sind,

3. die konkreten Rahmenbedingungen für die
Tätigkeiten der regionalen Geschäftsstellen
durch
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a) Entscheidung über deren Zahl, Standorte
und Leistungsangebot,

b) Vorsorge für deren Personal, Unterbrin-
gung sowie Infrastruktur und

e) Anleitung, Unterstützung und Überwa-
chung bei der Erbringung der Leistungen.

(3) Die Richtlinien der Landesorganisation sind
für alle Organe und Einrichtungen des Arbeits-
marktservice im Bereich des Bundeslandes verbind-
lich.

2. ABSCHNITT
Landesdirektorium

Zusammensetzung und Mitgliedschaft

§ 13. (1) Das Landesdirektorium besteht aus dem
Landesgeschäftsführer als Vorsitzendem, seinem
Stellvertreter und vier weiteren Mitgliedern. Je eines
dieser weiteren Mitglieder wird vom Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales auf Vorschlag der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft des jeweiligen
Bundeslandes, der Vereinigung Österreichischer
Industrieller, der Kammer für Arbeiter und
Angestellte des jeweiligen Bundeslandes und des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes bestellt. Für
jedes weitere Mitglied ist ein Stellvertreter zu
bestellen, der das Mitglied zu vertreten hat, wenn es
an der Ausübung seiner Funktion verhindert ist.

(2) Das Landesdirektorium kann einen Vertreter
der Landesregierung mit beratender Stimme beizie-
hen, wenn sich das Land an vom Arbeitsmarktser-
vice geförderten •arbeitsmarktpolitischen Vorhaben
im Ausmaß von mindestens 10 vH der Ausgaben
und an Betriebsförderungen gemäß den §§ 27 ff.
und 35 ff. des Arbeitsmarktförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 31/1969, im Ausmaß von mindestens
einem Drittel der Ausgaben, bezogen auf die
entsprechenden Aufwendungen im Bundesland,
beteiligt.

(3) Die Funktionsperiode der weiteren Mitglieder
(stellvertretenden Mitglieder) des Landesdirekto-
riums beträgt sechs Jahre; die Wiederbestellung ist
zulässig.

(4) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) können jederzeit gegenüber dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales ihren
Rücktritt erklären. Der Rücktritt wird mit der
schriftlichen Erklärung gegenüber dem Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales wirksam. Die
Mitgliedschaft (stellvertretende Mitgliedschaft) er-
lischt, wenn das Mitglied (stellvertretende Mitglied)
Mitglied des Vorstandes, Landesgeschäftsführer
(Stellvertreter des Landesgeschäftsführers), Mit-
glied des Verwaltungsrates oder eines Regionalbei-
rates oder ein bestelltes Mitglied (stellvertretendes
Mitglied) Bediensteter des Arbeitsmarktservice
wird.

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat die Bestellung eines von ihm bestellten
Mitgliedes (stellvertretenden Mitgliedes) zu wider-
rufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere bei grober
Pflichtverletzung oder dauernder Unfähigkeit zur
Ausübung der Funktion vor.

(6) Scheidet ein Mitglied (stellvertretendes
Mitglied) vor Ablauf der Zeit, für die es bestellt ist,
aus, so ist für den Rest der Funktionsperiode ein
neues Mitglied (stellvertretendes Mitglied) zu
bestellen.

Aufgaben und Verfahren
§ 14. (1) Das Landesdirektorium hat die Grund-

sätze der Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik im
jeweiligen Bundesland festzulegen. Es hat im
Rahmen der Beschlüsse des Verwaltungsrates (§ 6
Z 3 bis 9) die Präliminarien festzulegen und die
Geschäftsführung des Landesgeschäftsführers und
der Leiter der Geschäftsstellen zu überwachen.

(2) In den Aufgabenbereich des Landesdirekto-
riums fallen folgende Angelegenheiten:

1. Bewilligung des Arbeitsprogrammes auf Lan-
desebene,

2. Präliminarien des Landes-Arbeitsmarktser-
vice,

3. Entscheidung über die Verwendung der für
den im § 41 umschriebenen eigenen Wirkungs-
bereich zur Verfügung stehenden finanziellen
Mittel,

4. Vorschläge für die Besetzung der Funktion des
Landesgeschäftsführers und dessen Stellver-
treters,

5. Antrag auf vorzeitige Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses des Landesgeschäftsführers
und dessen Stellvertreters,

6. Festlegung und Umsetzung der Arbeitsmarkt-
politik im jeweiligen Bundesland einschließlich
der Aufteilung der von der Bundesorganisa-
tion für Leistungen gemäß dem 2. Teil,
3. Hauptstück eingeräumten Verfügungser-
mächtigungen,

7. Beschlußfassung über Konzepte gemäß § 16
Abs. 2 Z 6,

8. Beschlußfassung über die Einrichtung der
regionalen Geschäftsstellen und

9. Beschlußfassung über die Schaffung besonde-
rer Einrichtungen der Landesorganisationen
(§ 18) und der regionalen Organisationen
(§23 Abs. 2).

(3) Das Landesdirektorium wird vom Vorsitzen-
den (Stellvertreter) einberufen. Es ist jedenfalls
unverzüglich einzuberufen, wenn dies der Bundes-
minister für Arbeit und Soziales, der Bundesminister
für Finanzen, mindestens zwei Mitglieder des
Verwaltungsrates, der Vorstand oder mindestens
zwei Mitglieder des Landesdirektoriums unter
Angabe von Gründen verlangen.
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(4) Das Landesdirektorium ist bei Anwesenheit
von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlußfähig.
Die Geschäftsordnung kann für die Beschlußfas-
sung in wichtigen Angelegenheiten ein höheres
Anwesenheitsquorum vorsehen.

(5) Das Landesdirektorium faßt, sofern in diesem
Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung nicht
anderes bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(6) Das Landesdirektorium kann insbesondere
zur Vorbereitung seiner Verhandlungen und
Beschlüsse sowie zur Überwachung der ordnungs-
gemäßen Erfüllung der dem Arbeitsmarktservice
des Bundeslandes obliegenden Aufgaben Aus-
schüsse einsetzen. Die weiteren Mitglieder des
Landesdirektoriums (§ 13 Abs. 1) können zur
Überwachung der ordnungsgemäßen Erfüllung der
dem Arbeitsmarktservice übertragenen Aufgaben
einen Kontrollausschuß einsetzen. Einem Ausschuß
können auch Personen angehören, die nicht
Mitglieder (stellvertretende Mitglieder) des Landes-
direktoriums sind.

(7) Jedes weitere Mitglied des Landesdirekto-
riums (§ 13 Abs. 1) kann vom Landesgeschäftsfüh-
rer Auskünfte und Berichte zu allen Fragen der
Tätigkeit des Arbeitsmarktservice des Bundeslandes
verlangen.

(8) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) des Landesdirektoriums und seiner
Ausschüsse haben, sofern auf Grund sonstiger
gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen nicht
anderes bestimmt ist, für die Teilnahme an den
Sitzungen des Landesdirektoriums und seiner
Ausschüsse Anspruch auf Ersatz der Reise- und
Aufenthaltskosten sowie auf Entschädigung für
Zeitversäumnis entsprechend den für Schöffen
geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchs-
gesetzes 1975 und auf ein ihren Aufgaben
angemessenes Sitzungsgeld, das vom Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen festgesetzt wird.

(9) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) des Landesdirektoriums und die Aus-
schußmitglieder sind zur gewissenhaften und
unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet.
Sie haften, unbeschadet der Bestimmungen des
Amtshaftungsgesetzes, für jeden Schaden, der dem
Arbeitsmarktservice oder dem Bund aus der
Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst.

3. ABSCHNITT
Landesgeschäftsführer

Bestellung

§ 15. (1) Die Funktionen des Landesgeschäftsfüh-
rers und seines Stellvertreters sind öffentlich

auszuschreiben. Für die Ausschreibung findet das
Bundesgesetz vom 8. Oktober 1982 über die
öffentliche Ausschreibung von Funktionen in
Kapitalgesellschaften, an denen Bund, Länder oder
Gemeinden beteiligt sind, BGBl. Nr 521, mit der
Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der im § l
genannten Funktionen der Landesgeschäftsführer
und sein Stellvertreter treten.

(2) Der Landesgeschäftsführer und sein Stellver-
treter werden vom Verwaltungsrat bestellt. Vor der
Bestellung ist ein Ausschuß des Landesdirektoriums,
dem die vom Bundesminister für Arbeit und Soziales
bestellten Mitglieder angehören, und der Vorsit-
zende des Vorstandes anzuhören.

(3) Die Funktionsperiode des Landesgeschäfts-
führers und seines Stellvertreters beträgt sechs
Jahre; in begründeten Fällen kann eine kürzere
Dauer vereinbart werden. Die Wiederbestellung ist
zulässig. Scheidet der Landesgeschäftsführer (Stell-
vertreter) vor Ablauf der Funktionsperiode aus, so
hat der Verwaltungsrat für den Rest der Funktions-
periode unter Beachtung der Abs. l und 2 einen
neuen Landesgeschäftsführer (Stellvertreter) zu
bestellen.

(4) Der Verwaltungsrat hat die Bestellung des
Landesgeschäftsführers und seines Stellvertreters zu-
widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere bei grober
Pflichtverletzung oder dauernder Unfähigkeit zur
Ausübung der Funktion vor.

(5) Der Landesgeschäftsführer und sein Stellver-
treter müssen ihre Funktion als Beruf ausüben.

Aufgaben

§ 16. (1) Der Landesgeschäftsführer hat die
Geschäfte der Landesorganisation des Arbeits-
marktservice im jeweiligen Bundesland unter
eigener Verantwortung so zu leiten und nach außen
zu vertreten, wie das Wohl des Arbeitsmarktservice
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 31
Abs. 5 erster Satz es erfordert.

(2) Der Aufgabenbereich des Landesgeschäfts-
führers umfaßt insbesondere folgende Angelegen-
heiten:

1. Führung der laufenden Geschäfte der Lan-
desorganisation,

2. Leitung der Landesgeschäftsstelle,
3. Kontrolle und Anleitung der Tätigkeit der

regionalen Geschäftsstellen,
4. jährliche Erstellung der Präliminarien und

des Rechnungsabschlusses für die Investi-
tions-, Sach- und Förderungsaufwendungen
im Bundesland,

5. Erstellung des jährlichen arbeitsmarktpoliti-
schen Tätigkeitsberichtes an den Verwal-
tungsrat,
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6. Konzipierung von regionalen Programmen
und Schwerpunktaktivitäten für die Konkre-
tisierung und Umsetzung arbeitsmarktpoliti-
scher Zielvorgaben,

7. Planung und Umsetzung der regionalen
Arbeitsmarktpolitik im Rahmen des generel-
len Arbeitsprogrammes und Budgetrahmens
(einschließlich mittelfristiger Planung),

8. regelmäßige Berichterstattung über das Ar-
beitsmarktservice im Bundesland an das
Landesdirektorium,

9. Koordinierung und Betreuung der regiona-
len Geschäftsstellen bei der Umsetzung der
festgelegten Arbeitsmarktpolitik durch Be-
reitstellung von Hilfsmitteln, Beratung und
laufende Kontrolle,

10. Vorsorge für eine koordinierte Vorgangs-
weise mit Gebietskörperschaften in arbeits-
marktpolitisch relevanten Fragen,

11. Heranziehung von externen Einrichtungen
(Schulungsträger, Sozialinitiativen, Betreu-
ungseinrichtungen) zur Unterstützung ar-
beitsmarktpolitischer Aktivitäten und

12. Erstellung von regional angepaßten Schu-
lungsplänen.

(3) Der Landesgeschäftsführer ist bei der
Ausübung seiner Tätigkeit an die vom Landesdirek-
torium festgelegten Schwerpunkte gebunden. Der
Stellvertreter vertritt den Landesgeschäftsführer bei
dessen Verhinderung.

(4) Die Landesgeschäftsführer und deren Stell-
vertreter sind zur gewissenhaften und unpartei-
ischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie
haften, unbeschadet der Bestimmungen des Amts-
haftungsgesetzes, für jeden Schaden, der dem
Arbeitsmarktservice" oder dem Bund aus der
Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst.

4. ABSCHNITT
Einrichtungen zur Unterstützung in der

Aufgabenerfüllung

Landesgeschäftsstelle

§ 17. (1) Als Hilfsapparat der Organe der
Landesorganisation des Arbeitsmarktservice bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben wird eine Landesge-
schäftsstelle eingerichtet.

(2) Die Landesgeschäftsstellen haben mit Aus-
nahme der Landesgeschäftsstelle der niederösterrei-
chischen Landesorganisation ihren Sitz in der
Landeshauptstadt; der Sitz der Landesgeschäfts-
stelle für Niederösterreich ist Wien. Das Landesdi-
rektorium kann davon abweichend einen anderen
Ort als Sitz der Landesgeschäftsstelle festlegen.

(3) Der Landesgeschäftsführer kann im Interesse
einer raschen und zweckmäßigen Geschäftsbehand-
lung die ihm nach Maßgabe der gesetzlichen
Vorschriften zustehenden Befugnisse hinsichtlich
bestimmter Angelegenheiten auf seinen Stellvertre-
ter oder Träger von bestimmten Funktionen oder
namentlich bezeichnete Mitarbeiter der Landesge-
schäftsstelle zur selbständigen Erledigung übertra-
gen. Der Landesgeschäftsführer behält jedoch auch
bei einer Übertragung die Verantwortung für die
ordnungsgemäße Erledigung der Angelegenheiten.
Das Weisungsrecht der vorgesetzten Organe wird
durch die Übertragung zur selbständigen Erledi-
gung bestimmter Angelegenheiten nicht berührt.

Einrichtungen der Landesorganisation

§ 18. Zur Erfüllung besonderer Aufgaben des
Arbeitsmarktservice des Bundeslandes, die über den
Bereich einer regionalen Organisation hinausgehen,
kann das Landesdirektorium eigene Einrichtungen
schaffen, wenn dies wegen der Besonderheit der zu
erfüllenden Aufgaben zweckmäßig ist. Behördliche
Aufgaben können solchen Einrichtungen nicht
übertragen werden.

4. HAUPTSTÜCK
Regionale Organisationen

1. ABSCHNITT
Einrichtung und Aufgabenbereich

§ 19. (1) Zur Erbringung der Leistungen des
Arbeitsmarktservice sind regionale Organisationen
einzurichten. Die Einrichtung der regionalen
Organisationen des Arbeitsmarktservice obliegt
dem Landesdirektorium des jeweiligen Bundeslan-
des. Sie hat unter dem Gesichtspunkt der
größtmöglichen Bürgernähe, der regionalen Er-
reichbarkeit und der bestmöglichen Verwirklichung
des im § 29 genannten Zieles des Arbeitsmarktser-
vice zu erfolgen. In Wien können regionale
Organisationen auch nach fachlichen Gesichts-
punkten eingerichtet werden.

(2) Der Sitz der regionalen Organisationen ist
anläßlich ihrer Einrichtung zu bestimmen.

(3) Von den regionalen Organisationen des
Arbeitsmarktservice sind, soweit nicht ausdrücklich
anderes bestimmt ist, im Rahmen der Richtlinien der
Bundes- und der Landesorganisation zu besorgen

1. die Konkretisierung und Umsetzung der
vorgegebenen arbeitsmarktpolitischen Zielset-
zungen auf regionaler Ebene und

2. die Umsetzung und praktische Durchführung
der Arbeitsmarktpolitik in der Region durch
die Erbringung der Leistungen gemäß §§ 32
und 33.
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2. ABSCHNITT
Regionalbeirat

Zusammensetzung und Mitgliedschaft

§ 20. (1) Bei jeder regionalen Organisation ist ein
Beirat einzurichten (Regionalbeirat).

(2) Der Beirat besteht aus dem Leiter der
regionalen Geschäftsstelle als Vorsitzendem und
vier weiteren Mitgliedern. Diese weiteren Mitglie-
der bestellt das Landesdirektorium auf Vorschlag
der Kammer der gewerblichen Wirtschaft des
jeweiligen Bundeslandes, der Vereinigung österrei-
chischer Industrieller, der Kammer für Arbeiter und
Angestellte des jeweiligen Bundeslandes und des
österreichischen Gewerkschaftsbundes. Für jedes
Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen, der das
Mitglied zu vertreten hat, wenn es an der Ausübung
seiner Funktion verhindert ist.

(3) Die Funktionsperiode der vier weiteren
Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder) des Beira-
tes beträgt sechs Jahre; die Wiederbestellung ist
zulässig.

(4) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) können jederzeit gegenüber dem
Landesdirektorium den Rücktritt erklären. Der
Rücktritt wird mit der schriftlichen Erklärung
gegenüber dem Landesdirektorium wirksam. Die
Mitgliedschaft (stellvertretende Mitgliedschaft) er-
lischt, wenn das Mitglied (stellvertretende Mitglied)
Mitglied des Vorstandes, Landesgeschäftsführer
(Stellvertreter des Landesgeschäftsführers), Mit-
glied des Verwaltungsrates oder eines Landesdirek-
toriums oder das weitere Mitglied (stellvertretende
Mitglied) Bediensteter des Arbeitsmarktservice
wird.

(5) Das Landesdirektorium hat die Bestellung
eines von ihm bestellten Mitgliedes (stellvertreten-
den Mitgliedes) des Beirates zu widerrufen, wenn
ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere bei grober Pflichtverletzung oder
dauernder Unfähigkeit zur Ausübung der Funktion
vor.

(6) Scheidet ein Mitglied (stellvertretendes
Mitglied) vor Ablauf der Zeit, für die es bestellt ist,
aus, so ist für den Rest der Funktionsperiode ein
neues Mitglied (stellvertretendes Mitglied) zu
bestellen.

Aufgaben und Verfahren

§ 21. (1) Der Beirat hat in Umsetzung der
Richtlinien der Bundes- und der Landesorganisa-
tion die Grundsätze der Arbeitsmarktpolitik für den
Bereich der regionalen Geschäftsstelle festzulegen.

In seinen Aufgabenbereich fallen folgende Angele-
genheiten:

l Vorschlag zur Gestaltung der Arbeitsmarkt-
politik auf regionaler Ebene gegenüber der
Landesorganisation,

2. Anhörung vor der Bestellung des Leiters der
regionalen Geschäftsstelle,

3. Beschluß über Berichte zur Arbeitsmarktpoli-
tik der regionalen Organisation,

4. Genehmigung der regionalen Präliminarien,
5. Genehmigung kurz- und mittelfristiger Ar-

beitsprogramme und
6. Mitwirkung in sonstigen Angelegenheiten, in

denen dies gesetzlich vorgesehen ist.

(2) Der Beirat wird von seinem Vorsitzenden
(Stellvertreter) einberufen. Er ist jedenfalls unver-
züglich einzuberufen, wenn dies der Landesge-
schäftsführer, das Landesdirektorium oder minde-
stens zwei Mitglieder des Beirates unter Angabe von
Gründen verlangen.

(3) Der Beirat ist bei Anwesenheit von zwei
Dritteln seiner Mitglieder beschlußfähig. Die
Geschäftsordnung kann für die Beschlußfassung in
wichtigen Angelegenheiten ein höheres Anwesen-
heitsquorum vorsehen.

(4) Der Beirat faßt, sofern in diesem Bundesge-
setz oder in der Geschäftsordnung nicht anderes
bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Der Beirat kann insbesondere zur Vorberei-
tung seiner Verhandlungen und Beschlüsse sowie
zur Überwachung der ordnungsgemäßen Erfüllung
der dem Arbeitsmarktservice im Bereich der
regionalen Organisation obliegenden Aufgaben.
Ausschüsse einsetzen. Einem Ausschuß können
auch Personen angehören, die nicht Mitglieder
(stellvertretende Mitglieder) des Beirates sind.

(6) Der Beirat oder ein Mitglied des Beirates kann
vom Leiter der regionalen Geschäftsstelle Auskünfte
und Berichte zu allen Fragen der Tätigkeit des
Arbeitsmarktservice der Regionalorganisation ver-
langen.

(7) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) des Beirates (§ 20 Abs. 2) und seiner
Ausschüsse haben, sofern auf Grund sonstiger
gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen nicht
anderes bestimmt ist, für die Teilnahme an den
Sitzungen des Beirates und seiner Ausschüsse
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltsko-
sten sowie auf Entschädigung für Zeitversäumnis
entsprechend den für Schöffen geltenden Bestim-
mungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 und
auf ein angemessenes Sitzungsgeld, das vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
festgesetzt wird.

(8) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden
Mitglieder) des Beirates und die Ausschußmitglie-
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der sind zur gewissenhaften und unparteiischen
Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften,
unbeschadet der Bestimmungen des Amtshaftungs-
gesetzes, für jeden Schaden, der dem Arbeitsmarkt-
service oder dem Bund aus der Vernachlässigung
ihrer Pflichten erwächst.

3. ABSCHNITT
Leiter der regionalen Geschäftsstelle

§ 22. (1) Der Leiter der regionalen Geschäftsstelle
wird vom Landesdirektorium bestellt. Er ist
Bediensteter des Arbeitsmarktservice gemäß den
Bestimmungen des 5. Teiles oder Bediensteter eines
Amtes des Arbeitsmarktservice.

(2) Der Leiter der regionalen Geschäftsstelle hat
die Geschäfte des Arbeitsmarktservice auf regiona-
ler Ebene unter Beachtung der Richtlinien der
Bundes- und der Landesorganisation sowie der vom
Regionalbeirat beschlossenen Grundsätze unter
eigener Verantwortung so zu leiten und nach außen
zu vertreten, wie das Wohl des Arbeitsmarktservice
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des § 31
Abs. 5 erster Satz es erfordert. Er hat über alle
Leistungen des Arbeitsmarktservice seines Zustän-
digkeitsbereiches, soweit im Gesetz nicht anderes
bestimmt ist, zu entscheiden.

4. ABSCHNITT

Regionale Geschäftsstelle

§ 23. (1) Als Hilfsapparat der Organe der
regionalen Organisationen des Arbeitsmarktservice
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben werden am Sitz
der regionalen Organisationen regionale Geschäfts-
stellen eingerichtet.

(2) Das Landesdirektorium kann bestimmen, daß
Teile einer regionalen Geschäftsstelle sachlich,
örtlich oder organisatorisch getrennt vom Sitz der
regionalen Organisation eingerichtet werden, wenn
dies zur besseren Erbringung der Leistungen des
Arbeitsmarktservice unter den im § 19 Abs. l
genannten Gesichtspunkten zweckmäßig ist. Ausge-
gliederte Teile einer regionalen Geschäftsstelle oder
besondere Geschäftsstellen erhalten eine ihre
jeweilige Aufgabenstellung ausdrückende Bezeich-
nung.

(3) Der Leiter der regionalen Geschäftsstelle
kann im Interesse einer raschen und zweckmäßigen
Geschäftsbehandlung die ihm nach Maßgabe der
gesetzlichen Vorschriften zustehenden Befugnisse
hinsichtlich bestimmter Angelegenheiten auf Träger
von bestimmten Funktionen oder namentlich
bezeichnete Mitarbeiter seiner Geschäftsstelle zur
selbständigen Erledigung übertragen. Der Leiter der
Geschäftsstelle behält jedoch auch bei einer
Übertragung die Verantwortung für die ordnungs-

gemäße Erledigung der Angelegenheiten. Das
Weisungsrecht der vorgesetzten Organe wird durch
die Übertragung zur selbständigen Erledigung
bestimmter Angelegenheiten nicht berührt.

5. HAUPTSTÜCK
Gemeinsame Vorschriften

Behördliche Aufgaben

§ 24. (1) Für die Besorgung behördlicher
Aufgaben des Arbeitsmarktservice hat der Bundes-
minister für Arbeit und Soziales durch Verordnung
Zuständigkeitssprengel festzulegen.

(2) Soweit der regionalen Geschäftsstelle behörd-
liche Funktion zukommt, obliegt diese dem Leiter
der regionalen Geschäftsstelle.

(3) Soweit der Landesgeschäftsstelle behördliche
Funktion zukommt, obliegt diese dem Landesge-
schäftsführer, in Angelegenheiten gemäß den §§ 48
Abs. l und 56 des Arbeitslosenversicherungsgeset-
zes 1977, BGBl. Nr. 609, dem Ausschuß für
Leistungsangelegenheiten des Landesdirektoriums.

(4) Gegen Bescheide des Landesgeschäftsführers
ist eine Berufung nicht zulässig.

Datenverarbeitung

§ 25. (1) Das Arbeitsmarktservice ist zur Ermitt-
lung und Verarbeitung von personenbezogenen
Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 565/1978, das sind Namen; Geburtsdatum;
Geschlecht; Adresse (Wohnsitz); Staatsangehörig-
keit; Familienstand; Sorgepflichten; Rechtsgrund-
lage für den Aufenthalt in Österreich; Versiche-
rungsnummer; sonstige in den persönlichen Um-
ständen gelegene Gründe, die für die Erfüllung von
Dienstleistungen und den zweckmäßigen Beihilfen-
einsatz (§ 31 Abs. 3) notwendig sind; Dienstgeber-
kontonummer; auf das Arbeits- und Beschäfti-
gungsverhältnis bezogene Daten; auf Ausbildung
und Ausbildungswünsche bezogene Daten; vermitt-
lungsrelevante Betriebsdaten und sonstige vermitt-
lungsrelevante Daten, insoweit ermächtigt, als diese
zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung sind.

(2) Die vom Arbeitsmarktservice ermittelten und
verarbeiteten Daten dürfen an Behörden, Gerichte,
Träger der Sozialversicherung, das Bundesrechen-
amt, die gesetzlichen Interessenvertretungen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und das
Statistische Zentralamt, soweit sie für die Vollzie-
hung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben
eine wesentliche Voraussetzung bilden, und an
Einrichtungen, denen Aufgaben des Arbeitsmarkt-
service übertragen sind, soweit die Daten unabding-
bare Voraussetzung für die Erfüllung der übertrage-
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nen Aufgaben sind, im Wege der automationsunter-
stützten Datenverarbeitung übermittelt werden.

(3) Einrichtungen, denen Aufgaben des Arbeits-
marktservice übertragen sind, dürfen die von ihnen
ermittelten und verarbeiteten Daten im Wege der
automationsunterstützten Datenverarbeitung an das
Arbeitsmarktservice übermitteln, wobei gilt, daß die
übermittelten Daten in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der übertragenen Aufgabe (§ 30 Abs. 3)
stehen müssen.

(4) Die Behörden, Gerichte, Träger der Sozial-
versicherung, das Bundesrechenamt, die gesetzli-
chen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer und das Statistische Zentralamt
dürfen die von ihnen ermittelten und verarbeiteten
Daten im Wege der automationsunterstützten
Datenverarbeitung an das Arbeitsmarktservice über-
mitteln, soweit diese für die Vollziehung der dem
Arbeitsmarktservice gesetzlich übertragenen Aufga-
ben eine wesentliche Voraussetzung sind.

(5) Wenn es für die Erfüllung der Aufgaben des
Arbeitsmarktservice von wesentlicher Bedeutung ist,
zur Beurteilung der Dienstleistungen und Beihilfen
des Arbeitsmarktservice einen Forschungsauftrag an
einen anderen Rechtsträger zu vergeben, und zur
Erfüllung dieses Forschungsauftrages die Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten im Sinne des
Datenschutzgesetzes unabdingbar notwendig ist, so
ist das Arbeitsmarktservice zur Übermittlung dieser
Daten, das sind Namen; Geburtsdatum; Ge-
schlecht; Adresse (Wohnsitz); Staatsangehörigkeit;
Familienstand; Sorgepflichten; Rechtsgrundlage für
den Aufenthalt in Österreich; Versicherungsnum-
mer; sonstige in den persönlichen Umständen
gelegene Gründe, die für die Erfüllung von
Dienstleistungen und den zweckmäßigen Beihilfen-
einsatz (§ 31 Abs. 3) notwendig sind; Dienstgeber-
kontonummer; auf das Arbeits- und Beschäfti-
gungsverhältnis bezogene Daten; auf Ausbildung
und Ausbildungswünsche bezogene Daten; vermitt-
lungsrelevante Betriebsdaten und sonstige vermitt-
lungsrelevante Daten, ermächtigt.

Rechtshilfe

§ 26. (1) Alle Behörden und Ämter des Bundes,
die Träger der Sozialversicherung, die Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse und die auf Grund
bundesgesetzlicher Bestimmungen eingerichteten
gesetzlichen Interessenvertretungen sind verpflich-
tet, das Arbeitsmarktservice in der Erfüllung seiner
Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Träger der Sozialversicherung und der
Hauptverband der Österreichischen Sozialversiche-
rungsträger sind verpflichtet, auf automationsunter-
stütztem Weg gespeicherte Daten (§ 31 Abs. 4 Z 3
und Abs. 5 Z 7 ASVG) über die Versicherungszeiten
der Arbeitnehmer und die Beiträge, mit denen sie

versichert sind oder waren, an das Arbeitsmarktser-
vice zu übermitteln, die für dieses eine wesentliche
Voraussetzung zur Durchführung seiner Aufgaben
bilden.

Verschwiegenheitspflicht
§ 27 (1) Die Organe des Arbeitsmarktservice

sind, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist,
zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer
amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen
verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung
und Sicherheit, der umfassenden Landesverteidi-
gung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftli-
chen Interesse des Arbeitsmarktservice, zur Vorbe-
reitung einer Entscheidung oder im überwiegenden
Interesse der Parteien geboten ist. Von dieser
Verpflichtung hat der zuständige Vorgesetzte auf
Verlangen eines Gerichtes oder einer Verwaltungs-
behörde zu entbinden, wenn dies im Interesse der
Rechtspflege oder im sonstigen öffentlichen Inter-
esse liegt.

(2) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit
gemäß Abs. l gilt auch nach dem Ausscheiden aus
der Funktion und nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit
gemäß Abs. l gilt auch für Personen, die einem
Ausschuß des Verwaltungsrates, des Landesdirekto-
riums oder des Regionalbeirates angehören.

Geschäftsordnung
§ 28. (1) Zur näheren Regelung von Organisa-

tion, Zuständigkeiten und Tätigkeiten des Arbeits-
marktservice auf Bundes-, Landes- und regionaler
Ebene hat der Verwaltungsrat über Vorschlag des
Vorstandes eine Geschäftsordnung zu erlassen. Vor
der Beschlußfassung (Änderung) der Geschäftsord-
nung sind die Landesdirektorien anzuhören.

(2) Die Geschäftsordnung hat insbesondere eine
weitestmögliche Delegierung der Entscheidungsbe-
fugnisse auf die regionale Ebene vorzusehen.
Weiters sind in die Geschäftsordnung Bestimmun-
gen über Einberufung, Anwesenheits- und Abstim-
mungsquoren der Organe nach diesem Bundesge-
setz, soweit dies nicht bereits im Gesetz geregelt ist,
vorzusehen. In der Geschäftsordnung können
bestimmte Geschäftsfälle, deren Erledigung sich der
Verwaltungsrat vorbehalten will, genannt werden.

2. TEIL

Aufgaben

1. HAUPTSTÜCK

Allgemeines
Ziel und Aufgabenerfüllung

§ 29. (1) Ziel des Arbeitsmarktservice ist, im
Rahmen der Vollbeschäftigungspolitik der Bundes-
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regierung zur Verhütung und Beseitigung von
Arbeitslosigkeit unter Wahrung sozialer und öko-
nomischer Grundsätze im Sinne einer aktiven
Arbeitsmarktpolitik auf ein möglichst vollständiges,
wirtschaftlich sinnvolles und nachhaltiges Zusam-
menführen von Arbeitskräfteangebot und -nach-
frage hinzuwirken, und dadurch die Versorgung der
Wirtschaft mit Arbeitskräften und die Beschäftigung
aller Personen, die dem österreichischen Arbeits-
markt zur Verfügung stehen, bestmöglich zu
sichern. Dies schließt die Sicherung der wirtschaftli-
chen Existenz während der Arbeitslosigkeit im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen ein.

(2) Das Arbeitsmarktservice hat zur Erreichung
dieses Zieles im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen Leistungen zu erbringen, die darauf
gerichtet sind,

1. auf effiziente Weise die Vermittlung von
geeigneten Arbeitskräften auf Arbeitsplätze
herbeizuführen, die möglichst eine den Ver-
mittlungswünschen des Arbeitsuchenden ent-
sprechende Beschäftigung bieten,

2. die Auswirkungen von Umständen, die eine
unmittelbare Vermittlung im Sinne der Z l
behindern, überwinden zu helfen,

3. der Unübersichtlichkeit des Arbeitsmarktes
entgegenzuwirken,

4. quantitative oder qualitative Ungleichgewichte
zwischen Arbeitskräfteangebot und Arbeits-
kräftenachfrage zu verringern,

5. die Erhaltung von Arbeitsplätzen, wenn sie im
Sinne des Abs. l sinnvoll ist, zu ermöglichen
und

6. die wirtschaftliche Existenz der Arbeitslosen
zu sichern.

Voraussetzungen für die Aufgabenerfüllung

§ 30. (1) Das Arbeitsmarktservice hat die
erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen und
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die
im 2. und 3. Hauptstück genannten Leistungen so
gestalten zu können, daß sie der Erreichung des in
§ 29 genannten Zieles bestmöglich dienen.

(2) Das Arbeitsmarktservice hat für die Arbeits-
marktbeobachtung und -Statistik sowie für Grundla-
gen- und Entwicklungsarbeit und die Forschung in
den Bereichen Arbeitsmarkt, Beschäftigung und
Berufswelt zu sorgen.

(3) Soweit das Arbeitsmarktservice Aufgaben
gemäß Abs. 2 nicht selbst besorgen kann oder deren
Besorgung unzweckmäßig oder unwirtschaftlich
wäre, hat es dafür Vorsorge zu treffen, daß diese
Aufgaben auf Grund vertraglicher Vereinbarungen,
zB durch Übertragung an geeignete Einrichtungen
oder Beteiligung an solchen, besorgt werden. Durch
eine solche vertragliche Vereinbarung dürfen
schutzwürdige Interessen Dritter im Sinne des § l

Abs. l des Datenschutzgesetzes nicht verletzt
werden.

Grundsätze bei der Aufgabenerfüllung

§ 31. (1) Die Leistungen des Arbeitsmarktservice,
die nicht im behördlichen Verfahren erbracht
werden, kann jedermann bei allen Geschäftsstellen
und Einrichtungen des Arbeitsmarktservice in
Anspruch nehmen, die diese Leistungen anbieten,
sofern dem die in Abs. 5 genannten Grundsätze
nicht entgegenstehen.

(2) Sofern auf Leistungen des Arbeitsmarktservice
kein Rechtsanspruch besteht, haben sich Wahl, Art
und erforderlichenfalls Kombination der eingesetz-
ten Leistungen nach den Erfordernissen des
Einzelfalles unter dem Gesichtspunkt zu richten,
daß sie dem in § 29 genannten Ziel bestmöglich
entsprechen. Bei Erfüllung seiner Aufgaben hat das
Arbeitsmarktservice auf einen angemessenen Aus-
gleich der Interessen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer zu achten.

(3) Für Personen, die entweder wegen ihrer
persönlichen Verhältnisse oder ihrer Zugehörigkeit
zu einer auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten
Gruppe bei der Erlangung oder Erhaltung eines
Arbeitsplatzes besondere Schwierigkeiten haben,
sind die Leistungen des Arbeitsmarktservice im Sinn
des Abs. 2 so zu gestalten und erforderlichenfalls so
verstärkt einzusetzen, daß eine weitestmögliche
Chancengleichheit mit anderen Arbeitskräften her-
gestellt wird. Insbesondere ist durch einen entspre-
chenden Einsatz der Leistungen der geschlechtsspe-
zifischen Teilung des Arbeitsmarktes sowie der
Diskriminierung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt
entgegenzuwirken.

(4) Die Tätigkeit des Arbeitsmarktservice ist,
soweit es

— die Sicherstellung der Beachtung und Umset-
zung der Arbeitsmarktpolitik der Bundesre-
gierung,

— die Gleichbehandlung gleichartiger Angele-
genheiten,

— die notwendige Einheitlichkeit des Vorgehens
und

— die Erreichung höchstmöglicher Effizienz
und Zweckmäßigkeit der Leistungserbrin-
gung

erlauben, dezentral durchzuführen. Die Leistungen
des Arbeitsmarktservice sind, soweit nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, durch die regionalen
Organisationen zu erbringen.

(5) Bei allen Tätigkeiten hat das Arbeitsmarktser-
vice auf die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit unter dem
Gesichtspunkt der bestmöglichen Erreichung des in
§ 29 genannten Zieles Bedacht zu nehmen. Zur
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Bewertung der Effizienz der Tätigkeit des Arbeits-
marktservice ist ein internes Controlling einzurich-
ten.

2. HAUPTSTÜCK
Dienstleistungen

§ 32. (1) Das Arbeitsmarktservice hat seine
Leistungen in Form von Dienstleistungen zu
erbringen, deren Zweck die Vermittlung von
Arbeitsuchenden auf offene Stellen, die Beschäfti-
gungssicherung und die Existenzsicherung im Sinne
des § 29 ist.

(2) Dienstleistungen zur Vorbereitung, Ermögli-
chung oder Erleichterung einer solchen Vermittlung
oder Beschäftigungssicherung sind im besonderen

1. Information über den Arbeitsmarkt und die
Berufswelt,

2. Beratung bei der Wahl des Berufes,
3. Unterstützung bei der Herstellung oder

Erhaltung der Vermittlungsfähigkeit von
Arbeitskräften,

4. Unterstützung der Qualifizierung von Arbeits-
kräften und

5. Unterstützung von Unternehmen bei der
Suche und Auswahl geeigneter Arbeitskräfte
sowie der Gestaltung der innerbetrieblichen
Arbeitskräfteplanung,

6. Unterstützung von Arbeitsuchenden bei der
Suche und Auswahl eines Arbeitsplatzes und

7 Unterstützung von Unternehmen und Arbeits-
kräften bei der Schaffung und Erhaltung von
Arbeitsplätzen.

(3) Soweit das Arbeitsmarktservice Dienstleistun-
gen im Sinne des Abs. 2 nicht selbst bereitstellen
kann oder deren Bereitstellung unzweckmäßig oder
unwirtschaftlich wäre, hat es dafür Vorsorge zu
treffen, daß solche Leistungen auf Grund vertragli-
cher Vereinbarungen, zB durch Übertragung an
geeignete Einrichtungen, auf andere Weise zur
Verfügung gestellt werden. Dabei dürfen schutz-
würdige Interessen Dritter im Sinne des § l Abs. l
des Datenschutzgesetzes nicht verletzt werden.

(4) Dienstleistungen sind grundsätzlich kostenlos.
Für besondere Dienstleistungen, wie Testung und
Vorauswahl von Bewerbern oder spezielle Werbe-
maßnahmen und Maßnahmen der Personalbera-
tung für Betriebe, kann der Verwaltungsrat ein
angemessenes Entgelt festsetzen, das dem Arbeits-
marktservice zufließt. Dienstleistungen für Arbeit-
nehmer, Arbeitslose und Arbeitsuchende sind
jedenfalls kostenlos zu erbringen.

(5) Sofern Dienstleistungen des Arbeitsmarktser-
vice unter die Bestimmungen des § 9 des Arbeits-
marktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, fal-
len, gelten für sie die Bestimmungen der §§ 10, 11,
13 und 14 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes.

3. HAUPTSTÜCK
Finanzielle Leistungen

l ABSCHNITT
Allgemeines

Arten der finanziellen Leistungen

§ 33. Finanzielle Leistungen des Arbeitsmarktser-
vice sind.

1. Ausgaben im Rahmen von Verpflichtungen
gemäß §32 Abs. 3,

2. Beihilfen nach Maßgabe der Bestimmungen
der §§ 34 bis 38.

Beihilfen

§ 34. (1) Sofern Dienstleistungen im Sinne des
§ 32 zur Erfüllung der sich aus § 29 ergebenden
Aufgaben nicht ausreichen, sind unter Beachtung
der im § 31 Abs. 5 erster Satz genannten Grundsätze
einmalige oder wiederkehrende finanzielle Leistun-
gen an und für Personen (Beihilfen) nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen zu erbringen.

(2) Solche Beihilfen dienen im besonderen dem
Zweck

1. die Überwindung von kostenbedingten Hin-
dernissen der Arbeitsaufnahme,

2. eine berufliche Aus- oder Weiterbildung oder
die Vorbereitung auf eine Arbeitsaufnahme,

3. die (Wieder)eingliederung in den Arbeits-
markt und

4. die Aufrechterhaltung einer Beschäftigung zu
fördern.

(3) Auf Beihilfen besteht kein Rechtsanspruch.

(4) Für Beihilfen, deren Zweck die Abgeltung des
Lohnausfalles bei Kurzarbeit ist, gelten die Bestim-
mungen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes.

(5) Sofern für Dienstleistungen gemäß § 32 Abs. 3
die entsprechenden Einrichtungen nicht oder nicht
im erforderlichen Ausmaß vorhanden sind, können
Beihilfen für entsprechende Errichtungs-, Erweite-
rungs- oder Ausstattungsinvestitionen gewährt
werden.

(6) Für Hochschulausbildungen oder Ausbildun-
gen an einer Lehranstalt, deren Lehrprogramme zu
staatlich anerkannten Lehrzielen führen, dürfen
keine Beihilfen des Arbeitsmarktservice zuerkannt
werden. Diese Bestimmung gilt nicht, soweit der
Verwaltungsrat im Hinblick auf die besonders
schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt in Ermange-
lung eines anderen geeigneten Beitrages zur
dauerhaften Lösung des Arbeitsplatzproblems sol-
che finanziellen Leistungen für bestimmte Perso-
nengruppen im Sinne des § 31 Abs. 3 für zulässig
erklärt hat. Allfällige Schülerbeihilfen, Studienbei-
hilfen und andere für den gleichen Zweck gewährte
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Zuwendungen sind bei der Zuerkennung derartiger
finanzieller Leistungen zu berücksichtigen.

(7) Der Verwaltungsrat hat über Vorschlag des
Vorstandes Grundsätze hinsichtlich der näheren
Voraussetzungen sowie der Art, Höhe und Dauer
der Beihilfen festzulegen. Dabei ist auf die
arbeitsmarktpolitischen Zielvorgaben des Bundes-
ministers für Arbeit und Soziales (§ 59 Abs. 2)
Bedacht zu nehmen.

(8) Beihilfen gelten nicht als Entgelt im Sinne des
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223.

2. ABSCHNITT
Besondere Vorschriften für Beihilfen zur Deckung

des Lebensunterhaltes

Zweck und Leistungsumfang

§ 35. (1) Ist Zweck der Beihilfe die Sicherung des
Lebensunterhaltes während einer beruflichen Aus-
oder Weiterbildung oder der Vorbereitung auf eine
Arbeitsaufnahme (§ 34 Abs. 2 Z 2), kann eine
Beihilfe in Form wiederkehrender Zahlungen
zuerkannt werden (Beihilfe zur Deckung des
Lebensunterhaltes).

(2) Personen, die eine Beihilfe zur Deckung des
Lebensunterhaltes beziehen, sind in der Arbeitslo-
sen-, Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung
pflichtversichert. Für diese Versicherungen gelten
die Vorschriften des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes 1977 und des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes über die gesetzliche Kranken-,
Unfall- und Pensionsversicherung für Pflichtversi-
cherte.

(3) Der Beitrag zur Arbeitslosen-, Kranken-,
Unfall- und Pensionsversicherung für nach Abs. 2
Versicherte ist mit dem Hundertsatz der Allgemei-
nen Beitragsgrundlage zu bemessen, wie er jeweils
für Dienstnehmer festgesetzt ist, die der Pensions-
versicherung der Arbeiter zugehören.

(4) Als allgemeine Beitragsgrundlage für nach
Abs. 2 Versicherte gilt für die Krankenversicherung
der doppelte Betrag und für die übrige Pflichtversi-
cherung der einfache Betrag der Beihilfe.

(5) Die Beiträge zur Pflichtversicherung von
Beihilfenbeziehern gemäß Abs. 2 sind vom Arbeits-
marktservice zu tragen.

(6) Meldungen, die nach den Vorschriften der
gesetzlichen Krankenversicherung dem Dienstgeber
obliegen, hat das Arbeitsmarktservice zu erstatten.
Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann
durch Verordnung Bestimmungen über die Verein-
fachung des Meldewesens und über die Art der
Entrichtung der Beiträge zur Arbeitslosen-, Kran-
ken-, Unfall- und Pensionsversicherung erlassen.

Krankenversicherung
§ 36. (1). Das Krankengeld für Bezieher einer

Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes gebührt
in der Höhe der letzten Beihilfe zur Deckung des
Lebensunterhaltes. Als Wochengeld gebührt ein
Betrag in der Höhe der um 80 vH erhöhten Beihilfe.

(2) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familien-
beihilfen wird den Trägern der gesetzlichen
Krankenversicherung 50 vH der Aufwendungen für
das Wochengeld ersetzt (§ 39 a des Familienlasten-
ausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376).

(3) Beziehern einer Beihilfe zur Deckung des
Lebensunterhaltes, die während des Bezuges dieser
Leistung erkranken oder sich in Anstaltspflege
befinden, gebührt, wenn sie in den ersten drei Tagen
auf Grund der für die Krankenversicherung
maßgebenden Bestimmungen kein Krankengeld
erhalten, die bisher bezogene Leistung für diese
Zeit.

(4) Wenn Ansprüche auf Leistungen der Kran-
kenversicherung davon abhängen, ob der Leistungs-
bezieher seinen Angehörigen aus seinem Entgelt
Unterhalt geleistet hat, gilt die Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhaltes als Entgelt.

(5) Die Bestimmungen des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes über die Krankenversiche-
rung beim Ausscheiden aus einer durch eine
Beschäftigung begründeten Pflichtversicherung und
anschließender Erwerbslosigkeit sind auf Personen,
deren Beihilfenbezug endet, anzuwenden; der
Anspruch der aus dem Beihilfenbezug ausgeschiede-
nen Personen auf die Pflichtleistungen der Kran-
kenversicherungen durch eine Selbstversicherung
(Abs. 6) bleibt unberührt.

(6) Personen, die vor dem Beihilfenbezug
krankenversichert waren, können nach dessen Ende
die frühere Krankenversicherung freiwillig fortset-
zen. Hiefür gelten die Bestimmungen des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes über die Selbstver-
sicherung in der Krankenversicherung.

Pfändbarkeit
§ 37. Die pfändbaren Ansprüche auf Beihilfen zur

Deckung des Lebensunterhaltes können nur zur
Deckung gesetzlicher Unterhaltsansprüche gegen
den Anspruchsberechtigten rechtswirksam übertra-
gen und verpfändet werden; § 291 b der Exeku-
tionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, ist anzuwenden.
Die Exekutionsordnung regelt, inwieweit Ansprü-
che auf Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhal-
tes pfändbar sind.

3. ABSCHNITT
Rückforderung

§ 38. (1) Anläßlich der Gewährung einer Beihilfe
ist zu vereinbaren, daß der Empfänger einer
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Beihilfe, der ihren Bezug vorsätzlich oder grob
fahrlässig durch unwahre Angaben oder Verschwei-
gung maßgeblicher Tatsachen herbeigeführt hat,
zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen ver-
pflichtet ist.

(2) Forderungen auf Ersatz unberechtigt bezoge-
ner Beihilfen oder unberechtigt bezogener Leistun-
gen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
können auf Beihilfen mit der Maßgabe aufgerechnet
werden, daß dem Empfänger die Hälfte der
Leistung frei bleiben muß.

4. HAUPTSTÜCK
Verhältnis zu anderen Gesetzen

§ 39. Die Bestimmungen des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977 und des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, werden durch
die Vorschriften dieses Teiles nicht berührt.

3. TEIL
Längerfristiger Plan

§ 40. (1) Der Tätigkeit des Arbeitsmarktservice ist
ein jeweils für einen Zeitraum von mindestens drei
Jahren erstellter längerfristiger Plan über die
arbeitsmarktpolitische Schwerpunktsetzung und die
Entwicklung der Leistungen des Arbeitsmarktser-
vice zugrunde zu legen. Dabei ist der notwendige
Investitions-, Personal- und Sachaufwand der
Einnahmenentwicklung gegenüberzustellen.

(2) Der längerfristige Plan ist vom Vorstand zu
erstellen, dem Verwaltungsrat zur Genehmigung
vorzulegen und bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen. Die Zustimmung ist zu verweigern, wenn der
längerfristige Plan nicht den Vorgaben gemäß § 59
Abs. 2 entspricht.

(3) Der längerfristige Plan ist zu ändern, wenn
dies geänderte Gegebenheiten der wirtschaftlichen
oder der Arbeitsmarktlage oder wesentliche Ände-
rungen der Arbeitsmarktpolitik der Bundesregie-
rung erforderlich machen. Diese Änderungen
unterliegen dem im Abs. 2 festgelegten Verfahren.

4. TEIL
Finanzwesen und Gebarung des Arbeitsmarktservice

Eigener Wirkungsbereich

§ 41. (1) Das Arbeitsmarktservice bestreitet die
Personal- und Sachausgaben für die Vollziehung
dieses Bundesgesetzes, des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977, des Sonderunterstützungsge-
setzes, BGBl. Nr. 642/1973, des Ausländerbeschäf-

tigungsgesetzes sowie sonstiger dem Arbeitsmarkt-
service zur Vollziehung übertragener Bundesge-
setze in eigenem Namen und auf eigene Rechnung.

(2) Der Bund hat dem Arbeitsmarktservice die
Ausgaben gemäß Abs. l mit Ausnahme der
Ausgaben gemäß § 51 zu Lasten der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik (§ l Abs. 2 Z l des Arbeits-
marktpolitikfinanzierungsgesetzes, BGBl. Nr. 315/
1994) zu ersetzen.

(3), Die Ausgaben gemäß § 51 sind vom
Arbeitsmarktservice zu tragen.

(4) Ausgenommen von den Regelungen des
Abs. l sind jedoch Ausgaben für Ruhegenüsse der
ehemals im Arbeitsmarktservice tätigen Beamten;
diese sind vom Bund zu bestreiten.

Übertragener Wirkungsbereich

§ 42. (1) Die Ausgaben für finanzielle Leistungen
nach diesem Bundesgesetz, nach dem Arbeitslosen-
versicherungsgesetz 1977, nach dem Sonderunter-
stützungsgesetz und nach Art. XXI des Karenzur-
laubserweiterungsgesetzes, BGBl. Nr. 408/1990,
bestreitet das Arbeitsmarktservice im Namen und
auf Rechnung des Bundes.

(2) Für den im Abs. l umschriebenen Wirkungs-
bereich gelten die Haushaltsvorschriften des Bun-
des.

Präliminarien

§ 43. (1) Die finanzielle Abwicklung des Arbeits-
marktservice im gemäß § 41 umschriebenen Wir-
kungsbereich hat auf Grund der für das jeweilige
Kalenderjahr geltenden Präliminarien zu erfolgen.

(2) Die Präliminarien haben unter Berücksichti-
gung der für das betreffende Jahr maßgebenden
Vorgaben des längerfristigen Planes gemäß § 40

1. alle voraussichtlichen Erträge und Aufwen-
dungen des betreffenden Geschäftsjahres und

2. einen Personalplan, in dem die Zahl der
Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice, geglie-
dert nach Entlohnungsgruppen, für das
betreffende Geschäftsjahr festgelegt ist,

zu enthalten.

(3) Die Präliminarien haben festzulegen, inwie-
weit die einzelnen Ausgabenpositionen der Prälimi-
narien innerhalb der Bestimmungen der Finanzord-
nung (§ 47 Abs. 2) überschritten werden können.
Ebenso haben die Präliminarien festzulegen, inwie-
weit der Personalplan überschritten werden kann.
Eine Überschreitung in einem 25 vH übersteigenden
Ausmaß ist jedenfalls unzulässig. Durch Überschrei-
tung einzelner Ausgabenpositionen der Prälimina-
rien darf die Gesamtausgabensumme nicht über-
schritten werden.
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(4) Die Präliminarien beschließt der Verwal-
tungsrat über Vorschlag des Vorstandes. Sie
bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen. Der Vorstand hat bei
der Erstellung des Präliminarienentwurfes auf den
Bundesvoranschlagsentwurf Bedacht zu nehmen.

(5) Die Nichtgenehmigung der Präliminarien
kann mit der Auflage erfolgen, daß die Prälimina-
rien auf der Grundlage des Bundesvoranschlages zu
erstellen sind, soweit dadurch nicht die Erfüllung
bestehender Verpflichtungen gefährdet ist.

(6) Eine Überschreitung der Gesamtausgaben-
summe ist nur durch eine Änderung der Prälimina-
rien möglich, die den Bestimmungen über die
Erstellung der Präliminarien unterliegt.

Provisorium
§ 44. (1) Wenn zu Beginn des Geschäftsjahres

keine Präliminarien zustande gekommen sind, tritt
ein Provisorium in Kraft. Das Arbeitsmarktservice
ist berechtigt, Leistungen auf Grund bestehender
Verpflichtungen nach Maßgabe der Fälligkeit der
Ansprüche zahlbar zu stellen. Darüber hinaus kann
es während der Dauer des Provisoriums monatlich
Verpflichtungen für das laufende Jahr eingehen,
soweit sich aus diesen Verpflichtungen keine
fälligen Ansprüche ergeben, die monatlich mehr als
ein Zwölftel der Präliminarien des Vorjahres
ergeben.

(2) Wenn bis Ende des ersten Quartales des
Geschäftsjahres keine Präliminarien zustande ge-
kommen sind, hat der Bundesminister für Arbeit
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen durch Verordnung die Prälimi-
narien festzulegen.

Jahresabschluß und Geschäftsbericht
§ 45. (1) Der Vorstand hat für den in § 41

umschriebenen Wirkungsbereich für jedes Ge-
schäftsjahr einen Jahresabschluß (Vermögensbilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung) zu erstellen und
diesen zusammen mit einem Geschäftsbericht bis
spätestens 30. April des Folgejahres dem Verwal-
tungsrat zur Genehmigung vorzulegen.

(2) Der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht
bedarf der Genehmigung durch den Bundesminister
für Arbeit und Soziales. Der Bundesminister für
Arbeit und Soziales kann die Genehmigung
verweigern, wenn der Jahresabschluß oder der
Geschäftsbericht nicht den gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht, insbesondere wenn die arbeitsmarkt-
politischen Vorgaben nicht eingehalten wurden. Bei
der Genehmigung bzw Verweigerung der Geneh-
migung hat der Bundesminister für Arbeit und
Soziales das Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen herzustellen.

Rechnungsabschluß

§ 46. Für die Gebarung des in § 42 umschriebe-
nen Tätigkeitsbereiches hat das Arbeitsmarktservice
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales und
dem Rechnungshof alle für die Erstellung des
Rechnungsabschlusses des Bundes erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Besondere Finanzvorschriften

§ 47 (1) Das Arbeitsmarktservice hat das
Finanzwesen für den in § 41 umschriebenen
Tätigkeitsbereich unter sinngemäßer Anwendung
des Dritten Buches, Erster und Zweiter Abschnitt
des Handelsgesetzbuches, DRGBl. S 219/1897,
nach Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung
durchzuführen. Allfällige Gewinne auf Grund des
Jahresabschlusses sind einer Rücklage zuzuführen.

(2) Der Verwaltungsrat hat über Vorschlag des
Vorstandes eine Finanzordnung nach den Grund-
sätzen des VIII. Abschnittes der Bundeshaushalts-
verordnung 1989, BGBl. Nr. 570, zu erlassen. In der
Finanzordnung ist festzulegen, unter welchen
Voraussetzungen Überschreitungen der einzelnen
Ausgabepositionen der Präliminarien zulässig sind.
Die Finanzordnung bedarf der Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen.

(3) Folgende Maßnahmen bedürfen der Zustim-
mung des Bundesministers für Arbeit und Soziales
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen.

1. Vorhaben im Sinne des § 41, die im Einzelfall
50 Millionen Schilling übersteigen; dies gilt
für Dauerschuldverhältnisse mit der Maßgabe,
daß bei befristeten Dauerschuldverhältnissen
der Gesamtaufwand, bei unbefristeten das
l0fache des Jahresaufwandes 50 Millionen
Schilling übersteigt;

2. das Eingehen von Beteiligungen an fremden
Einrichtungen;

3. Veränderungen im Bestand von Liegen-
schaften;

4. Vorhaben, die darauf gerichtet sind, Neu-,
Um- und Zubauten an und von Gebäuden
durchzuführen, die im Einzelfall 5 Millionen
Schilling übersteigen und

5. die Mitgliedschaft in einer Personenvereini-
gung, wenn der Mitgliedsbeitrag in einem Jahr
5 Millionen Schilling übersteigt.

Kreditaufnahmen

§ 48. (1) Das Arbeitsmarktservice darf über
Beschluß des Verwaltungsrates mit Zustimmung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im
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Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen Kredite aufnehmen, wenn

1. in einem Kalenderjahr voraussichtlich ein
Beitrag an die Gebarung Arbeitsmarktpolitik
gemäß § l Abs. l Z 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 3 des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungs-
gesetzes fällig wird, der durch verfügbare
Mittel der Arbeitsmarktrücklage (§ 50) nicht
gedeckt ist, oder

2. die Sicherung der Aufwendungen gemäß § 41
Abs. l kurzfristig und vorübergehend die
Zuführung zusätzlicher Mittel erfordert.

(2) Der Gesamtrahmen jeweils aushaftender
Kredite gemäß Abs. l Z l darf 20 vH der
voraussichtlichen Einnahmen des Bundes aus
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (§ l Abs. l Z l
des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) des
jeweiligen Budgetjahres nicht übersteigen.

(3) Kredite gemäß Abs. l Z 2 sind jährlich
spätestens anläßlich der vorläufigen Abrechnung
gemäß § 7 Abs. 3 des Arbeitsmarktpolitikfinanzie-
rungsgesetzes zu tilgen.

(4) Das Arbeitsmarktservice hat sich bei Kredit-
aufnahmen gemäß Abs. l der Bundesfinanzierüngs-
agentur zu bedienen.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch-
tigt, Haftungen des Bundes für gemäß Abs. l
aufgenommene Kredite nach Maßgabe des jeweils
geltenden Bundesfinanzgesetzes zu übernehmen.

(6) Die durch Kreditaufnahme entstehenden
Kosten, wie Zinsen, Kreditvertrags- und Kontofüh-
rungsgebühren und sonstige Spesen sowie die
Tilgung sind dem Arbeitsmarktservice vom Bund zu
Lasten der Gebarung Arbeitsmarktpolitik (§ l
Abs. 2 Z 8 des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsge-
setzes) zu ersetzen.

Sonderbewertungsrechte

§ 49. (1) Soweit nach den Bestimmungen des § 47
Abs. l für künftige Verpflichtungen Rücklagen und
Rückstellungen zu bilden sind, erhält das Arbeits-
marktservice die unbaren Aufwendungen für die
Dotierung der Rücklagen und Rückstellungen vom
Bund nicht in bar ersetzt. Der Bund ist jedoch
verpflichtet, dem Arbeitsmarktservice die entspre-
chenden Ausgaben in jenem Finanzjahr zu ersetzen,
in dem und soweit jene Verpflichtung fällig wird, für
die die Rücklage bzw. Rückstellung gebildet wurde.
Das Arbeitsmarktservice kann mit der Bildung der
Rücklage bzw. Rückstellung eine entsprechende
Forderung an den Bund aktivieren.

(2) Ebenso ist das Arbeitsmarktservice berechtigt,
im Falle von Kreditaufnahmen gemäß § 48 Abs. l
Z l den Ersatzanspruch gegen den Bund gemäß
§ 48 Abs. 6 in voller Höhe der aushaftenden
Kreditschuld zu aktivieren.

Arbeitsmarktrücklage

§ 50. (1) Das durch Überweisungen des Bundes
gemäß § l Abs. 2 Z 9 in Verbindung mit § 6 Abs. 4
des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes ent-
stehende Vermögen ist durch Bildung einer
besonderen Rücklage (Arbeitsmarktrücklage) zu
binden.

(2) Innerhalb der Arbeitsmarktrücklage ist eine
zweckgebundene Rücklage für Haftungsübernah-
men gemäß §§ 27 a Abs. 8 und 35 a des Arbeits-
marktförderungsgesetzes (Haftungsrücklage) zu
bilden. Die Haftungsrücklage bleibt bei der
Beurteilung der Vermögenslage des Arbeitsmarkt-
service im Sinne des § 6 Abs. 3 des Arbeitsmarktpoli-
tikfinanzierungsgesetzes außer Betracht.

(3) Die Haftungsrücklage gemäß Abs. 2 beträgt
0,5 vH der durchschnittlichen jährlichen Ausgaben
des Bundes im Rahmen der gebundenen Gebarung
Arbeitsmarktpolitik (§ l Abs. 2 des Arbeitsmarktpo-
litikfinanzierungsgesetzes) in den letzten fünf
Jahren (Berechnungsgrundlage). Diese Haftungs-
rücklage darf jedoch die jederzeit verfügbaren
Mittel der Arbeitsmarktrücklage nicht übersteigen.
Sie ist jährlich auf Grund des Bundesrechnungsab-
schlusses der zweckgebundenen Gebarung Arbeits-
marktpolitik des Vorjahres festzulegen. Vermindert
sich auf Grund dieser Berechnung die Haftungs-
rücklage gegenüber der des Vorjahres, so ist die
Zweckbindung nur insoweit aufzuheben, als sie
nicht bereits durch Haftungsübernahmen in den
Vorjahren in Anspruch genommen ist.

(4) Die Rücklage ist gewinnbringend so anzule-
gen, daß die Zwecke gemäß § l Abs. l Z 4 in
Verbindung mit § 6 Abs. 4 des Arbeitsmarktpolitik-
finanzierungsgesetzes sowie die Zwecke gemäß
Abs. 2 und 3 und § 51 erfüllt werden können. Die
Einnahmen aus Provisionen für Haftungen sind der
Haftungsrücklage zuzuführen.

Auflösung der Rücklage

§ 51. (1) Das Arbeitsmarktservice darf die
Arbeitsmarktrücklage jährlich im Höchstausmaß
von l,5 vH der im Bundesfinanzgesetz für das
jeweilige Jahr veranschlagten Einnahmen aus
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (§ l Abs. l Z l
des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes) auf-
lösen und die dadurch freiwerdenden Mittel für
Baumaßnahmen und die Ausstattung von Ge-
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice heranziehen,
wenn es für die Durchführung des Kundendienstes
des Arbeitsmarktservice erforderlich ist.

(2) Das Arbeitsmarktservice darf die Arbeits-
marktrücklage in einem Ausmaß von 10 vH des im
geltenden bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes für
Leistungen im Sinne des 2. Teiles, 3. Hauptstück
ausgewiesenen Betrages auflösen und die dadurch
freiwerdenden Mittel zur Finanzierung solcher
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Leistungen verwenden, wenn es dies für die
Behebung außergewöhnlicher lokaler oder regiona-
ler Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt für
erforderlich hält.

Strafeinnahmen

§ 52. Die Einnahmen, die dem Arbeitsmarktser-
vice aus Strafen nach dem Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetz, BGBl. Nr. 196/1988, dem Arbeitslo-
senversicherungsgesetz 1977, dem Arbeitsmarktför-
derungsgesetz und dem Ausländerbeschäftigungs-
gesetz zufließen, sind ebenfalls der Arbeitsmarkt-
rücklage gemäß § 50 zuzuführen.

5. TEIL

Personal

Personalaufnahme

§ 53. Die Aufnahme der Bediensteten der
Bundesgeschäftsstelle erfolgt auf der Grundlage des
Personalplanes durch den Vorsitzenden des Vor-
standes, die der Bediensteten der Landesgeschäfts-
stellen und der zugehörigen regionalen Geschäfts-
stellen durch den jeweils zuständigen Landesge-
schäftsführer.

Vorschriften für die Regelung der
Arbeitsverhältnisse

§ 54. (1) Die Bundesorganisation des Arbeits-
marktservice ist als Arbeitgeber hinsichtlich aller
Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice kollektiwer-
tragsfähig im Sinne des § 7 des Arbeitsverfassungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 22/1974.

(2) Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer des
Arbeitsmarktservice können in einem Kollektiwer-
trag im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes
geregelt werden. Der Kollektiwertrag hat die
wesentlichen Rechte und Pflichten der Arbeitneh-
mer wie Entlohnung, Arbeitszeit, Regelung bei
Dienstverhinderung und Beendigungsbestimmun-
gen zu enthalten.

(3) Wenn kein Kollektiwertrag gilt, hat der
Verwaltungsrat über Vorschlag des Vorstandes
Richtlinien für die Gestaltung der Arbeitsverhält-
nisse zu erlassen. Die Richtlinien haben sich am
Grundsatz zu orientieren, daß bei gleichartiger
Tätigkeit die Lebensverdienstsumme eines Arbeit-
nehmers des Arbeitsmarktservice jener eines Beam-
ten, der dem jeweiligen Amt des Arbeitsmarktservice
angehört, entspricht.

(4) Die Erlassung und die Abänderung von
Richtlinien gemäß Abs. 3 bedürfen der Genehmi-
gung durch den Bundesminister für Arbeit und
Soziales.

(5) Die Richtlinien dürfen für die Arbeitnehmer
des Arbeitsmarktservice nicht ungünstigere Vor-
schriften enthalten als das Vertragsbedienstetenge-
setz 1948, BGBl. Nr. 86. Bei der Prüfung, ob das
Vertragsbedienstetengesetz günstiger ist als die
Richtlinien, sind jene Bestimmungen zusammenzu-
fassen und gegenüberzustellen, die in einem
rechtlichen und sachlichen Zusammenhang stehen.

(6) Für die Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice
und die den Ämtern des Arbeitsmarktservice
angehörenden Beamten sowie die Bewerber um
Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zum Arbeits-
marktservice gilt das Bundes-Gleichbehandlungsge-
setz, BGBl. Nr. 100/1993, mit folgender Maßgabe:

1. die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice
gelten als Dienststellen,

2. die Bundesgeschäftsstelle gilt als Zentralstelle
und diese mit allen übrigen Geschäftsstellen als
Ressort,

3. die Leiter der regionalen Geschäftsstellen, die
Landesgeschäftsführer und der Vorsitzende
des Vorstandes gelten als Leiter und

4. der Wirkungsbereich der jeweiligen Landes-
und der Bundesgeschäftsstelle des Arbeits-
marktservice gilt als Wirkungsbereich der
jeweiligen Dienstbehörde.

Anwendbarkeit arbeitsverfassungsrechtlicher
Bestimmungen

§ 55. Hinsichtlich des Kollektiwertrages (§ 54
Abs. 2) gilt der I. Teil, 1. Hauptstück des Arbeitsver-
fassungsgesetzes.

Für die Arbeitnehmervertretung maßgebliche
Vorschriften

§ 56. (1) Für die Arbeitnehmer des Arbeitsmarkt-
service und die den Ämtern des Arbeitsmarktservice
angehörenden Beamten gelten die Vorschriften
des Bundes-Personalvertretungsgesetzes, BGBl.
Nr. 133/1967, mit folgender Maßgabe:

1. die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice
gelten als Dienststellen,

2. die Bundesgeschäftsstelle gilt als Zentralstelle,
3. die Bediensteten, die bei einer Geschäftsstelle

des Arbeitsmarktservice Dienst verrichten und
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des
Bundes-Personalvertretungsgesetzes als bei
einer Dienststelle Dienst verrichtend anzuse-
hen sind, gelten als dem Dienststand der
jeweiligen Dienststelle angehörende Bedien-
stete,

4. für alle Geschäftsstellen eines Bundeslandes
wird bei der Landesgeschäftsstelle ein Fach-
ausschuß eingerichtet,

5. für alle Geschäftsstellen des Arbeitsmarktser-
vice wird bei der Bundesgeschäftsstelle ein
Zentralausschuß eingerichtet,
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6. die Leiter der Geschäftsstellen, die Landesge-
schäftsführer und der Vorsitzende des Vor-
standes gelten als Leiter,

7. der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat
vor der Erteilung von Weisungen in allgemei-
nen Personalangelegenheiten an die Ämter des
Arbeitsmarktservice dem Zentralausschuß
über dessen Verlangen Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben und

8. wenn sich die Personalvertretungs-Aufsichts-
kommission in einem Gutachten gemäß § 10
Abs. 7 des Bundes-Personalvertretungsgeset-
zes der Auffassung des Zentralausschusses
anschließt, kann der Zentralausschuß vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales eine
Beratung der Angelegenheit unter Bedacht-
nahme auf das Gutachten der Personalvertre-
tungs-Aufsichtskommissiori verlangen.

(2) Wenn der Anteil der in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Bediensteten
im Arbeitsmarktservice unter 40 vH sinkt, gelten für
die Arbeitnehmervertretung nach Ablauf der Funk-
tionsperiode des Zentralausschusses der I. Teil,
5. Hauptstück, und der II. Teil des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes.

Personalausbildung

§ 57. (1) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß
Personen, die zur Erfüllung der Aufgaben des
Arbeitsmarktservice herangezogen werden, die
erforderliche fachliche und persönliche Eignung
haben, um die Erfüllung der Aufgaben des
Arbeitsmarktservice im Sinne des § 29 bestmöglich
sicherzustellen.

(2) Der Vorstand hat für die Aus- und
Weiterbildung der Bediensteten des Arbeitsmarkt-
service zu sorgen.

6. TEIL

Aufsicht

1. HAUPTSTÜCK
Aufgaben des Bundesministers für Arbeit und

Soziales

Aufgaben im behördlichen Verfahren

§ 58. (1) Soweit das Arbeitsmarktservice behörd-
liche Aufgaben zu erfüllen hat, unterliegt es dem
Weisungsrecht des Bundesministers für Arbeit und
Soziales.

(2) Weisungen des Bundesministers für Arbeit
und Soziales im behördlichen Verfahren ergehen an
den Vorstand, von diesem an den Landesgeschäfts-
führer und von diesem an den Leiter der regionalen
Geschäftsstelle.

Aufgaben im nichtbehördlichen Bereich

§ 59. (1) Soweit das Arbeitsmarktservice nichtho-
heitliche Aufgaben erfüllt, untersteht es der Aufsicht
des Bundesministers für Arbeit und Soziales.

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat dem Arbeitsmarktservice für die Durchführung
der Arbeitsmarktpolitik allgemeine Zielvorgaben zu
geben. Soweit darin Grundsätze über den Einsatz
finanzieller Leistungen gemäß dem 2. Teil,
3. Hauptstück enthalten sind, bedürfen diese des
Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finan-
zen.

(3) Bei Ausübung der Aufsicht ist die Gesetzmä-
ßigkeit und die Einhaltung der nach diesem Gesetz
ergangenen Vorschriften (Zielvorgaben, Verord-
nungen, Richtlinien) einschließlich der Ausrichtung
der Tätigkeiten und Leistungen des Arbeitsmarkt-
service auf die im Rahmen der Vollbeschäftigungs-
politik der Bundesregierung zu verfolgende aktive
Arbeitsmarktpolitik (§ 29) zu prüfen.

(4) Zur Prüfung gemäß Abs. 3 gehört auch die
Beobachtung und Bewertung der Tätigkeiten und
Leistungen des Arbeitsmarktservice hinsichtlich
ihrer arbeitsmarktpolitischen Effizienz.

(5) In Ausübung der Aufsicht hat der Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales bei Beschlüssen der
Organe des Arbeitsmarktservice (§ 3), die im
Widerspruch zur gesetzmäßigen Führung der
Geschäfte stehen, den Verwaltungsrat unter Set-
zung einer angemessenen Frist aufzufordern,
unverzüglich auf eine gesetzeskonforme Vorgangs-
weise hinzuwirken. Nach Ablauf dieser Frist geht
die Kompetenz zur Vollziehung der entsprechen-
den Angelegenheit, ungeachtet der sich sonst aus
dem Gesetz ergebenden Zuständigkeiten, auf den
Verwaltungsrat über. Der Vollzug der Beschlüsse ist
während dieser Frist ausgesetzt. Wenn während
dieser Frist keine gesetzeskonforme Maßnahme
durch das Arbeitsmarktservice gesetzt wird, hat der
Bundesminister für Arbeit und Soziales die
gesetzwidrigen Beschlüsse aufzuheben.

(6) Nehmen Organe des Arbeitsmarktservice
oder Mitglieder dieser Organe ihre in diesem
Bundesgesetz festgelegten Pflichten nicht wahr, hat
der Bundesminister für Arbeit und Soziales den
Verwaltungsrat aufzufordern, innerhalb einer kur-
zen, angemessenen Frist für die Setzung der
unterlassenen Handlungen zu sorgen. Kommt der
Verwaltungsrat diesem Verlangen innerhalb dieser
Frist nicht nach, so hat der Bundesminister für
Arbeit und Soziales die unterlassenen Handlungen
durchzuführen. Die Setzung der Nachfrist kann bei
Gefahr im Verzug entfallen.

(7) Das Arbeitsmarktservice ist verpflichtet, dem
Bundesminister für Arbeit und Soziales auf
Verlangen alle für die Wahrnehmung der Aufsicht
erforderlichen Auskünfte zu geben und die
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
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(8) Der Bündesminister- für Arbeit und Soziales
kann sich bei Ausübung der Aufsicht erforderlichen-
falls geeigneter externer Einrichtungen bedienen. Er
hat auf Anregungen des Bundesministers für
Finanzen betreffend die Aufsichtsführung Bedacht
zu nehmen. Dadurch dürfen schutzwürdige Interes-
sen Dritter im Sinne des § l Abs. l des Datenschutz-
gesetzes nicht verletzt werden.

2. HAUPTSTÜCK
PrUfung durch den Rechnungshof und die

Volksanwaltschaft

§60. (1) Die Gebarung des Arbeitsmarktservice
unterliegt der Prüfung durch den Rechnungshof.

(2) Die Tätigkeit des Arbeitsmarktservice unter-
liegt der Prüfung durch die Volksanwaltschaft.

7. TEIL
Sonderbestimmungen

Befreiung von Gebühren und Abgaben

§ 61. (1) Das Arbeitsmarktservice gilt als
Hoheitsbetrieb im Sinne des § 2 Abs. 5 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 401.
Alle dem Bund auf Grund bundesgesetzlicher
Bestimmungen eingeräumten abgaben- und gebüh-
renrechtlichen Begünstigungen finden auch auf das
Arbeitsmarktservice Anwendung, soweit es in
Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben tätig wird.
Das Arbeitsmarktservice ist von den Verwaltungs-
abgaben sowie den Gerichts- und Justizverwal-
tungsabgaben befreit.

(2) Tätigkeiten des Arbeitsmarktservice auf
Grund dieses Bundesgesetzes unterliegen nicht den
Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBl.
Nr. 194.

(3) Die im Verfahren nach diesem Bundesgesetz
erforderlichen Eingaben und Vollmachten sind von
den Stempelgebühren des Bundes befreit.

8. TEIL
Übergangsbestimmungen

1. HAUPTSTÜCK
Übergang bestehender Rechte und Pflichten auf das

Arbeitsmarktservice

§ 62. (1) Das Arbeitsmarktservice ist der Rechts-
nachfolger des Fonds der Arbeitsmarktverwaltung
(§64 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977)
und des Bundes, soweit dieser für Zwecke der
Arbeitsmarktverwaltung Rechte erworben hat bzw.
Pflichten eingegangen ist. Die wechselseitigen
Verpflichtungen des Fonds und des Bundes, die mit

Ablauf des 31. Dezember 1993 unter Berücksichti-
gung des Bundesrechnungsabschlusses 1993 bestan-
den, erlöschen.

(2) Das in der Anlage angeführte, im Eigentum
des Bundes stehende und ausschließlich dem
Aufgabenbereich der Arbeitsmarktverwaltung ge-
widmete Vermögen geht mit 1. Jänner 1995
unentgeltlich in das Eigentum des Arbeitsmarktser-
vice über.

(3) Der Bundesminister für Finanzen hat auf
Verlangen des Arbeitsmarktservice eine Bescheini-
gung über das Eigentumsrecht an den in der
Anlage angeführten Vermögensbestandteilen aus-
zustellen. Eine solche Bescheinigung gilt als
öffentliche Urkunde im Sinne des § 33 des
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 39.

(4) Für die Nutzung von Räumlichkeiten in
Gebäuden, die im Eigentum des Bundes stehen und
nicht ausschließlich dem Aufgabenbereich der
Arbeitsmarktverwaltung gewidmet sind, ist kein
Nutzungsentgelt zu entrichten, sofern sie nicht im
Nutzungsrecht der Bundesimmobiliengesellschaft
stehen.

(5) Der Übergang der Bestandsverhältnisse im
Wege der Gesamtrechtsnachfolge stellt keine
Veräußerung im Sinne des §12 a Abs. l des
Mietrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 520/1981, und keine
Änderung der rechtlichen und wirtschaftlichen
Einflußmöglichkeiten im Sinne des § 12 a Abs. 3
leg. cit. dar.

2. HAUPTSTÜCK
Arbeitnehmer-Übergangsregelungen

Geltung des Vertragsbedienstetengesetzes
§ 63. Bis zum Abschluß eines Kollektiwertrages

(§ 54 Abs. 2) oder .bis zur Erlassung von Richtlinien
(§ 54 Abs. 3) gelten für die Arbeitnehmer des
Arbeitsmarktservice die Bestimmungen des Dienst-
und Besoldungsrechtes, insbesondere des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 weiter. Vorschriften, die
sich auf Bedienstete des Bundes beziehen, sind auf
die Arbeitnehmer .des Arbeitsmarktservice so
anzuwenden, als ob diese Vertragsbedienstete des
Bundes wären. Für neueintretende Arbeitnehmer
des Arbeitsmarktservice gelten bis zum Abschluß
eines Kollektivvertrages oder Inkrafttreten von
Richtlinien die Bestimmungen des Dienst- und
Besoldungsrechtes, insbesondere des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948.

Übergang der Bediensteten

§ 64. (1) Für die Bediensteten, die am 31. Dezem-
ber 1994 im Bereich der Landesarbeitsämter und
Arbeitsämter beschäftigt sind, gilt mit Ausnahme der
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in Abs. 3 genannten Bediensteten mit Wirkung vom
1. Jänner 1995 folgende Regelung:

1. Beamte gehören dem jeweiligen Amt des
Arbeitsmarktservice an;

2. den Arbeitnehmern des Arbeitsmarktservice
bleiben die am Tag vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes bestehenden Rechte mit
der Maßgabe, daß auch ab 1. Jänner 1995 für
Vertragsbedienstete des Bundes geltende Be-
zugserhöhungen gebühren, gewahrt.

(2) Für die Bediensteten, die am 31. Dezember
1994 bei den Landesarbeitsämtern im Bereich der
Personal- oder Sachverwaltung oder der Schulung
beschäftigt sind, gilt mit Wirkung vom 1. Jänner
1995 vorläufig folgende Regelung:

1. Beamte gehören dem jeweiligen Amt des
Arbeitsmarktservice an,

2. den Arbeitnehmern des Arbeitsmarktservice
bleiben die am Tag vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes bestehenden Rechte mit
der Maßgabe, daß auch ab 1. Jänner 1995 für
Vertragsbedienstete des Bundes geltende Be-
zugserhöhungen gebühren, gewahrt.

Diese Bediensteten sind ab l Jänner 1995 durch
Bescheid oder Dienstgebererklärung des Bundesmi-
nisters für Arbeit und Soziales auch dem in Betracht
kommenden Bundesamt für Soziales und Behinder-
tenwesen zur Dienstleistung zuzuteilen, wenn auf
Grund der zu diesem Zeitpunkt geltenden Ge-
schäftseinteilung der Bundesämter für Soziales und
Behindertenwesen ihr Arbeitsplatz ab diesem
Zeitpunkt zum überwiegenden Teil einem dieser
Ämter zugehört und ihre Dienstleistung für das
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen von
größerer Bedeutung ist als für ihre bisherige
Dienststelle. § 39 Abs. 2 2. Satz des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr 333, findet
keine Anwendung. Nach Inkrafttreten des Kollek-
tivvertrages (§ 54 Abs. 2) bzw der Richtlinien (§ 54
Abs. 3) ist binnen einem Jahr der Dienstgeber bzw
Arbeitsplatz endgültig mit Bescheid oder Dienstge-
bererklärung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales festzulegen. Mit diesem Bescheid bzw
dieser Dienstgebererklärung tritt die Dienstzutei-
lung außer Kraft.

(3) Beamte und Vertragsbedienstete, die am
31. Dezember 1994

1. bei den Bundesämtern für Soziales und
Behindertenwesen im Bereich der Personal-
und Sachverwaltung, der Schulung oder der
Buchhaltung beschäftigt sind oder

2. im Bundesministerium für Arbeit und Soziales
mit Tätigkeiten, die die Arbeitsmarktverwal-
tung betreffen, befaßt sind,

sind ab 1. Jänner 1995, bei Fortdauer ihrer
Zugehörigkeit zum Dienststand ihrer bisherigen
Dienstbehörde, auch der in Betracht kommenden
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice durch Be-
scheid oder Dienstgebererklärung des Bundesmini-
sters für Arbeit und Soziales zur Dienstleistung

zuzuteilen, wenn auf Grund der zu diesem
Zeitpunkt geltenden Geschäftseinteilung der Bun-
desgeschäftsstelle und der Landesgeschäftsstellen
ihr Arbeitsplatz ab diesem Zeitpunkt zum überwie-
genden Teil einer dieser Geschäftsstellen zugehört
und ihre Dienstleistung für das Arbeitsmarktservice
von größerer Bedeutung ist als für ihre bisherige
Dienststelle. § 39 Abs. 2 2. Satz des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 findet keine Anwendung.
Nach Inkrafttreten des Kollektivvertrages (§ 54
Abs. 2) bzw der Richtlinien (§ 54 Abs. 3) ist binnen
einem Jahr der Dienstgeber bzw Arbeitsplatz
endgültig mit Bescheid oder Dienstgebererklärung
des Bundesministers für Arbeit und Soziales
festzulegen. Mit diesem Bescheid bzw dieser
Dienstgebererklärung tritt die Dienstzuteilung
außer Kraft.

(4) Werden Aufgaben des Arbeitsmarktservice
auf andere Bundesdienststellen übertragen (§ 74), so
gilt folgendes:

Hinsichtlich der Beamten und Bediensteten des
Arbeitsmarktservice, die mit Aufgaben befaßt sind,
die auf andere Bundesdienststellen übertragen
werden, ist mit Bescheid oder Dienstgebererklärung
des Bundesministers für Arbeit und Soziales der
zukünftige Arbeitsplatz bzw der zukünftige Dienst-
geber vorläufig festzulegen. Nach Inkrafttreten des
Kollektivvertrages bzw der Richtlinien oder dem
späteren Inkrafttreten der Verordnung gemäß § 74
Abs. l ist binnen einem Jahr der Arbeitsplatz bzw
Dienstgeber endgültig mit Bescheid oder Dienstge-
bererklärung festzulegen.

(5) Bei Erlassung von Bescheiden oder Dienstge-
bererklärungen gemäß Abs. 2, 3 und 4 ist auf die
Erfordernisse zur Erfüllung der Aufgaben, insbe-
sondere im Hinblick auf die persönlichen Kennt-
nisse und Fähigkeiten, sowie den bisherigen
Arbeitsplatz, die persönlichen Interessen und soziale
Erwägungen Bedacht zu nehmen. Vor der Erlas-
sung von Bescheiden oder Dienstgebererklärungen
ist das Einvernehmen mit dem unmittelbar zuständi-
gen Personalvertretungsorgan gemäß dem Bundes-
Personalvertretungsgesetz herzustellen.

(6) Beamte, die den Ämtern des Arbeitsmarktser-
vice angehören, haben, wenn sie bis einschließlich
31. Dezember 1999 ihren Austritt aus dem Bundes-
dienst erklären, Anspruch auf die Aufnahme in ein
Dienstverhältnis zum Arbeitsmarktservice mit
Wirksamkeit des dem Austritt folgenden Monatser-
sten.

(7) Ein Beamter, der gemäß Abs. 6 in ein
Dienstverhältnis zum Arbeitsmarktservice übertritt,
hat keinen Anspruch auf Abfertigung gemäß § 26
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54. Wird ein
Beamter, der gemäß § 26 Abs. 3 leg. cit. aus dem
Dienstverhältnis ausgetreten ist, innerhalb von sechs
Monaten nach Beendigung dieses Dienstverhältnis-
ses in ein Dienstverhältnis zum Arbeitsmarktservice



3264 97 Stück — Ausgegeben am 28. April 1994 — Nr. 313

aufgenommen, so hat er dem Arbeitsmarktservice
die anläßlich der Beendigung! des bisherigen
Dienstverhältnisses gemäß § 26 Abs. 3 leg. cit.
erhaltene Abfertigung zu erstatten.

Besondere Gleichstellungsregelungen mit
Bundesbediensteten

§ 65. Das Ernennungserfordernis gemäß der
Anlage l Punkt 2.3. lit. a zum Beamten-Dienst-
rechtsgesetz 1979 gilt hinsichtlich von Bediensteten,
bei denen eine höherwertige Verwendung beabsich-
tigt ist, auch dann als erfüllt, wenn die dort genannte
sechsjährige Tätigkeit bei den Arbeitsämtern
zumindest im Fachdienst, davon drei Jahre
probeweise im gehobenen Dienst, ganz oder
teilweise in regionalen Geschäftsstellen oder in
Bundesämtern für Soziales und Behindertenwesen
erfolgt ist.

Übergang der Dienst- und Naturalwohnungen

§ 66. Beamte, Vertragsbedienstete und Bedien-
stete des Fonds der Arbeitsmarktverwaltung, die
eine Dienst- oder Naturalwohnung bewohnen, sind
hinsichtlich dieser Wohnungen so zu behandeln, als
ob sie Bundesbedienstete wären, und behalten diese
Wohnung auch für den Fall, daß sie Arbeitnehmer
des Arbeitsmarktservice werden. Dadurch wird kein
Bestandsverhältnis an der Wohnung begründet, und
die Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 und der §§ 24 a bis 24 c des
Gehaltsgesetzes 1956 finden weiterhin sinngemäß
Anwendung.

Forderungsübergang

§ 67 Forderungen des Bundes gegenüber Ver-
tragsbediensteten und Beamten, die in ein Dienst-
verhältnis zum Arbeitsmarktservice aufgenommen
werden bzw übertreten, sind dem Bund vom
Arbeitsmarktservice zu refundieren.

Personalvertretung

§ 68. Bis zur Wahl der Personalvertretung für die
Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice und die den
Ämtern des Arbeitsmarktservice angehörenden
Beamten werden deren Aufgaben, unter Bedacht-
nahme auf die Bestimmungen des § 56, von den
Organen der Personalvertretung für die Bedienste-
ten der Arbeitsämter wahrgenommen.

Ämter des Arbeitsmarktservice

§ 69. (1) Für den Bereich jedes Bundeslandes und
für die Bundesorganisation wird je ein Amt
(insgesamt zehn) des Arbeitsmarktservice eingerich-

tet. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
ist oberste Dienstbehörde erster Instanz für jene
Beamten, die in den Geschäftsstellen des Arbeits-
marktservice Dienst verrichten. Diese Zuständigkeit
wird in den Angelegenheiten des § l der Dienst-
rechtsverfahrensverordnung 1981, BGBl. Nr. 162,
in der jeweils geltenden Fassung, mit der Maßgabe
übertragen, daß für jene Beamten, die bei der
jeweiligen Landesgeschäftsstelle oder den dazuge-
hörigen regionalen Geschäftsstellen Dienst verrich-
ten, das jeweilige Amt bei der Landesgeschäftsstelle
und für jene Beamten, die bei der Bundesgeschäfts-
stelle Dienst verrichten, das Amt bei der Bundesge-
schäftsstelle in erster Instanz zuständig ist. Über
Berufungen gegen Bescheide der Ämter bei den
Landesgeschäftsstellen entscheidet das Amt bei der
Bundesgeschäftsstelle endgültig; über Berufungen
gegen Bescheide des Amtes bei der Bundesge-
schäftsstelle entscheidet der Bundesminister für
Arbeit und Soziales.

(2) Die Ämter sind dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales nachgeordnet und werden vom
Landesgeschäftsführer (bezüglich der Ämter in den
Bundesländern) und vom Vorsitzenden des Vor-
standes (bezüglich des Amtes bei der Bundesorgani-
sation) geleitet. Diese sind in dieser Funktion an die
Weisungen des Bundesministers für Arbeit und
Soziales gebunden.

(3) Als Dienststelle im Sinne des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 für die den Ämtern des
Arbeitsmarktservice angehörenden Beamten gilt
jene Landesgeschäftsstelle oder regionale Ge-
schäftsstelle oder Bundesgeschäftsstelle des Arbeits-
marktservice, bei der der Beamte regelmäßig Dienst
verrichtet.

Mitwirkung des Bundesrechenamtes

§ 70. (1) Das Bundesrechenamt hat die ihm
obliegenden Aufgaben für die den Ämtern des
Arbeitsmarktservice angehörenden Beamten und
auf Verlangen für die Arbeitnehmer des Arbeits-
marktservice, soweit auf diese diesselben Bestim-
mungen wie für Vertragsbedienstete des Bundes
anzuwenden sind, weiterhin zu übernehmen. Die
Haushaltsverrechnung der Ämter des Arbeitsmarkt-
service hinsichtlich der Besoldung der Beamten und
der sonstigen Arbeitnehmer des Arbeitsmarktservice
ist vom Bundesrechenamt mitzubesorgen.

(2) Dem Bundesrechenamt obliegt die Mitwir-
kung bei der Berechnung und Zahlbarstellung von
finanziellen Leistungen nach diesem Bundesgesetz.
Generelle Änderungen in der Höhe der finanziellen
Leistungen sind auf Mitteilung des Arbeitsmarktser-
vice vom Bundesrechenamt vorzunehmen, sofern sie
automationsunterstützt durchführbar sind. Der
Bundesminister für Arbeit und Soziales kann im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen durch Verordnung festlegen, daß die Berech-
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nung und Zahlbarstellung von finanziellen Leistun-
gen nach diesem Bundesgesetz, nach dem Arbeitslo-
senversicherungsgesetz 1977 und von Kurzarbeits-
beihilfen gemäß dem Arbeitsmarktförderungsgesetz
vom Arbeitsmarktservice vorzunehmen ist.

(3) Das Bundesrechenamt hat die Organisation
der Abrechnung der Gebarung im Sinne des § 42
gemäß den Erfordernissen des Arbeitsmarktservice
nach Maßgabe der technischen und personellen
Möglichkeiten durchzuführen.

(4) Hinsichtlich des Entgeltes an das Bundesre-
chenamt für die in den Abs. l bis 3 genannten
Dienstleistungen des Bundesrechenamtes gilt das
Arbeitsmarktservice als Bundesdienststelle.

3. HAUPTSTÜCK
Sonstige Übergangsbestimmungen

Übergang betreffend Arbeits- und
Landesarbeitsämter

§ 71. (1) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1994
obliegen die Aufgaben der regionalen Geschäftsstel-
len (§ 23) als Hilfsapparat der regionalen Organisa-
tionen den Arbeitsämtern, die Aufgaben der
Landesgeschäftsstellen (§ 17) als Hilfsapparat der
Organe der Landesorganisationen den Landesar-
beitsämtern und die Aufgaben der Bundesgeschäfts-
stelle (§ 10) als Hilfsapparat der Organe der
Bundesorganisation dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen
die regionalen Geschäftsstellen weiter die Bezeich-
nung „Arbeitsamt" und die Landesgeschäftsstellen
weiter die Bezeichnung „Landesarbeitsamt" führen
und diese Bezeichnungen auch auf amtlichen
Schriftstücken verwenden.

(2) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 1994 gilt die
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver-
waltung vom 27. August 1976 über die Errichtung
von Landesarbeitsämtern und Arbeitsämtern und
die Festsetzung ihrer Sprengel, BGBl. Nr. 508, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 474/1991,
als Verordnung auf Grund des § 24 Abs. l weiter.

(3) Bis zur Bestellung der Organe nach diesem
Bundesgesetz obliegen die Aufgaben des Vorstan-
des dem Bundesminister für Arbeit und Soziales, die
Aufgaben der Landesgeschäftsführer den bisherigen
Leitern der Landesarbeitsämter und die Aufgaben
der Leiter der regionalen Geschäftsstellen den
bisherigen Leitern der Arbeitsämter.

Verwaltungsverfahren

§ 72. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist,
sind Verwaltungsverfahren und Geschäftsfälle, die
zum 31. Dezember 1994 beim Arbeitsamt anhängig
sind, von der jeweiligen regionalen Geschäftsstelle,

sowie Verwaltungsverfahren und Geschäftsfälle, die
beim Landesarbeitsamt anhängig sind, von der
jeweiligen Landesgeschäftsstelle weiterzuführen.

Haushaltsrechtliche Übergangsbestimmungen

§ 73. Bis zum Inkrafttreten einer Finanzordnung,
mindestens jedoch bis zum 31. Dezember 1994 sind
für die Gebarung des Arbeitsmarktservice die
Haushaltsvorschriften des Bundes sinngemäß anzu-
wenden.

Aufgabenübergang

§ 74. (1) Der Bundesminister für Arbeit und
Soziales hat durch Verordnung festzulegen, zu
welchem Zeitpunkt die im Arbeitsmarktservice-Be-
gleitgesetz, BGBl. Nr. 314/1994, jeweils genannten
Aufgaben auf die dort jeweils genannten Rechtsträ-
ger übergehen. Voraussetzung für die Erlassung
einer solchen Verordnung ist, daß die rechtlichen,
technischen und personellen Voraussetzungen für
die Übertragung der einzelnen Aufgaben gegeben
sind. In dieser Verordnung sind auch ein unter
Zugrundelegung der Ergebnisse der Kostenrech-
nung festzulegender Aufwandersatz und Bestim-
mungen über die Art und Weise der konkreten
Abwicklung der Aufgabenübertragung vorzusehen.

(2) Der Aufgabenübergang hat längstens bis
I.Juli 1997 zu erfolgen.

4. HAUPTSTÜCK
Erstmalige Maßnahmen

§ 75. (1) Der Bundesminister für Arbeit und
Soziales hat eine erste Geschäftsordnung (§ 28) und
eine erste Finanzordnung (§ 47 Abs. 2) zu erlassen.
Vor der Erlassung der Geschäftsordnung und der
Finanzordnung sind die vorschlagsberechtigten
Interessenvertretungen (§ 5 Abs. 1) der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer anzuhören.

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
erläßt die erste Geschäftseinteilung zur Aufteilung
der Geschäftsbereiche auf die beiden Vorstandsmit-
glieder und die Geschäftseinteilung der Bundesge-
schäftsstelle. Vor der Erlassung sind die vorschlags-
berechtigten Interessenvertretungen (§ 5 Abs. 1) der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, anzuhören und
ist das Einvernehmen mit den zuständigen Organen
der Personalvertretung gemäß dem Bundes-Perso-
nalvertretungsgesetz herzustellen. Für die Landes-
geschäftsstellen und die regionalen Geschäftsstellen
gelten die Geschäftseinteilungen der Landesarbeits-
ämter und Arbeitsämter sinngemäß weiter.

(3) Dem Bundesminister für Arbeit und Soziales
obliegt die Bestellung des ersten Vorstandes auf der
Grundlage einer Ausschreibung.
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(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
bestellt den Vorsitzenden des Verwaltungsrates
sowie dessen ersten und zweiten Stellvertreter für
zwei Jahre. Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
ist aus dem Kreis der nicht auf Vorschlag bestellten
Mitglieder und je ein Stellvertreter aus dem Kreis
der auf Vorschlag der Arbeitgeber- bzw Arbeitneh-
merseite bestellten Mitglieder zu bestellen. Die
Stellvertreter haben den Vorsitzenden bei dessen
Verhinderung zu vertreten. Die Reihenfolge der
Vertretung hat der Bundesminister für Arbeit und
Soziales bei der Bestellung festzulegen.

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
bestellt die Landesgeschäftsführer und ihre Stellver-
treter auf der Grundlage einer Ausschreibung.

9. TEIL
Verweisungen, Vollziehung und Inkrafttreten

Verweisungen

§ 76. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 77 Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich § 41 Abs. l und 4, § 42, § 48 Abs. 5
und 6, § 49 Abs. l, § 61 Abs. l 1. Satz, § 62 Abs. l, 2
und 3 und § 70 der Bundesminister für Finanzen,

hinsichtlich § 61 Abs. 2, § 62 Abs. 4 und § 66 Abs. 2
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, hinsichtlich § 61 Abs. l, soweit es Gerichts-
und Justizverwaltungsabgaben betrifft, und § 62
Abs. 5 der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich
§ 61 Abs. l, soweit es Bundesverwaltungsabgaben
betrifft, und § 65 der Bundeskanzler, hinsichtlich
§ 40 Abs. 2, § 43 Abs. 4, 5 und 6, § 44 Abs. 2, § 45
Abs. 2, § 47 Abs. 2 und 3 und § 48 Abs. 2 der
Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundes-
minister für Arbeit und Soziales betraut.

Inkrafttreten

§ 78. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme
der §§ 5 Abs. 4, 7 Abs. 4 Z 5 und 6, 13 Abs. l, 15
Abs. 2, 20 Abs. 2, 54 Abs. 3 und 4, 62 Abs. 2 bis 4, 69
und 75 am I.Juli 1994 in Kraft.

(2) § 62 Abs. 2 bis 4 und § 69 treten mit 1. Jänner
1995 in Kraft.

(3) §§ 5 Abs. 4, 7 Abs. 4 Z 5 und 6, 15 Abs. 2 und
54 Abs. 3 und 4 treten mit 1. Juli 1995 in Kraft.

(4) § 75 Abs. 4 und 5 tritt mit Ablauf des 30. Juni
1995 außer Kraft.

(5) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset-
zes können bereits von dem seiner Kundmachung
folgenden Tag an erlassen werden; sie dürfen
jedoch erst mit 1. Juli 1994 in Kraft treten.

Klestil
Vranitzky
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Stand vom 14. 12. 1993

LAA, 1010 Wien, Weihburggasse 30
AA 1030 Wien, Esteplatz 2
AA 1 1 60 Wien, Herbststraße 6-1 0
AA 1220 Wien, Wagramerstraße

(BHZ, geplant)

AA Amstetten, Nikolaus Lenau-
straße 2

AA Baden, Josefs-Platz 1

AA Gänserndorf, Friedensgasse 4
AA Gmünd, Bahnhofstraße 33
AA Krems, Kasernstraße 29

AA Lilienfeld, Dörflstraße 2
AA Mistelbach/Zaya, Oserstraße 29
AA Mödling, Reiterergasse 4
AA Schwechat, Sendnergasse 13-15
AA Waidhofen/Ybbs, Schöffel-

straße 4
AA Wr. Neustadt, Neunkirchner-

straße 36
LAA, Eisenstadt, Permayerstraße 10
AA Eisenstadt, Permayerstraße 10
BIZ Eisenstadt, Ödenburgerstraße 4
AA Mattersburg, Mozartgasse 2
AA Oberpullendorf, Spitalstraße 26
AA Freistadt, Am Pregarten 1
AA Gmunden (derzeit),

Joh.-Ev.-Habert-Str. 13

Zwgst. Bad Ischl, Salzburger-
straße Sa

AA Grieskirchen, Manglburg 23
AA Linz, Wr. Straße 7
AA Ried, Peter-Rosegger-Straße 27
AA Feldbach, Schillerstraße 7
AA Gleisdorf, Bahnhofstraße 1 1
AA Knittelfeld, Hans-Resel-

Gasse 17
AA Leibnitz, Schmiedgasse 32

Zwst. Gröbming, Dr. Franz X.
Mayer Str. 206

LAA, Klagenfurt, Kumpfgasse 25
LAA + Klagenfurt
AA (Neubau geplant)
AA Feldkirchen, Gurktaler Straße 1 1
AA Hermagor, Grabengasse 4
AA Klagenfurt, Kumpfgasse 25
AA Völkermarkt, Herzog Bernhard

Platz 5
LAA, Innsbruck, Schöpfstraße 5
AA Innsbruck, Schöpfstraße 5

Bundesgebäude

Be-
stand

BAG
BAG
BAG

BAG

BAG
BAG

BAG
BAG
BAG

BAG
BAG
BAG
BAG

BAG

BAG
BAG
BAG
BAG
BAG
BAG
BAG

BAG

BAG
BAG
BAG
BAG
BAG
BAG

BAG
BAG

BAG
BAG

BAG
BAG
BAG
BAG

BAG
BAG
BAG

Fläche in m2

4.220,00
5.195,00

11.847,37

3.355,50

1.145,00
1.754,00

495,00
761,00
536,98

285,65
496,05
716,00
718,00

861,76

695,70
2.373,00

Einlagezahl

Katastral-
gemeinde

Innere Stadt
Landstraße
Neulerchenf.

Grund-
zahl

1004
1006
1403

Einlage-
zahl

1394
3664

113

noch nicht bekannt

Amstetten
Baden

Gänserndorf
Gmünd
Stein

Dörfl
Mistejbach
Mödling
Schwechat

Waidh./Ybbs

Wr. Neust.
Eisenstadt

3003
386

6006
7007

12132

19304
15028
16119
5220

3329

23443
30003

2831
406

2403
840
244

219
3939
3899
961

911

20003
352 u. 3201

mit LAA Burgenland untergebracht

1.593,00
334,00
800,00

670,00

233,00
732,00

3.155,00
918,00

1.052,00
841,32

1.097,70
332,50

214,50
2.953,06

10.000,00
659,12
474,00

Eisenstadt
Mattersburg
Oberpullend.
Freistadt

Gmunden

Bad Ischl
Manglburg
Lustenau
Ried/Innkr.
Feldbach
Gleisdorf

Knittelfeld
Leibnitz

Gröbming
Klagenfurt

30003
30109
33043
41002

42116

42002
44014
45204
46149
62111
68111

65116
66138

67202
72Î27

1463
2344

835
1229

982

543
359

1099
2042
692

1089

1616
1500

293
60274

noch nicht bekannt
Feldkirchen
Hermagor

72308
75005

440
398

mit LAA Kärnten untergebracht

638,25
1.056,00
1.624,00

Völkermarkt
Wilten
Wilten

76339
81136
81136

394
997
997

Anlage

Anmerkung

Bau soll 1994 be-
gonnen werden

Bau soll 1994 begonnen
werden

Objekt wird 1994
nach Umzug in
Mietobjekt aufgege-
ben

Objekt wird 1994
nach Umzug in
Mietobjekt aufgege-
ben
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Kennzahl

100

101

102

402

405
408

570

572

Untergliederung

1
2
3
4
5
6
7
8
9

-10
-11
-12
-13

1
2
3
4
5
6
7
8
9

-10

1
2
3
4
5
6
7
8
9

-10
-11

1
2
3

1
2
3
4

Gegenstand

Tische
Arbeitstische
kleine Tische
Büromaschinentische
Karteitische
Klubtische.
Schreibtische
Sitzungstische
Waschtische
Stehpulte
sonstige Tische
EDV-Tische
Druckertische
audiovisueller Tisch
Sessel
Sessel
Armsessel
Drehsessel
gepolsterter Sessel
Fauteuils
Bänke
Sofas
sonstige Sessel

Sitzbank
Kästen
Aktenkästen
Aktenkleiderkästen
Kleiderkästen
Karteikästen
Handkarteien
Rollkästen
Spinde
sonstige Kästen
Werkzeugregale
Aktenböcke
Ladencontainer
Schreibmaschinen
elektr. Schreibmasch.
Schreibmasch. Hand.
Kopiergeräte
EDV
Drucker
Zubehör
Bildschirme
PC
Geräte
sonstige EDV-Geräte
Telefonanlagen
Telefonanlagen
Telefonapparate
Telefonanrufbeantw
Mobiltelefone
Ubertragungseinr.
Empfangsapparate
Fernsehapparate
Videorecorder
Funkgeräte
Fax

Bestand

12.616
232
509
236

41
123

2.732
754

187
7.521

182
67
16

26.393
11.257

1.979
4.042
4.819

147
832

3
2.254

60
18.455
5.208

467
239
827

862
24

9.294

1.534

1.174
927
247

8
2.006

90
93

383
356
589
495
262

73
80
47
62

482
107
221
107
26
21
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Venvendungsbereich

LAA Wien

LAA Niederösterreich

LAA Burgenland

LAA Oberösterreich

LAA Salzburg

Art des KFZ

PKW
Transporter
Transporter
Kombi
Kombi

PKW
Kombi
Transporter-LKW
PKW
Kombi
PKW
PKW
PKW
PKW
Kombi
PKW
PKW
Kombi
PKW
PKW
Kombi
Kombi
PKW
PKW
PKW
PKW
Kombi
PKW
PKW
PKW
PKW
PKW
PKW
Kombi
PKW
Kombi
Kombi
Kombi

Moped
PKW
Transporter
PKW
PKW
PKW
PKW

PKW
PKW
PKW
PKW
PKW

PKW

PKW
PKW
PKW
PKW
PKW

Standort

LAA Wien
LAA Wien
LAA Wien
LAA Wien
LAA Wien
LAA Wien
LAA Niederösterreich
LAA Niederösterreich
LAA Niederösterreich
AA Amstetten
AA Baden
AA Berndorf
AA Bruck/Leitha
AA Gänserndorf
AA Gmünd
AA Hollabrunn
AA Hörn
AA Korneuburg
AA Krems
AA Lilienfeld
AA Melk
AA Mistelbach
AA Mödling
AA Neunkirchen
AA St. Polten
AA Scheibbs
AA Schwechat
AA Tulln
AA Waidhofen/Thaya
AA Waidhofen/Ybbs
AA Wr. Neustadt
AA Zwettl
LAA Burgenland
AA Eisenstadt
AA Mattersburg
AA Neusiedl/See
AA Oberpullendorf
AA Oberwart
AA Stegersbach
AA Stegersbach
LAA Burgenland
LAA Oberösterreich
LAA Oberösterreich
LAA Oberösterreich
AA Braunau
AA Braunau
AA Eferding
AA Freistadt
AA Gmunden
AA Grieskirchen
AA Kirchdorf
AA Linz
AA Linz
AA Perg
AA Ried
AA Rohrbach
AA Schärding
AA Steyr
AA Vöcklabruck
AA Wels
LAA Salzburg

Bj.

1991
1989
1989
1993
1986

1991
1992
1990
1990
1990
1992
1982
1993
1984
1989
1985
1993
1991
1983
1988
1989
1991
1988
1990

' 1984
1985
1986
1988
1987
1982
1992
1989
1986
1987
1985
1985
1986
1992

1982
1991
1985
1993
1992
1990
1984

1985
1985
1988
1983
1988

1987

1993
1993
1989
1992
1991

km-Stand

42
41.091
63.167

1.904
31.375

45.048
1.912

45.853
17.185
6.726

0
59.701

0
62.982
32.476
40.797

0
2.063

50.280
37.994
30.025

498
38.940
22.742
75.850

34.92
78.101
34.338
38.734

109.034
0

89.374
53.795
25.941
33.878
41.938
76.198

0

16.273
52.274
80.526

0
7.876

41.644
46.667

85.247
54.042
48.475
86.559
40.770

46.520

0
0

49.397
1.368

46.381
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Verwendungsbereich

LAA Salzburg

LAA Steiermark

LAA Kärnten

LAA Tirol

LAA Vorarlberg

Art des KFZ

PKW
Kombi
Kombi
PKW
Kombi
PKW
PKW
Transporter
PKW
PKW
PKW
Kombi
Kombi
PKW
Kombi
PKW
PKW
PKW
Kombi
Kombi
Kombi
PKW
PKW
PKW
Kombi
PKW
Kombi
Mini-Van
PKW

Kombi
Kombi
PKW
PKW
Moped
PKW
PKW
PKW
PKW
Kombi
Kombi
PKW
Kombi
Kombi
PKW
PKW
PKW

Standort

AA Bischofshofen
AA Hallein
AA Salzburg
AA Salzburg
AA Tamsweg
AA Zell/See
LAA Steiermark
LAA Steiermark
AA Bruck/Mur
AA Deutschlandsberg
AA Feldbach
AA Gleisdorf
AA Graz
AA Hartberg
AA Judenburg
AA Leibnitz
AA Leoben
AA Liezen
AA Murau
AA Mureck
AA Mürzzuschlag
AA Voitsberg
AA Weiz
LAA Kärnten
AA Feldkirchen
AA Hermagor
AA Klagenfurt
AA Klagenfurt
AA Spittal/Drau
AA Spittal/Drau
AA St. Veit/Glan
AA Villach
AA Völkermarkt
AA Wolfsberg
LAA Kärnten
LAA Tirol
AA Imst
AA Innsbruck
AA Kitzbühel
AA Kufstein
AA Landeck
AA Lienz
AA Reutte
AA Schwaz
LAA Vorarlberg
AA Bregenz
AA Bludenz

Bj.

1989
1990
1989
1990
1984
1991
1990
1988
1989
1988
1986
1988
1989
1991
1989
1989
1988
1986
1990
1990
1990
1991
1987
1988
1981
1987
1992
1989
1987

1988
1982
1985
1987

1990
1987
1989
1985
1993
1993
1984
1987
1988
1989
1987
1986

km-Stand

64.291
19.371
40.824
45.290
82.204
28.259
84.938
94.578
41.266
32.796
72.147
31.454
28.564

8.806
34.690
41.472
67.007
72.125
24.403
16.768
21.417

7.136
111.059
112.620
53.070
47.108
10.291
13.151
67.308

22.513
70.550
35.452
65.018

41.561
51.484
8.602

48.972
0
0

55.297
15.094
32.326
48.028
44.546
63.700
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314. Bundesgesetz, mit dem Anpassungen an
das Arbeitsmarktservicegesetz vorgenommen
werden (Arbeitsmarktservice-Begleitgesetz,

AMS-BegleitG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsübersicht

Art. l Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
Art. 2 Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz
Art. 3 Bauern-Sozialversicherungsgesetz
Art. 4 Arbeiterkammergesetz 1992
Art. 5 Arbeitskräfteüberlassungsgesetz
Art. 6 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
Art. 7 Arbeitsmarktförderungsgesetz
Art. 8 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz
Art. 9 Aufenthaltsgesetz
Art. 10 Ausgleichsordnung
Art. 11 Ausländerbeschäftigungsgesetz
Art. 12 Ausschreibungsgesetz 1989
Art. 13 Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädi-

gungsgesetz 1957
Art. 14 Behinderteneinstellungsgesetz
Art. 15 Bundesbehindertengesetz
Art. 16 Bundesbetreuungsgesetz
Art. 17 Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver-

fahrensgesetzen 1991
Art. 18 Exekutionsordnung
Art. 19 Familienlastenausgleichsgesetz
Art. 20 Fremdengesetz
Art. 21 Gewerbeordnung 1994
Art. 22 Bundesrechenamtsgesetz
Art. 23 Heeresversorgungsgesetz
Art. 24 Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz
Art. 25 Karenzurlaubserweiterungsgesetz
Art. 26 Konkursordnung
Art. 27 Kriegsopferversorgungsgesetz 1957
Art. 28 Opferfürsorgegesetz
Art. 29 Sonderunterstützungsgesetz
Art. 30 Bundes-Personalvertretungsgesetz
Art. 31 Einkommensteuergesetz 1988
Art. 32 Beamten-Kranken- und Unfallversiche-

rungsgesetz
Art. 33 Bundesgesetz über die Bundesämter für

Soziales und Behindertenwesen
Art. 34 Bundeshaushaltsgesetz

Artikel l

Änderung des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr 189/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 20/1994, wird wie folgt
geändert:

1. §2 Abs. 2 Z 12 lautet:

„12. Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung
der Beihilfenempfänger nach dem Arbeits-
marktservicegesetz, BGBl. Nr. 313/1994,"

2. Im § 8 Abs. l Z 3 lit. c wird der Ausdruck „der
Landesarbeitsämter, Landesinvalidenämter" durch
den Ausdruck „des Arbeitsmarktservice, der Bun-
desämter für Soziales und Behindertenwesen"
ersetzt.

3. Im § 25 Abs. 2 wird der Ausdruck „gemäß § 19
Abs. l lit. a oder b des Arbeitsmarktförderungsge-
setzes, BGBl. Nr. 31/1969," durch den Ausdruck
„gemäß § 34 Abs. 2 Z 2 und 3 des Arbeitsmarktser-
vicegesetzes" ersetzt.

4. § 33 Abs. 3 entfällt.

5. § 41 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Träger der Krankenversicherung haben
die nach dem Standort des Betriebes zuständige
regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice
längstens binnen vier Wochen von den An- und
Abmeldungen in Kenntnis zu setzen."

6. Im § 69 Abs. 5 wird der Ausdruck „beim
zuständigen Landesarbeitsamt" durch den Aus-
druck „bei der zuständigen Landesgeschäftsstelle
des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

7 Im § 82 Abs. 3 wird der Ausdruck „der
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck
„dem Arbeitsmarktservice" und der Ausdruck „der
Arbeitsmarktförderung" durch den Ausdruck „des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

8. § 176 Abs. l Z8 lautet:

„8. bei der Inanspruchnahme von Leistungen nach
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, dem Arbeitsmarktförderungs-
gesetz, BGBl. Nr. 31/1969, oder dem Arbeits-
marktservicegesetz, BGBl. Nr. 313/1994,
sowie in den Fällen, in denen Personen auf
Veranlassung des Arbeitsmarktservice eine
Arbeits- oder Ausbildungsstelle aufsuchen
oder sich einer Eignungsuntersuchung oder
Eignungsprüfung unterziehen;"

9. Im § 198 Abs. 4 wird der Ausdruck „den
zuständigen Dienststellen der Arbeitsmarktverwal-
tung" durch den Ausdruck „dem Arbeitsmarktser-
vice" ersetzt.

10. Im § 199 Abs. 3 wird der Ausdruck „eine
Barleistung nach dem Arbeitsmarktförderungsge-
setz" durch den Ausdruck „eine Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes durch das Arbeits-
marktservice" ersetzt.
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11. § 200 lautet:

„§ 200. (1) Der Unfallversicherungsträger kann
die Durchführung von beruflichen Maßnahmen der
Rehabilitation dem Arbeitsmarktservice übertragen.
Er hat dem Arbeitsmarktservice die ausgewiesenen
tatsächlichen Kosten soweit zu ersetzen, als sie über
das hinausgehen, was dieses an Leistungen gewährt
hätte, wäre ein Begehren auf derartige Maßnahmen
gestellt worden.

(2) Der Unfallversicherungsträger und das
Arbeitsmarktservice können zur Abgeltung der
Ersatzansprüche unter Bedachtnahme auf die Zahl
der in Betracht kommenden Fälle und auf die Höhe
der durchschnittlichen Kosten der in diesen Fällen
gewährten beruflichen Maßnahmen der Rehabilita-
tion die Zahlung jährlicher Pauschalbeträge verein-
baren."

12. Im § 201 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines
Landesarbeitsamtes" durch den Ausdruck „des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

13. § 238 Abs. 2 Z3 lautet:

„3. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in
Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes oder eine Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice bezogen hat;"

14. § 242 Abs. l Z2 lautet:

„2. Bei der Ermittlung der Tagesbeitragsgrund-
lage der Pflichtversicherung bleiben Beitrags-
tage der Pflichtversicherung, während welcher
wegen Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit
oder wegen Mutterschaft nur ein Teilentgelt
geleistet worden ist oder während welcher der
Versicherte eine Beihilfe zur Deckung des
Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in
Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes oder eine Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice bezogen hat, sowie die
auf solche Zeiten entfallenden Beitragsgrund-
lagen außer Betracht."

15. § 253 a Abs. l Z6 lautet:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c
in Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeits-
marktförderungsgesetzes oder einer Beihilfe
zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice."

16. § 276 a Abs. l Z6 lautet:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c

in Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeits-
marktförderungsgesetzes oder einer Beihilfe
zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice."

17 Im § 306 Abs. 4 wird der Ausdruck „eine
Barleistung nach dem Arbeitsmarktförderungsge-
setz" durch den Ausdruck „eine Beihilfe zur
Deckung des Lebensunterhaltes durch das Arbeits-
marktservice" ersetzt.

18. § 307 a Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Der Pensionsversicherungsträger kann die
Durchführung von medizinischen bzw beruflichen
Maßnahmen der Rehabilitation dem Arbeitsmarkt-
service übertragen. Er hat dem Arbeitsmarktservice
die ausgewiesenen tatsächlichen Kosten soweit zu
ersetzen, als sie über das hinausgehen, was dieses an
Leistungen gewährt hätte, wäre ein Begehren auf
derartige Maßnahmen gestellt worden.

(3) Die beteiligten Versicherungsträger bzw der
Pensionsversicherungsträger und das Arbeitsmarkt-
service können zur Abgeltung der Ersatzansprüche
unter Bedachtnahme auf die Zahl der in Betracht
kommenden Fälle und auf die Höhe der durch-
schnittlichen Kosten der in diesen Fällen gewährten
beruflichen Maßnahmen der Rehabilitation die
Zahlung jährlicher Pauschalbeträge vereinbaren."

19. Im § 307 c Z1 wird der Ausdruck „den
Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung" durch
den Ausdruck „dem Arbeitsmarktservice" ersetzt.

20. § 321 Abs. l zweiter Halbsatz lautet:

„sie haben insbesondere Ersuchen, die zu diesem
Zweck an sie ergehen, im Rahmen ihrer sachlichen
und örtlichen Zuständigkeit zu entsprechen und
auch unaufgefordert anderen Versicherungsträgern
alle Mitteilungen zukommen zu lassen, die für
deren Geschäftsbetrieb von Wichtigkeit sind, sowie
Anträge und Meldungen fristwahrend weiterzulei-
ten."

21. § 331 erhält die Absatzbezeichnung „(1)";
folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Beantragt ein Arbeitsloser die Zuerkennung
einer Leistung aus einem der Versicherungsfälle des
Alters, mit Ausnahme einer vorzeitigen Alterspen-
sion wegen geminderter Arbeitsfähigkeit oder
dauernder Erwerbsunfähigkeit, oder eines Sonder-
ruhegeldes nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, so
erhält er auf Antrag, sofern mit der Zuerkennung
der Leistung gerechnet werden kann, vom leistungs-
zuständigen Pensionsversicherungsträger aus des-
sen Mitteln bis zur Entscheidung einen Vorschuß in
der durchschnittlichen Höhe der beantragten
Leistung. Sofern bekannt ist, daß die zu erwartende
Leistung höher oder niedriger sein wird, ist der
Vorschuß entsprechend zu erhöhen oder zu
vermindern."
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22. In § 361 Abs. 4 entfällt im ersten Satz der
Ausdruck „der Unfall- und der Pensionsversiche-
rung"; im letzten Satz wird der Ausdruck „an einen
Träger der Unfallversicherung oder Pensionsversi-
cherung" durch den Ausdrück „an einen Versiche-
rungsträger" ersetzt.

23. Im § 411 wird der Ausdruck „das Landesar-
beitsamt" durch den Ausdruck „die Landesge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

24. Im § 460 b wird der Ausdruck „der
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck „des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

25. Nach § 553 wird folgender § 554 angefügt:
„§ 554. (1) Die §§ 2 Abs. 2 Z 12, 8 Abs. l Z 3 lit. c,

25 Abs. 2, 33, 4.1 Abs. 2, 69 Abs. 5, 82 Abs. 3, 176
Abs. l Z 8, 198 Abs. 4, 199 Abs. 3, 200, 201 Abs. 4,
238 Abs. 2 Z 3, 242 Abs. l Z 2, 253 a Abs. l Z6,
276 a Abs. l Z 6, 306 Abs. 4, 307 a Abs. 2 und 3,
307 c Z l, 321 Abs. l, 361 Abs. 4, 411 und 460 b in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft.

(2) § 331 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1994 tritt zu dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem der Bundesminister für Arbeit und
Soziales durch Verordnung gemäß § 74 Abs. l des
Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994,
feststellt, daß die erforderlichen Voraussetzungen
erfüllt sind."

Artikel 2

Änderung des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 21/1994, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 41 Abs. 5 wird der. Ausdruck „sowie beim
zuständigen Landesarbeitsamt" durch den Aus-
druck „sowie bei der zuständigen Landesgeschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. § 122 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. Beitragsmonate der Pflichtversicherung; die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in
Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, oder
eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhal-
tes durch das Arbeitsmarktservice bezogen
hat;"

3. § 131 a Abs. l Z6 lautet:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c
in Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeits-
marktförderungsgesetzes oder einer Beihilfe
zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice."

4. Im § 162 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines
Landesarbeitsamtes" durch den Ausdruck „einer
Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice" er-
setzt.

5. Im § 166 Abs. 2 wird der Ausdruck „einer
Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung" durch
den Ausdruck „dem Arbeitsmarktservice" ersetzt.

6. Im § 166 Abs. 3 entfällt der Ausdruck
„(Dienststellen)"

7 Im § 168 erster Satz entfällt der Ausdruck
„ , Dienststellen"

8. Nach § 260 wird folgender § 261 angefügt:

„§ 261. Die §§ 41 Abs. 5, 122 Abs. 2 Z 3, 131 a
Abs. l Z 6, 162 Abs. 4, 166 Abs. 2 und 3 und 168
erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in
Kraft."

Artikel 3

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, .BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 22/1994, wird wie folgt.geändert:

1. § 113 Abs. 2 Z3 lautet:

„3. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in
Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, oder
eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhal-
tes durch das Arbeitsmarktservice bezogen
hat;"

2. § 122 a Abs. l Z6 lautet:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c
in Verbindung mit § 25 Abs. l des Arbeits-
marktförderungsgesetzes oder eine Beihilfe
zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice."

3. Im § 154 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines
Landesarbeitsamtes" durch den Ausdruck „einer
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Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice" er-
setzt.

4. Im §158 Abs. 2 wird der Ausdruck „einer
Dienststelle der Arbeitsmarktverwaltung" durch
den Ausdruck „dem Arbeits'marktservice" ersetzt.

5. Im § 158 Abs. 3 entfällt der Ausdruck
„(Dienststellen)"

6. Im § 160 erster Satz entfällt der Ausdruck
„, Dienststellen"

7. Nach § 248 wird folgender § 249 angefügt:

„§ 249. Die §§113 Abs. 2 Z 3, 122 a Abs. l Z 6,
154 Abs. 4, 158 Abs. 2 und 3 und 160 erster Satz in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 3147
1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 4

Änderung des Arbeiterkammergesetzes 1992

Das Arbeiterkammergesetz 1992, BGBl.
Nr. 626/1991, wird wie folgt geändert:

1. Im § 34 wird im Abs. l der Ausdruck „bei den
Stellen der Arbeitsmarktverwaltung" durch den
Ausdruck „beim Arbeitsmarktservice" und im Abs. 2
der Ausdruck „die Dienststellen der Arbeitsmarkt-
verwaltung" durch den Ausdruck „das Arbeits-
marktservice" ersetzt.

2. Dem § 100 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) § 34 in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikels

Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes

Das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, BGBl.
Nr. 196/1988, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 460/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § l Abs. 3 wird der Ausdruck „konzessions-
pflichtige" durch den Ausdruck „bewilligungs-
pflichtige" ersetzt.

2. In den §§ 13 Abs. 4, 17 und 19 Abs. l bis 3 wird
der Ausdruck „Landesarbeitsamt" in der jeweiligen
Endungsform durch den Ausdruck „Bundesamt für
Soziales und Behindertenwesen" in der jeweiligen
Endungsform ersetzt.

3. § 13 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die Bundesämter für Soziales und Behinder-
tenwesen haben die Daten gemäß Abs. 4 dem
Arbeitsmarktservice zur Verfügung zu stellen."

4. Im § 15 wird der Ausdruck „des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik" durch den Ausdruck „der
gesetzlichen Interessenvertretungen und der kollek-
tivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer" ersetzt.

5. Im § 17 wird der Ausdruck „gemäß § 323 a
Abs. 2 Z l der Gewerbeordnung 1973 keine
Konzession benötigt" durch den Ausdruck „gemäß
§ 257 Abs. 2 Z l der Gewerbeordnung 1994, BGBl.
Nr. 194, nicht der Bewilligungspflicht unterliegt"
und im § 18 Abs. l der Ausdruck „keine Konzession
gemäß § 323 a der Gewerbeordnung 1973 benöti-
gen" durch den Ausdruck „gemäß § 257 Abs. 2 der
Gewerbeordnung 1994 nicht der Bewilligungs-
pflicht unterliegen" ersetzt.

6. Im § 19 Abs. 2 wird die Wortfolge „ist der beim
Landesarbeitsamt gemäß § 44 des Arbeitsmarktför-
derungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, errichtete
Verwaltungsausschuß" durch die Wortfolge „sind
die gesetzlichen Interessenvertretungen und die
kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer" ersetzt.

7. Im § 20 Abs. l wird der Ausdruck „die
Landesarbeitsämter und die Arbeitsämter" durch
den Ausdruck „und die Bundesämter für Soziales
und Behindertenwesen" ersetzt.

8. Im §21 Abs. l wird der Ausdruck „die
Landesarbeitsämter, die Arbeitsämter" durch den
Ausdruck „die Bundesämter für Soziales und
Behindertenwesen" ersetzt.

9. Im § 22 Abs. 3 wird der Ausdruck „Reserve-
fonds gemäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes 1977, BGBl. Nr. 609," durch den Ausdruck
„Arbeitsmarktservice" ersetzt.

10. Der bisherige Text des §23 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)" und folgender Abs. 2 wird
angefügt:

„(2) Die §§ l Abs. 3, 13 Abs. 4 und 5, 15, 17, 18
Abs. l, 19 Abs. l bis 3, 20 Abs. l, 21 Abs. l und
22 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft. Bis
zum Inkrafttreten des § 5 Z l lit. b des Bundes-
sozialämtergesetzes (Art. 33 des Arbeitsmarktser-
vice-Begleitgesetzes, BGBl. Nr. 314/1994) obliegen
die Aufgaben und Befugnisse der Bundesämter für
Soziales und Behindertenwesen den jeweiligen
Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice."
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Artikel 6

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.
Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 25/1994, wird wie folgt geändert:

1. In den §§ 8 Abs. 2 und 3, 9 Abs. l und 5, 10
Abs. l, 12 Abs. 4 und 10, 15 Abs. l Z l lit. b, 25
Abs. 4 und 6, 32 a Abs. l und 2, 41 Abs. 5 Z l, 42
Abs. 4, 44 Abs: 2, 46 Abs. l, 3, 4 und 5, 47 Abs. 2, 48
Abs. 2, 49 Abs. l, 50, 51 Abs. 2 und 3, 53 Abs. l, 57,
67, 69 und 72 Abs. l wird der Ausdruck
„Arbeitsamt" samt zugehörigem Artikel in der
jeweiligen Endungsform durch den Ausdruck
„regionale Geschäftsstelle" samt zugehörigem Arti-
kel in der jeweiligen Endungsform ersetzt.

2. In den §§ 10 Abs. 2, 14 Abs.-l Z 2, 36 Abs. 3
lit. B sublit. b und 49 Abs. 2 werden der Ausdruck
„Vermittlungsausschuß des Arbeitsamtes" sowie der
Ausdruck „Vermittlungsausschuß" jeweils durch
den Ausdruck „Regionalbeirat" ersetzt.

3. Im § 14 Abs. l Z l wird der Ausdruck „§ 25
Abs. l und 3 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 31/1969" durch den Ausdruck „§35
Abs. 2 des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl.
Nr. 313/1994" und im § 14 Abs. l Z 2 der
Ausdruck „die Arbeitsmarktverwaltung (§ 40
Abs. l des Arbeitsmarktförderungsgesetzes)"
durch den Ausdruck -„das Arbeitsmarktservice"
ersetzt; der Ausdruck „im Sinne des § 19 Abs. l
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes" entfällt.

4. Im § 16 Abs. 3 wird der Ausdruck „des
Vermittlungsausschusses des Arbeitsamtes" und im
§ 32 a Abs. 2 der Ausdruck „des Vermittlungsaus-
schusses" jeweils durch den Ausdruck „des
Regionalbeirates" ersetzt.

5. In den §§ 18 Abs. 6, 41 Abs. 5, 45, 46 Abs. 2, 49
Abs. l, 55 Abs. l, 57 und 69 Abs. l und 2 wird der
Ausdruck „Landesarbeitsamt" samt zugehörigem
Artikel in der jeweiligen Endungsform durch den
Ausdruck „Landesgeschäftsstelle" samt zugehöri-
gem Artikel in der jeweiligen Endungsform ersetzt.

6. In. den §§ 18 Abs. 8 lit. d und 40 a wird der
Ausdruck „von der Arbeitsmarktverwaltung" durch
den Ausdruck „vom Arbeitsmarktservice" ersetzt.

7. Im §21 Abs. 6 wird der Klammerausdruck
„(§ 20 Abs. 2 lit. e des Arbeitsmarktförderungsge-
setzes)" durch den Ausdruck „des Arbeitsmarktser-
vice" ersetzt.

8. § 23 Abs. l und 2 lauten:

„(1) Arbeitslosen, die die Zuerkennung
1. einer Leistung aus dem Versicherungsfall der

Invalidität, der Berufsunfähigkeit oder der
dauernden Erwerbsunfähigkeit oder

2. einer vorzeitigen Alterspension wegen gemin-
derter Arbeitsfähigkeit oder dauernder Er-

werbsunfähigkeit oder
3. eines Übergangsgeldes aus der gesetzlichen

Pensions- oder Unfallversicherung
beantragt haben, kann bis zur Entscheidung über
ihren Antrag auf diese Leistungen vorschußweise
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe gewährt wer-
den, sofern, abgesehen von der Arbeitsfähigkeit
bzw. Arbeitswilligkeit, die übrigen Voraussetzungen
für die Inanspruchnahme dieser Leistungen gegeben
sind und im Hinblick auf die vorliegenden
Umstände mit der Zuerkennung der Leistungen aus
der Sozialversicherung gerechnet werden kann.
Arbeitslosigkeit ist auch anzunehmen, wenn aus
einem aufrechten Dienstverhältnis kein Entgeltan-
spruch mehr besteht und der Anspruch auf
Krankengeld erschöpft ist. Dieser Vorschuß ist in
der Höhe des gebührenden Arbeitslosengeldes bzw.
der gebührenden Notstandshilfe zu gewähren, darf
jedoch die gemeinsame durchschnittliche Höhe der
angeführten Leistungen nicht übersteigen. Sofern
der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice auf Grund einer schriftlichen Mitteilung des
Sozialversicherungsträgers bekannt ist, daß die zu
erwartende Leistung höher oder niedriger sein wird,
ist die Vorschußleistung entsprechend zu erhöhen
oder zu vermindern. Bei einer Erhöhung darf
jedoch das gebührende Arbeitslosengeld bzw. die
gebührende Notstandshilfe nicht überschritten
werden.

(2) Hat eine regionale Geschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice einen Vorschuß nach Abs. 1.
oder Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe gewährt,
so geht ein Anspruch des Arbeitslosen auf eine
Leistung gemäß Abs. l für denselben Zeitraum auf
den Bund zugunsten der Arbeitslosenversicherung
in der Höhe der von der regionalen Geschäftsstelle
des Arbeitsmarktservice gewährten Leistung, mit
Ausnahme der Krankenversicherungsbeiträge, über,
sobald die regionale Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice beim Träger der Sozialversicherung
den Übergang des Anspruches geltend macht
(Legalzession). Der Übergang des Anspruches wird
nur bis zur Höhe der nachzuzahlenden Beträge
wirksam und ist vorrangig zu befriedigen. Wird eine
dauernde oder vorübergehende Pension aus dem
Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit
zuerkannt, so ist ein vor dem Anfallstag dieser
Pension gewährter Vorschuß nach Abs. l in
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe umzuwan-
deln."

9. Im § 25 Abs. 7 wird der Ausdruck „gemäß § 19
Abs. l in Verbindung mit § 20 des Arbeitsmarktför-
derungsgesetzes" durch den Ausdruck „des Arbeits-
marktservice" ersetzt.

10. § 29 Abs. 2 zweiter Satz lautet: „Das Ruhen
des Karenzurlaubsgeldes wegen Auslandsaufent-
halts kann auf Antrag aus berücksichtigungswürdi-
gen Gründen nachgesehen werden."

11. § 29 Abs. 3 zweiter Satz wird aufgehoben.
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12. Im § 36 werden im Abs. 2 im vorletzten Satz
der Ausdruck „nach dem Arbeitsmarktförderungs-
gesetz" durch den Ausdruck „des Arbeitsmarktser-
vice" und im Abs. 3 lit. B sublit. b der Ausdruck „die
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck „das
Arbeitsmarktservice" und der Ausdruck „Förde-
rungsmaßnahmen im Sinne des § 19 Abs. l des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes" durch den Aus-
druck „Beihilfen des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

13. Im §41 Abs. 5 entfallen die Worte „aus
Mitteln der Arbeitslosenversicherung"

14. § 44 Abs. l lautet:

„(1) Es richtet sich die Zuständigkeit
1. der regionalen Geschäftsstellen des Arbeits-

marktservice (in den übrigen Bestimmungen
„regionale Geschäftsstellen" genannt) und der
Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktser-
vice (in den übrigen Bestimmungen „Landes-
geschäftsstellen" genannt) in Angelegenheiten
des Arbeitslosengeldes und der Notstandshilfe,
soweit Rechte und Pflichten des Arbeitgebers
betroffen sind, nach dem Sitz des Betriebes,
soweit Rechte und Pflichten des Arbeitneh-
mers betroffen sind, nach dessen Wohnsitz,
mangels eines solchen nach dessen gewöhnli-
chem Aufenthaltsort;

2. der Krankenversicherungsträger in Angele-
genheiten des Karenzurlaubsgeldes, der Son-
dernotstandshilfe für Mütter oder Väter und
der Teilzeitbeihilfe für unselbständig erwerbs-
tätige Mütter nach den §§ 26 und 30 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes."

15. Im § 48 Abs. l wird der Ausdruck „der
zuständige Verwaltungsausschuß des Landesar-
beitsamtes" durch den Ausdruck „der Ausschuß für
Leistungsangelegenheiten des Landesdirektoriums"
und der Ausdruck „des Verwaltungsausschusses"
durch den Ausdruck „des Ausschusses für Lei-
stungsangelegenheiten" ersetzt.

16. Im § 51 Abs. l und 2 und im § 54 wird der
Ausdruck „der Leistungen nach diesem Bundesge-
setz (§ 6 Abs. 1)" bzw „der Leistungen nach diesem
Bundesgesetz" jeweils durch den Ausdruck „von
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe" ersetzt.

17 Der bisherige Text des § 54 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)"; die Bezeichnung „Bun-
desminister für soziale Verwaltung" wird durch die
Bezeichnung „Bundesminister für Arbeit und
Soziales" ersetzt und folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Auszahlung von Karenzurlaubsgeld,
Sondernotstandshilfe und Teilzeitbeihilfe erfolgt
durch die Krankenversicherungsträger."

18. §56 lautet:

„§ 56. (1) Gegen Bescheide der regionalen
Geschäftsstelle in Angelegenheiten des Arbeitslo-
sengeldes ist die Berufung an die Landesgeschäfts-

stelle zulässig. Gegen die Entscheidung der
Landesgeschäftsstelle ist keine weitere Berufung
zulässig.

(2) Die Berufung gemäß Abs. l hat keine
aufschiebende Wirkung.

(3) Die Landesgeschäftsstelle trifft die Entschei-
dung in einem Ausschuß des Landesdirektoriums.

(4) Das Landesdirektorium bei jeder Landesge-
schäftsstelle hat einen Ausschuß zur Behandlung
von Berufungen gemäß Abs. l einzurichten (Aus-
schuß für Leistungsangelegenheiten).

(5) Der Ausschuß für Leistungsangelegenheiten
besteht aus folgenden drei Mitgliedern:

1. dem Vorsitzenden,
2. einem Arbeitnehmervertreter und
3. einem Arbeitgebervertreter.

(6) Den Vorsitz des Ausschusses für Leistungsan-
gelegenheiten hat der Landesgeschäftsführer oder
ein von ihm damit beauftragter Bediensteter der
Landesgeschäftsstelle zu führen.

(7) Der Arbeitnehmervertreter wird durch die
Arbeitnehmervertreter des Landesdirektoriums, der
Arbeitgebervertreter durch die Arbeitgebervertreter
des Landesdirektoriums entsendet. Die Entsendung
erfolgt durch einstimmigen Beschluß der jeweiligen
Kurie und für die Dauer von sechs Jahren. Die
neuerliche Entsendung ist möglich. Für den
Arbeitnehmer- und den Arbeitgebervertreter ist die
erforderliche Anzahl von Stellvertretern in gleicher
Weise zu entsenden. Die Ausschußmitglieder und
deren Stellvertreter müssen nicht Mitglieder des
Landesdirektoriums sein.

(8) Stimmberechtigt sind die Mitglieder (Stellver-
treter) des Ausschusses. Der Ausschuß ist beschluß-
fähig, wenn alle drei "Mitglieder anwesend sind. Der
Ausschuß faßt seine Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen."

19 §§ 58 und 59 samt Überschrift lauten:

„Verfahren in Angelegenheiten der Notstandshilfe

§ 58. Auf das Verfahren in Angelegenheiten der
Notstandshilfe ist dieser Artikel sinngemäß anzu-
wenden.

Verfahren in Angelegenheiten des
Karenzurlaubsgeldes, der Teilzeitbeihilfe für
unselbständig erwerbstätige Mütter und der

Sondernotstandshilfe

§ 59. Die Angelegenheiten des Karenzurlaubsgel-
des, der Teilzeitbeihilfe für unselbständig erwerbs-
tätige Mütter und der Sondernotstandshilfe sind
Leistungssachen im Sinne des § 354 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes."

20. Artikel IV entfällt und im § 66 a Abs. 5 wird
der Ausdruck „§ 61 Abs. l" durch den Ausdruck
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„§ 2 des Arbeitsmarktpolitikfinanzierungsgesetzes,
BGBl. Nr. 315/1994", ersetzt.

21. Im § 73 wird der Ausdruck „Fonds der
Arbeitsmarktverwaltung (§ 64)" durch den Aus-
druck „Arbeitsmarktservice" ersetzt.

22. § 76 lautet samt Überschrift:

„Anhörung des Regionalbeirates

§ 76. (1) Soweit nach diesem Bundesgesetz der
Regionalbeirat anzuhören ist, kann dieser unter
Bedachtnahme auf die Arbeitsmarktlage einhellig
bestimmen, daß bei bestimmten Gruppen von
Geschäftsfällen an die Stelle der Anhörung die
nachträgliche Berichterstattung durch den Leiter
der regionalen Geschäftsstelle oder einen von ihm
damit betrauten Bediensteten der regionalen Ge-
schäftsstelle treten kann.

(2) Ist eine besondere Geschäftsstelle für
Versicherungsdienste eingerichtet, so hat die
Anhörung des Regionalbeirates der nach dem
Wohnsitz (Aufenthaltsort) oder nach beruflichen
(fachlichen) Merkmalen des Arbeitslosen zuständi-
gen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice zu erfolgen."

23. § 79 Abs. 9 und 10 lauten:

,,(9) §§ 60, 64, 64 a sowie 65 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 25/1994 treten mit
1.Jänner 1994 in Kraft.

(10) Die §§ 8 Abs. 2 und 3, 9 Abs. l und 5, 10
Abs. l und 2, 12 Abs. 4 und 10, 14 Abs. l Z 2, 15
Abs. l Z l lit. b, 16 Abs. 3, 18 Abs. 6 und 8 lit. d, 21
Abs. 6, 25 Abs. 4, 6 und 7, 32 a Abs. l und 2, 36
Abs. 2 und 3, 40 a, 41 Abs. 5, 42 Abs. 4, 44 Abs. l
Z l und Abs. 2, 45, 46, 47 Abs. 2, 48 Abs. l und 2, 49
Abs. l und 2, 50, 51 Abs. 2 und 3, 53 Abs. l, 55
Abs. l, 56, 57, 67, 69, 72 Abs. l und 76 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994
treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

24. Dem § 79 werden folgende Abs. 11 bis 13
angefügt:

„(l 1) Die §§ 23, 29 Abs. 2 zweiter Satz, 44 Abs. l
Z2, 51 Abs. l und 2, 54, 58, 59 und 66a Abs. 5
treten zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der
Bundesminister für Arbeit und Soziales durch
Verordnung gemäß § 74 Abs. l des Arbeitsmarkt-
servicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, feststellt, daß
die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
Vom 1. Juli 1994 bis zu diesem Zeitpunkt sind die
§§ 23, 29 Abs. 2 zweiter Satz, 44 Abs. 1, 51 Abs. l
und 2, 54, 58, 59 und 66 a Abs. 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 817/1993 mit der Maß-
gabe weiterhin anzuwenden, daß die Aufgaben und
Befugnisse des Arbeitsamtes der jeweiligen regiona-
len Geschäftsstelle, des Landesarbeitsamtes der
Landesgeschäftsstelle, des Vermittlungsausschusses

dem regionalen Beirat sowie des Verwaltungsaus-
schusses dem Landesdirektorium des Arbeits-
marktservice obliegen.

(12) Mit dem Inkrafttreten des § 44 Abs. l Z2
gehen auf die Krankenversicherungsträger alle
hoheitlichen Rechte und Pflichten über, die vor
diesem Zeitpunkt im Bereich des Karenzurlaubsgel-
des, der Teilzeitbeihilfe oder der Sondernotstands-
hilfe von den Arbeitsämtern bzw regionalen
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice ausgeübt
wurden. Insbesondere sind Leistungen weiter zu
gewähren, noch nicht rechtskräftig abgeschlossene
Verfahren fortzuführen und wirken Verpfändungen
und Übertragungen der Leistungen sowie Aufrech-
nungen in bisheriger Weise weiter.

(13) Ansprüche auf Pensionsvorschuß gemäß § 23
Abs. l lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 412/1990, die über den Tag vor dem in
der Verordnung gemäß § 74 Abs. l des Arbeits-
marktservicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, fest-
gelegten Zeitpunkt hinaus bestehen, werden von
den regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarkt-
service weiter gewährt. § 23 in der am Tag vor
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung gilt für diese
Fälle sinngemäß weiter."

25. Dem § 80 werden folgende Abs. 5 und 6
angefügt:

„(5) Artikel IV tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1994 außer Kraft.

(6) § 29 Abs: 3 zweiter Satz tritt zu dem vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales durch
Verordnung festgelegten Zeitpunkt, spätestens
jedoch mit Ablauf des 30. Juni 1997, außer Kraft.
Vom l Juli 1994 bis zu diesem Zeitpunkt obliegen
die Aufgaben des Arbeitsamtes der jeweiligen
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice
und die Aufgaben des Vermittlungsausschusses dem
Regionalbeirat."

Artikel 7

Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.

Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 25/1994, wird wie folgt geändert:

l Dem Kurztitel „(Arbeitsmarktförderungsge-
setz)" wird innerhalb der Klammern die Abkürzung
„— AMFG" angefügt.

2. Die Abschnitte I, II und V sowie die §§ 12, 16,
18 a bis 26 b und 45 werden aufgehoben.

3. In den §§ 13 Abs. 2, 29 Abs. l, 45 a Abs. 6 und
45 b Abs. l wird der Ausdruck „Dienststellen der
Arbeitsmarktverwaltung" bzw „Arbeitsmarktver-
waltung" samt zugehörigem Artikel und Verbum in
der jeweiligen Endungsform durch den Ausdruck
„Arbeitsmarktservice" samt zugehörigem Artikel
und Verbum in der jeweiligen Endungsform ersetzt.
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4. In den §§ 11 Abs. 2, 29 Abs. l lit. b und Abs. 2
lit. a, 45 a Abs. l, 5 und 7, 45 b Abs. l und 46 Abs. l
wird der Ausdruck „Arbeitsamt" samt zugehörigem
Artikel in der jeweiligen Endungsform durch den
Ausdruck „regionale Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice" samt zugehörigem Artikel in der
jeweiligen Endungsform ersetzt.

5. Die Überschrift vor § 17 lautet „Einrichtungen
zur Arbeitsvermittlung außerhalb des Arbeitsmarkt-
service" Im § 17 wird im Abs. l der Ausdruck
„Abweichend von der Vorschrift des § 12 kann
Arbeitsvermittlung auch" durch den Ausdruck
„Arbeitsvermittlung darf", im Abs. 3 der Ausdruck
„Berufsgruppen" jeweils durch den Ausdruck
„Berufsgruppen oder Personengruppen" und in den
Abs. l, 3, 5, 6 und 7 sowie im § 18 Abs. l, 5, 6 und 7
der Ausdruck „Bundesminister für soziale Verwal-
tung" bzw „Bundesministerium für soziale Verwal-
tung" jeweils durch den Ausdruck „Bundesminister"
für Arbeit und Soziales" ersetzt.

6. § 17 Abs. 3 letzter Satz und § 18 Abs. l letzter
Satz lautet: „Vor der Entscheidung sind die
gesetzlichen Interessenvertretungen und die kollek-
tivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer anzuhören."

7 In den §§ 17 Abs. 5 und 18 Abs. 5 wird jeweils
die Wortfolge „Landesarbeitsamt sowie dem
zuständigen Arbeitsamt" durch den Ausdruck
„Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen"
ersetzt sowie folgender Satz angefügt:

„Die Bundesämter für Soziales und Behindertenwe-
sen haben die ermittelten Daten dem Arbeitsmarkt-
service zur Verfügung zu stellen."

8. In den §§ 17 a Abs. l und 2 und 17 d Abs. l
wird jeweils der Ausdruck „Landesarbeitsamt"
durch den Ausdruck „Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen" ersetzt.

9. Im § 17 a wird im Abs. 2 Z l der Ausdruck
„§ 103 Abs. l lit. a Z 8 der Gewerbeordnung 1973"
durch den Ausdruck „§ 128 der Gewerbeordnung
1994, BGBl. Nr. 194," und im Abs. 6 der Ausdruck
„Betriebsberatung gemäß § 103 Abs. l lit. b Z 4"
durch den Ausdruck „Unternehmensberatung ge-
mäß § 172 der Gewerbeordnung 1994" ersetzt.

10. Im § 17 a Abs. 9 wird der Ausdruck „der
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck
„dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwe-
sen" ersetzt.

11. Im § 17 c werden im Abs. l die Ausdrücke
„Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung" und
„der Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck
„Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen"
samt zugehörigem Artikel in der jeweiligen En-
dungsform ersetzt sowie folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Bundesämter für Soziales und Behinder-
tenwesen haben die Daten gemäß Abs. l und Abs. 2

sowie gemäß § 17 a Abs. l, 2 und 9 dem
Arbeitsmarktservice zur Verfügung zu stellen."

12. Nach § 17 d wird folgender § 17 e angefügt:

„§ 17 e. (1) Die Vermittlung von Führungskräf-
ten im Sinne des § 172 der Gewerbeordnung 1994
ist die Vermittlungstätigkeit (§ 9 Abs. 1) in bezug
auf offene Stellen, die nach dem Inhalt der Tätigkeit
von leitenden Angestellten, denen maßgebender
Einfluß auf die Führung des Betriebes zusteht,
welche gemäß § 36 Abs. 2 Z 3 des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, nicht als Arbeit-
nehmer gelten, ausgeübt werden und hinsichtlich
derer das angebotene Entgelt zumindest die Höhe
der Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversi-
cherung nach § 45 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes erreicht.

(2) Auf Personen, auf welche § 376 Z 14 a der
Gewerbeordnung 1994 anzuwenden ist, ist § 17 a
Abs. 2 Z 4 nicht anzuwenden. Auf Personen, welche
am 1. Jänner 1992 bei Inhabern einer solchen
Berechtigung beschäftigt waren, ist § 17 a Abs. 8
nicht anzuwenden."

13. Im § 27 Abs. l entfallen die lit. b und c, und
die bisherige lit. d wird als lit. b bezeichnet.

14. § 27 Abs. 4 entfällt.

15. In den §§ 27 a und 35 a entfällt im Abs. l
jeweils der letzte Satz und wird im Abs. 3 der
Ausdruck „nach Anhörung des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik" jeweils durch den Ausdruck
„nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertre-
tungen und der kollektivvertragsfähigen Berufsver-
einigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer"
ersetzt.

16. § 27 a Abs. 8 lautet:
„(8) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in

Form der Ausfallsbürgschaft oder in Fällen eines
außergewöhnlich dringenden arbeitsmarktpoliti-
schen Erfordernisses in Form der Haftung als Bürge
und Zahler für Kredite und Darlehen mit einer
Laufzeit bis zu 20 Jahren zu Lasten der
Haftungsrücklage gemäß § 50 Abs. 2 des Arbeits-
marktservicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, ge-
währt werden."

17 Die §§ 28 bis 28 c entfallen.

18. In den §§ 29 Abs. l, 30, 31 und 32 Abs. l und 2
wird der Ausdruck „§ 27 Abs. l lit. d" jeweils durch
den Ausdruck „§ 27 Abs. l lit. b" sowie im § 29
Abs. 3 der Ausdruck „Bundesministerium für
soziale Verwaltung" durch den Ausdruck „Bundes-
minister für Arbeit und Soziales" ersetzt.

19 § 33 lautet:

„§ 33. Die näheren Bestimmungen über die
Gewährung von Beihilfen gemäß § 27 Abs. l lit. b
sind vom Bundesminister für Arbeit und Soziales
nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertre-
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tungen und der kollektivvertragsfähigen Berufsver-
einigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
im Einvernehmen mit den Bundesministern für
Finanzen und für wirtschaftliche Angelegenheiten
zu treffen."

20. § 34 lautet:

„§ 34. (1) Begehren um Gewährung einer Beihilfe
gemäß § 27 Abs. l lit. a können bei jeder regionalen
Geschäftsstelle oder Landesgeschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice oder beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales eingebracht werden. Über diese
Begehren entscheidet der Bundesminister für Arbeit
und Soziales nach Anhörung der gesetzlichen
Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfä-
higen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer, sofern die Gesamtsumme des Begeh-
rens einen Betrag von drei Millionen Schilling
übersteigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen, dessen Äußerung zur Herstellung
des Einvernehmens innerhalb von vier Wochen zu
erfolgen hat, andernfalls die Zustimmung als
gegeben anzunehmen ist. Wenn es besondere
öffentliche Interessen wegen Gefahr im Verzüge
erfordern, daß über Begehren unverzüglich befun-
den wird, können die Anhörung der Interessenver-
tretungen und der Berufsvereinigungen und das
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen entfallen. In einem solchen Fall sind die
Interessenvertretungen und Berufsvereinigungen
sowie der Bundesminister für Finanzen ehestmög-
lich über die getroffenen Maßnahmen in Kenntnis
zu setzen.

(2) Begehren um Gewährung einer Beihilfe
gemäß § 27 Abs. l lit. b sind bei der für den Standort
des Betriebes zuständigen regionalen Geschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice einzubringen. Über
diese Begehren entscheidet das zuständige Landes-
direktorium.

(3) Anläßlich der Gewährung einer Beihilfe ist zu
vereinbaren, daß der Empfänger einer Beihilfe, der
ihren Bezug vorsätzlich oder grob fahrlässig durch
unwahre Angaben oder Verschweigung maßgebli-
cher Tatsachen herbeigeführt hat, zum Ersatz des
unberechtigt Empfangenen verpflichtet ist."

21. Im § 35 Abs. l entfällt der Satzteil „oder für
Personen im Sinne des § 16, die zwar produktiv
beschäftigt werden, aber auf unbestimmte Zeit nicht
in der Lage sind, die volle Produktivität zu
erreichen,"

22. § 35 Abs. 2 und 5 entfallen; die bisherigen
Abs. 3 und 4 werden als Abs. 2 und 3 bezeichnet.

23. Die §§ 36 bis 38 a entfallen.

24. § 39 lautet:

„§ 39. (1) Begehren um Gewährung einer Beihilfe
gemäß § 35 Abs. l lit. a können bei jeder regionalen
Geschäftsstelle oder Landesgeschäftsstelle des Ar-

beitsmarktservice oder beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales eingebracht werden. Über diese
Begehren entscheidet der Bundesminister für Arbeit
und Soziales nach Anhörung der gesetzlichen
Interessenvertretungen und der kollektivvertragsfä-
higen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer, sofern die Gesamtsumme des Begeh-
rens einen Betrag von drei Millionen Schilling
übersteigt, im Einvernehmen mit den Bundesmini-
stern für Finanzen und für wirtschaftliche Angele-
genheiten, deren Äußerung zur Herstellung des
Einvernehmens innerhalb von vier Wochen zu
erfolgen hat, andernfalls die Zustimmung als
gegeben anzunehmen ist. Wenn es besondere
öffentliche Interessen wegen Gefahr im Verzüge
erfordern, daß über Begehren unverzüglich befun-
den wird, können die Anhörung der Interessenver-
tretungen und der Berufsvereinigungen und das
Einvernehmen mit den Bundesministern für Finan-
zen und für wirtschaftliche Angelegenheiten entfal-
len. In einem solchen Fall sind die Interessenvertre-
tungen und Berufsvereinigungen sowie die Bundes-
minister für Finanzen und für wirtschaftliche
Angelegenheiten ehestmöglich über die getroffenen
Maßnahmen in Kenntnis zu setzen.

(2) Anläßlich der Gewährung einer Beihilfe ist zu
vereinbaren, daß der Empfänger einer Beihilfe, der
ihren Bezug vorsätzlich oder grob fahrlässig durch
unwahre Angaben oder Verschweigung maßgebli-
cher Tatsachen herbeigeführt hat, zum Ersatz des
unberechtigt Empfangenen verpflichtet ist."

25. Im § 45 a Abs. 6 wird der Ausdruck
„Vermittlungsausschuß" durch den Ausdruck „Re-
gionalbeirat" ersetzt sowie folgender Satz angefügt:
„Das Arbeitsmarktservice hat überdies das zustän-
dige Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
von der Anzeige gemäß Abs. l in geeigneter Weise
zu verständigen."

26. Im § 45 a Abs. 6 und 8 wird der Ausdruck
„Verwaltungsausschuß" samt zugehörigem Artikel
in der jeweiligen Endungsform durch den Ausdruck
„Landesdirektorium" samt zugehörigem Artikel in
der jeweiligen Endungsform ersetzt.

27 In den §§ 45 a Abs. 8 und 51 Abs. 2 und 3 wird
der Ausdruck „Landesarbeitsamt" samt zugehöri-
gem Artikel in der jeweiligen Endungsform durch
den Ausdruck „Landesgeschäftsstelle des Arbeits-
marktservice" samt zugehörigem Artikel in der
jeweiligen Endungsform ersetzt.

28. Im § 47 wird der Ausdruck „§§ 9 Abs. 3, 17
und 18" durch den Ausdruck „§§ 17, 17 a und 18"
ersetzt.

29 § 47 a lautet:

„§ 47 a. Beihilfen, die auf Grund dieses Bundes-
gesetzes zum Zwecke der Arbeitsmarktförderung
an Unternehmen gewährt werden, stellen kein
Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 223, dar."
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30. Im § 48 Abs. 2 wird der Ausdruck „Fonds der
Arbeitsmarktverwaltung gemäß § 64 des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609,"
durch den Ausdruck „Arbeitsmarktservice" ersetzt.

31. Dem §53 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Die §§ 11 Abs. 2, 13 Abs. 2, 17, 17 a, 17 b,
17 e, 17 d, 17 e, 18, 27, 27 a, 29 Abs. l und 2, 30, 31,
32, 33, 34, 35, 35 a, 39, 45 a Abs. l, 5, 6, 7 und 8,
45 b Abs. l, 46 Abs. l, 47, 47 a und 48 Abs. 2 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994
treten mit 1. Juli 1994 in Kraft. Bis zum Inkraft-
treten des § 5 2 1 lit. a des Bundessozialämterge-
setzes (Art. 33 des Arbeitsmarktservice-Begleitge-
setzes, BGBl. Nr. 314/1994) obliegen die Aufga-
ben und Befugnisse der Bundesämter für Soziales
und Behindertenwesen den jeweiligen Landesge-
schäftsstellen und regionalen Geschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice."

32. Nach § 53 werden folgende §§ 54 und 55'samt
Überschrift angefügt:

„Außerkrafttreten

§ 54. Die Abschnitte I, II und V sowie die §§ 12,
16, 18 a bis 26 b, 28 bis 28 e, 36 bis 38 a. und 45
treten mit Ablauf des 30. Juni 1994 außer Kraft.

§ 55. Ansprüche auf gemäß § 19 gewährte
Beihilfen über den 30. Juni 1994 hinaus werden vom
Arbeitsmarktservice ab I.Juli 1994 übernommen
und als Beihilfen des Arbeitsmarktservice befriedigt.
Pfändungen, Verpfändungen und Übertragungen
sowie Aufrechnungen auf Grund von Ersatzforde-
rungen bei den gemäß § 19 gewährten Beihilfen
wirken auf die Beihilfen des Arbeitsmarktservice in
gleicher Weise weiter."

Artikels

Änderung des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes

Das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl.
Nr. 104/1985; zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 110/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 4 Abs. l Z 3 wird der Ausdruck „2 5 und
6" durch den Ausdruck „Z 5, 5 a und 6" ersetzt.

2. § 40 Abs. l Z 4 lautet:

„4. wenn es sich um eine Rechtsstreitigkeit nach
§ 65 Abs. l Z 7 handelt, die Bediensteten der
Bundesämter für Soziales und Behindertenwe-
sen hinsichtlich der beklagten Parteien;"

3. Nach § 50 Abs. l Z 5 wird folgende 2 5 a
eingefügt:

„5 a. Über Ansprüche nach dem Bauarbei-
ter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz, BGBl.
Nr. 129/1957, in der jeweils geltenden Fassung,

zwischen der Urlaubs- und Abfertigungskasse und
Arbeitgebern;"

4. Im § 65 Abs. l 2 8 wird nach dem 2itat „BGBl.
Nr. 354/1981" die Wendung eingefügt:

„ , und auf Pensiönsvorschuß, Karenzurlaubsgeld,
Teilzeitbeihilfe für unselbständig erwerbstätige
Mütter und Sondernotstandshilfe nach dem Arbeits-
losenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609,
sowie auf Wiedereinstellungsbeihilfe nach Art. XXI
des Karenzurlaubserweiterungsgesetzes, BGBl.
Nr. 408/1990"

5. Im § 66 wird der Ausdruck „Arbeitsämter (§ 8
SUG, § 10 IESG)" durch den Ausdruck „Bundes-
ämter für Soziales und Behindertenwesen (§ 10
IESG)" ersetzt.

6. Im § 98 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(1)" und folgende Abs. 2 und 3
werden angefügt:

„(2) § 40 Abs. 1 2 4 und § 66 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit
1. Juli 1994 in Kraft. Bis zum Inkrafttreten des § 5
Z 2 lit. b des Bundessozialämtergesetzes (Art. 33
des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1994) obliegen die Aufgaben und Befug-
nisse der Bundesämter für Soziales und Behin-
dertenwesen sowie ihrer Bediensteten den regiona-
len Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und
deren Bediensteten.

(3) § 4 Abs. l Z 3, § 50 Abs. l 2 5 a und § 65
Abs. l 2 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 314/1994 treten zu dem 2eitpunkt in Kraft, zu
dem der Bundesminister für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz
durch Verordnung gemäß § 74 Abs. l des Arbeits-
marktservicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, fest-
gestellt hat, daß die erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind, hinsichtlich des § 65 Abs. 1 2 8
aber nicht vor dem Inkrafttreten des § 59 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl.
Nr. 609, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1994."

Artikel 9

Änderung des Aufenthaltsgesetzes

Das Aufenthaltsgesetz, BGBl. Nr. 466/1992, in
der Fassung der Beschäftigungssicherungsnovelle,
BGBl. Nr. 502/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im §5 Abs. 2. und 3 wird der Ausdruck
„Landesarbeitsamt" durch den Ausdruck „Landes-
geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice" und der
Ausdruck „Einrichtungen der Arbeitsmarktverwal-
tung" durch den Ausdruck „des Arbeitsmarktser-
vice" ersetzt.
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2. Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 5 Abs. 2 und 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 10

Änderung der Ausgleichsordnung

Die Ausgleichsordnung, BGBl. II Nr. 221/1934,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 153/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 3 Z4 wird der Ausdruck
„Arbeitsamt" durch den Ausdruck „Bundesamt für
Soziales und Behindertenwesen" ersetzt.

2. In den §§ 5 Abs. 4 Z 5, 6 a samt Überschrift, 38
Abs. l und 86 Abs. l werden die Ausdrücke
„Arbeitsamt" bzw „Landesarbeitsamt" in der
jeweiligen Endungsform jeweils durch den Aus-
druck „Bundesamt für Soziales und Behindertenwe-
sen und Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice" samt zugehörigen Artikeln in der jeweiligen
Endungsform ersetzt.

3. Nach § 93 wird folgender § 94 samt Überschrift
angefügt:

„Inkrafttreten

§ 94. Die §§ 5 Abs. 3 Z 4 und Abs. 4 Z 5, 6 a, 38
Abs. l und 86 Abs. l in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit
l Juli 1994 in Kraft. Bis zum Inkrafttreten des § 5
Z 2 lit. c des Bundessozialämtergesetzes (Art. 33
des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1994) obliegen die Aufgaben und Befug-
nisse der Bundesämter für Soziales und Behin-
dertenwesen den regionalen Geschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice am Sitz des Ausgleichsgerich-
tes."

Artikel 11

Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975, zuletzt geändert durch die Beschäfti-
gungssicherungsnovelle, BGBl. Nr. 502/1993, wird
wie folgt geändert:

1. In den §§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 3, 4 und 5, 5 Abs. 3, 8
Abs. 2, 14 d Abs. l und 2, 14 f Abs. 3, 15 Abs. 4, 16
Abs. 3, 18 Abs. 3, 4, 5, 6 und 7, 19 Abs. 1,3, 4 und 7,
20 Abs. l und 3, 20 a Abs. l, 20 b Abs. l und 2, 26
Abs. l und 5 sowie 28 Abs. l Z 2 lit. a und b wird der
Ausdruck „Arbeitsamt" samt zugehörigem Artikel
in der jeweiligen Endungsform durch den Ausdruck
„regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice"
samt zugehörigem Artikel in der jeweiligen
Endungsform ersetzt.

2. Im § 4 Abs. 6 Z1 wird die Wortfolge
„Vermittlungsausschuß gemäß § 44 a des Arbeits-
marktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, in
der jeweils geltenden Fassung," durch den Ausdruck
„Regionalbeirat" ersetzt.

3. Im § 4 Abs. 9 wird die Wortfolge „ , des
Vermittlungsausschusses oder des Verwaltungsaus-
schusses gemäß § 20 Abs. 2" durch den Ausdruck
„des Regionalbeirates und des Landesdirektoriums"
ersetzt.

4 In den §§ 4 b Abs. 2 Z 2, 20 Abs. 3, 20 a Abs. l,
20 b Abs. 2, 23 Abs. l und 26 Abs. l wird der
Ausdruck „(zuständige) Landesarbeitsamt" samt
zugehörigem Artikel in der jeweiligen Endungsform
jeweils durch den Ausdruck „(zuständige) Landes-
geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice" samt zuge-
hörigem Artikel in der jeweiligen, Endungsform
ersetzt.

5. § 6 Abs. l lautet:

„(1) Die Beschäftigungsbewilligung ist für einen
Arbeitsplatz zu erteilen und gilt für den politischen
Bezirk, in dem der Beschäftigungsort liegt. Der
Arbeitsplatz ist durch die berufliche Tätigkeit und
den Betrieb bestimmt. Der Geltungsbereich kann
bei wechselndem Beschäftigungsort unter Bedacht-
nahme auf die Lage und Entwicklung der in
Betracht kommenden Teilarbeitsmärkte auf meh-
rere Betriebe eines Arbeitgebers und auf den
Bereich mehrerer politischer Bezirke, eines Bundes-
landes, mehrerer Bundesländer oder das gesamte
Bundesgebiet festgelegt werden."

6. Im § 6 Abs. 3 wird die Wortfolge „ , den
Arbeitsamts- oder Landesarbeitsamtsbereich" durch
die Wortfolge „oder den örtlichen Geltungsbe-
reich" ersetzt.

7 Im § 14 Abs. 2 wird die Wortfolge „oder für
einen oder mehrere Landesarbeitsamtsbereiche"
durch die Wortfolge „ , für ein Bundesland oder für
mehrere Bundesländer" ersetzt.

8. Im § 14 d Abs. 2 wird der Ausdruck „Vermitt-
lungsausschuß" durch den Ausdruck „Regionalbei-
rat" ersetzt.

9 Im § 15 Abs. 4 wird die Wortfolge „gemäß
§ 44 a des Arbeitsmarktförderungsgesetzes einge-
richteten Vermittlungsausschusses" durch den Aus-
druck „Regionalbeirates" ersetzt.

10. Im § 20 Abs. 2 und 3 werden die Ausdrücke
„Vermittlungsausschuß", „ , der Vermittlungsaus-
schuß und der Verwaltungsausschuß", „des Ver-
mittlungsausschusses oder des Verwaltungsaus-
schusses" und „des Verwaltungsausschusses" durch
die Ausdrücke „Regionalbeirat", „der Regionalbei-
rat und das Landesdirektorium", „des Regionalbei-
rates und des Landesdirektoriums" und „des
Landesdirektoriums" ersetzt.
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11. §22 lautet:

„§ 22. (1) In den in diesem Bundesgesetz
vorgesehenen und allen anderen Angelegenheiten
von grundsätzlicher Bedeutung ist der Ausländer-
ausschuß anzuhören.

(2) Der Ausländerausschuß ist ein Ausschuß des
Verwaltungsrates des Arbeitsmarktservice, dem je
zwei Vertreter der Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte, des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes und der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft sowie je ein Vertreter der Vereinigung
Österreichischer Industrieller und der Präsidenten-
konferenz der Landwirtschaftskammern Öster-
reichs angehören."

12. Die Überschrift zu § 23 lautet:

„Ausländerausschüsse der Landesdirektorien".

13. § 23 Abs. l erster Halbsatz lautet:
„Die Ausländerausschüsse der Landesdirektorien

haben,"

14. Der bisherige § 23 Abs. 2 entfällt; § 23 Abs. 3
erhält die Bezeichnung „(2)" und die Wortfolge
„Dem Unterausschuß gemäß Abs. 2" wird durch
den Ausdruck „Dem Ausländerausschuß des Lan-
desdirektoriums des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

15. Im §26 Abs. l wird nach dem Ausdruck
„Krankenversicherung" der Ausdruck „und den
Arbeitsinspektoraten" eingefügt.

16. § 27 Abs. l erster Satz lautet:

„Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungskasse, die Träger der
Sozialversicherung und der Hauptverband der
Sozialversicherungsträger haben im Rahmen ihres
Wirkungsbereiches die Arbeitsinspektorate, die
regionalen Geschäftsstellen und die Landesge-
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesge-
setz zu unterstützen."

17. Im §27 Abs. l zweiter Satz wird der Ausdruck
„den Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung"
durch den Ausdruck „den Arbeitsinspektoraten, den
regionalen Geschäftsstellen und den Landesge-
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

18. Im § 27 Abs. 2 und 4 wird der Ausdruck „Die
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter" durch den
Ausdruck „Die Arbeitsinspektorate, die regionalen
Geschäftsstellen und die Landesgeschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

19. Im § 28 Abs. l Z 2 lit. e, d und f wird der
Ausdruck „den Landesarbeitsämtern und Arbeits-
ämtern" durch den Ausdruck „den Arbeitsinspekto-
raten, den regionalen Geschäftsstellen und den
Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice"
ersetzt.

20. Im § 28 Abs. 3 wird der Ausdruck „Reserve-
fonds gemäß § 64 des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes 1977" durch den Ausdruck „Arbeitsmarktser-
vice" ersetzt.

21. §28 a lautet:

„Beteiligung am Verwaltungsstrafverfahren

§ 28 a. Das Arbeitsinspektorat hat im Verwal-
tungsstrafverfahren Parteistellung und ist berech-
tigt, Berufung gegen Bescheide sowie Einspruch
gegen Strafverfügungen zu erheben. Der Bundesmi-
nister für Arbeit und Soziales ist berechtigt, gegen
Entscheidungen der unabhängigen Verwaltungsse-
nate Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu
erheben."

22. § 30 lautet:

„§ 30. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann
dem Arbeitgeber auf Antrag der nach dem
Betriebssitz zuständigen Landesgeschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice, des Arbeitsinspektorates oder
der sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmer-
schutzes berufenen Behörde die Beschäftigung von
Ausländern für die Dauer von längstens einem Jahr
untersagen, wenn der Arbeitgeber innerhalb der
letzten zwei Jahre vom Zeitpunkt der Antragstel-
lung zurückgerechnet mindestens dreimal gemäß
§ 28 Abs. l Z l rechtskräftig bestraft wurde. Vorder
Untersagung sind die in Betracht kommenden
gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer anzuhören. Im Untersa-
gungsverfahren hat das Arbeitsinspektorat Partei-
stellung und ist berechtigt, Berufung gegen
Bescheide zu erheben. Der Bundesminister für
Arbeit und Soziales ist berechtigt, gegen Bescheide,
die in letzter Instanz ergangen sind, Beschwerde an
den Verwaltungsgerichtshof zu erheben.

(2) Die zum Zeitpunkt der Untersagung nach
diesem Bundesgesetz erlaubte laufende Beschäfti-
gung von Ausländern sowie die Beschäftigungsauf-
nahme von Ausländern mit einem gültigen Befrei-
ungsschein werden von einer Untersagung nicht
berührt.

(3) Den Bezirksverwaltungsbehörden sind die
über den Arbeitgeber in der zentralen Verwaltungs-
strafevidenz (§28 b) gespeicherten und für die
Untersagung relevanten Daten über rechtskräftige
Bestrafungen gemäß § 28 Abs. l Z l zur Verfügung
zu stellen."

23. Im § 30 a wird der Ausdruck „Landesarbeits-
amt" durch den Ausdruck „Arbeitsinspektorat"
ersetzt.

24. Dem § 34 wird folgender Abs. 13 angefügt:

„(13) Die §§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 3, 4 und 5, 4 Abs. 6
Z l und Abs. 9, 4 b Abs. 222 ,5 Abs. 3,6 Abs. l und
3, 8 Abs. 2, 14 Abs. 2, 14 d Abs. l und 2, 14 f Abs. 3,
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15 Abs. 4, 16 Abs. 3, 18 Abs. 3, 4, 5, 6 und 7, 19
Abs. l, 3, 4 und 7, 20, 20 a, 20 b, 22,-23, 26 Abs. l
und 5, 27, 28 Abs. l 2 2 und Abs. 3, 28 a, 30 und
30 a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft. Bis
zum Inkrafttreten einer entsprechenden Verord-
nung des Bundesministers für Arbeit und Soziales
gemäß § 74 Abs. l des Arbeitsmarktservicegesetzes,
BGBl. Nr. 313/1994, obliegen die Aufgaben und
Befugnisse der Arbeitsinspektorate und des Bundes-
ministers für Arbeit und Soziales gemäß §§ 28 a, 30
und 30 a den jeweiligen Landesgeschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice und die Aufgaben und Befug-
nisse der Arbeitsinspektorate gemäß §§ 26, 27 und
28 den jeweiligen regionalen Geschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice."

Artikel 12

Änderung des Ausschreibungsgesetzes 1989

Das Ausschreibungsgesetz 1989, BGBl. Nr. 85,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 16/1994, wird wie folgt geändert:

1. §3 Z 4 lautet:

„4. im Bereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
a) Arbeitsinspektorate,
b) Bundesämter für Soziales und Behinder-

tenwesen;"

2. § 4 Abs. 3 Z 3 entfällt.

3. Im § 23 Abs. 3 wird der Ausdruck „dem
zuständigen Landesarbeitsamt" durch den Aus-
druck „der zuständigen Landesgeschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

4. Am Ende des § 90 Abs. 2 2 7 wird der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 8
a'ngefügt:
„8. Die §§ 3 Z 4, 4 Abs. 3 und 23 Abs. 3 in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 mit I .Jul i 1994."

Artikel 13

Änderung des Bauarbeiter-
Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957

Das Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 129, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 639/1982, wird wie
folgt geändert:

1. Dem Titel des Gesetzes wird in Klammern die
Abkürzung „BSchEG" angefügt.

2. In § l Abs. 4, § 2 lit. f, § 3, § 4 Abs. l, 2, 4 und 7,
§ 5 Abs. l und 2, § 6 Abs. 2, § 7, § 8 und § 12 Abs. 2,
4 und 6 werden jeweils die Ausdrücke „Dienstge-
ber" durch „Arbeitgeber", „Dienstnehmer" bzw.

„Arbeiter" durch „Arbeitnehmer" und „Arbeiter-
gruppe" durch-„Arbeitnehmergruppe" ersetzt.

3. § 4 Abs. 3 lautet:

„(3) Ein Anspruch auf Schlechtwetterentschädi-
gung besteht in der Zeit vom I.November bis
30. April (Winterperiode) für höchstens 192 ausfal-
lende Arbeitsstunden. In der Zeit vom I.Mai bis
31. Oktober (Sommerperiode) besteht

a) für Arbeitsstellen, die 1500 m oder höher
gelegen sind, ein Anspruch für höchstens
144 ausfallende Arbeitsstunden,

b) für alle übrigen Arbeitsstellen ein Anspruch
für höchstens 96 ausfallende Arbeitsstunden.

Die von einem Arbeitnehmer in der Sommerperiode
für eine Entschädigung gemäß Abs. l von dem
Höchstausmaß von 96 ausfallenden Arbeitsstunden
nicht in Anspruch genommenen Stunden können in
der nachfolgenden Winterperiode für die Gewäh-
rung einer Schlechtwetterentschädigung herange-
zogen werden. Dies gilt sinngemäß auch für einen
Arbeitnehmer, der während der Sommerperiode auf
einer l 500 m oder höher gelegenen Arbeitsstelle
durch mindestens vier Wochen beschäftigt war."

4. § 6 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungs-
kasse (Urlaubs- und Abfertigungskasse) ist ver-
pflichtet, dem Arbeitgeber auf Anfrage den Stand
an Schlechtwetterstunden der einzelnen Arbeit-
nehmer, für die Rückerstattung gewährt oder
beantragt wurde, mitzuteilen. Die gleiche Aus-
kunftspflicht trifft den bisherigen Arbeitgeber
gegenüber dem neuen Arbeitgeber sowie jeden
Arbeitgeber gegenüber, seinen Arbeitnehmern."

5. § 6 Abs. 4 entfällt.

6. § 7 Abs. l zweiter Satz lautet:

„Auch für die Ermittlung des Beitrages nach § 3 des
Bundesgesetzes über die Einhebung eines Wohn-
bauförderungsbeitrages, BGBl. Nr. 13/1952, und
der Umlage nach § 61 Abs. l des Arbeiterkammer-
gesetzes 1992, BGBl. Nr. 626/1991, bildet das
tatsächlich erzielte Entgelt die Grundlage."

7. § 8 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann nach Anhörung der zuständigen gesetzlichen
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer Pauschalsätze für die gemäß Abs. l
rückzuerstattenden Beträge festsetzen, denen die
Durchschnittslöhne der dem Gesetz unterliegenden
Arbeitnehmergruppen zugrunde zu legen sind."

8. §§9 bis 11 lauten:

„§ 9. Die Durchführung der Rückerstattung
obliegt der Urlaubs- und Abfertigungskasse im
Rahmen eines eigenen Sachbereiches. Für die
Verwaltung dieses Sachbereiches sind die Verwal-
tungsorgane des Sachbereiches der Urlaubsregelung
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nach Maßgabe der Bestimmungen des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG), BGBl.
Nr. 414/1972, in der jeweils geltenden Fassung,
zuständig. Die administrativen Kosten (Sach- und
Personalkosten) der Durchführung sind diesem
Sachbereich anteilig im Verhältnis des Aufwandes
für die Rückerstattung zum Aufwand — ohne
Verwaltungskosten — der Sachbereiche für die
Urlaubsregelung und für die Abfertigungsregelung
(S 21 Abs. l BUAG) anzulasten.

§ 10. (1) Der Antrag auf Rückerstattung der in
einem Abrechnungszeitraum ausbezahlten Beträge
gemäß § 8 Abs. l (Erstattungsantrag) ist vom
Arbeitgeber bei der Urlaubs- und Abfertigungskasse
einzubringen. Der Arbeitgeber kann diesen Antrag
entweder in Verbindung mit dem Meldevordruck
gemäß § 22 Abs. 2 BUAG für den Abrechnungszeit-
raum oder mittels eines eigenen, von der Urlaubs-
und Abfertigungskasse aufzulegenden Vordrucks
bis zum Ablauf des auf den Abrechnungszeitraum
folgenden Monats stellen. Arbeitgeber, die die
Meldung gemäß § 22 Abs. 2 BUAG mittels eigener
Datenträger vornehmen, können mit Zustimmung
der Urlaubs- und Abfertigungskasse den Antrag
ebenfalls in dieser Form stellen.

(2) Der Antrag muß neben Hinweisen auf das
Vorliegen des Schlechtwetters alle Angaben enthal-
ten, die für die Überprüfung der Richtigkeit der
ausbezahlten Beträge erforderlich sind. Bezweifelt
die Urlaubs- und Abfertigungskasse die Richtigkeit
von Angaben im Antrag, so hat sie die Gründe
hiefür dem Arbeitgeber mitzuteilen und von ihm
eine Klarstellung einzuholen. Gibt der Arbeitgeber
keine oder keine ausreichende Klarstellung, so hat
die Urlaubs- und Abfertigungskasse die Rückerstat-
tung zu verweigern.

(3) Der Arbeitgeber hat der Urlaubs- und
Abfertigungskasse auf Verlangen in die zur
Überprüfung der Richtigkeit der Erstattungsanträge
maßgebenden Unterlagen (Lohnaufzeichnungen,
Schichtbücher und dgl.) Einsicht zu gewähren und
alle hiefür erforderlichen Auskünfte zu erteilen,
insbesondere jene, die zur Überprüfung des
Vorliegens der Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Schlechtwetterentschädigung not-
wendig sind. Kommt der Arbeitgeber dieser
Verpflichtung nicht nach, so verliert er den
Anspruch auf Rückerstattung.

(4) Ansprüche auf Rückerstattung sind beim
Arbeits- und Sozialgericht geltend zu machen.

§ 11. (1) Stellt die Urlaubs- und Abfertigungs-
kasse auf Grund einer nachträglichen Prüfung der
Unterlagen fest, daß die Angaben im Antrag bzw in
der Klarstellung gemäß § 10 Abs. 2 den Tatsachen
nicht entsprechen, oder verweigert der Arbeitgeber
entgegen § 10 Abs. 3 die Prüfung, so hat die
Urlaubs- und Abfertigungskasse Anspruch auf
Rückforderung der bereits erstatteten Beträge. Die

Aufrechnung solcher Beträge mit noch offenen
Rückerstattungsansprüchen des Arbeitgebers ist
zulässig.

(2) Ansprüche auf Rückforderung erstatteter
Beträge sind beim Arbeits- und Sozialgericht
geltend zu machen."

9 § 12 Abs. l lautet:

„(1) Der gesamte Aufwand für die Durchführung
der Regelung nach diesem Bundesgesetz wird wie
folgt gedeckt:

a) durch einen Beitrag der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer (Schlechtwetterentschädi-
gungsbeitrag) und

b) durch einen Beitrag des Bundes nach
Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 3."

10. Im § 12 Abs. 2 erster Satz wird der Ausdruck
„1,2 vH" durch den Ausdruck „1,4%" ersetzt.

11. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) Insoweit in einem Kalenderjahr die Schlecht-
wetterentschädigungsbeiträge (Abs. l lit. a) zur
Deckung des Aufwandes nicht ausreichen, ist ein
Bundesbeitrag (Abs. l lit. b) zu leisten. Dieser
beträgt höchstens 50% der Eingänge an Schlecht-
wetterentschädigungsbeiträgen."

12. Im § 12 Abs. 5 zweiter Satz wird der Ausdruck
„den Landesarbeitsämtern" durch den Ausdruck
„der Urlaubs- und Abfertigungskasse" ersetzt.

13. § 13 lautet samt Überschrift:

„Unterstützung der Urlaubs- und Abfertigungskasse

§ 13. (1) Alle Behörden und Ämter, das
Arbeitsmarktservice und die Träger der Sozialversi-
cherung sowie die Interessenvertretungen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sind verpflichtet,
den im Vollzug dieses Bundesgesetzes an sie
ergehenden Ersuchen der Urlaubs- und Abferti-
gungskasse im Rahmen ihrer sachlichen und
örtlichen Zuständigkeit zu entsprechen. Zu dem
gleichen Verhalten gegenüber den vorgenannten
Behörden und Rechtsträgern ist die Urlaubs- und
Abfertigungskasse verpflichtet.

(2) Barauslagen, die der ersuchten Stelle aus der
Hilfeleistung erwachsen, mit Ausnahme von Porto-
kosten, sind von der ersuchenden Stelle zu
erstatten."

14. § 14 samt Überschrift lautet:

„Verweisung

§ 14. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden."

15. Nach § 17 wird folgender § 18 angefügt:
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„§ 18. (1) Die §§ l Abs. 4, 2 lit. f, 3, 4 Abs. l bis
4 und 7, 5 Abs. l und 2, 6 und 7 bis 14 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994
treten zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der
Bundesminister für Arbeit und Soziales durch
Verordnung gemäß § 74 Abs. l des Arbeitsmarkt-
servicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, feststellt, daß
die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

(2) Vom I.Juli 1994 bis zum Inkrafttretenszeit-
punkt gemäß Abs. l sind die §§ l Abs. 4, 2 lit. f, 3, 4
Abs. l bis 4 und 7, 5 Abs. l und 2, 6 und 7 bis 14 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 639/
1982 mit der Maßgabe anzuwenden, daß

l die Aufgaben und Befugnisse des Arbeitsamtes
der jeweiligen regionalen Geschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice und die Aufgaben und
Befugnisse des Landesarbeitsamtes der jeweili-
gen Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarkt-
service obliegen und

2. im § 12 der Beitrag aus Mitteln der Arbeitslo-
senversicherung bis 31 Dezember 1994 durch
einen Beitrag aus Mitteln des Arbeitsmarktser-
vice und ab 1. Jänner 1995 durch einen Beitrag
des Bundes ersetzt wird.

(3) Die im Inkrafttretenszeitpunkt gemäß Abs. l
bei den regionalen Geschäftsstellen und Landesge-
schäftsstellen anhängigen Verfahren sowie Verfah-
ren, die sich auf Ausfallszeiten vor dem Inkrafttre-
tenszeitpunkt beziehen und erst nach dem Inkraft-
tretenszeitpunkt anhängig gemacht werden, sind
von den regionalen Geschäftsstellen und Landesge-
schäftsstellen nach den bis dahin geltenden
Vorschriften zu erledigen.

(4) Die mit der Einhebung des Schlechtwetterent-
schädigungsbeitrages nach § 12 Abs. l lit. a betrau-
ten Träger der gesetzlichen Krankenversicherung
haben die für Zeiträume nach dem Inkrafttretens-
zeitpunkt gemäß Abs. l eingehobenen Beiträge an
die Urlaubs- und Abfertigungskasse abzuführen.

(5) Der im Rechnungsjahr, in das der Inkrafttre-
tenszeitpunkt gemäß Abs. l fällt, allenfalls erforder-
liche Beitrag des Bundes gemäß § 12 Abs. l lit. b ist
getrennt für die Aufwände der Geschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice und der Urlaubs- und Abferti-
gungskasse zu berechnen."

Artikel 14

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes

Das Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.
Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 27/1994, wird wie folgt geändert:

l Im § 6 Abs. l wird der Ausdruck „der
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck „des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. Im .§ 6 Abs. 5 wird der Ausdruck „des
Landesarbeitsamtes" durch den Ausdruck „der

Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice" und
der Ausdruck „der Arbeitsmarktverwaltung" durch
den Ausdruck „des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

3. Im § 11 Abs. 5 wird der Ausdruck „der
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck „des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

4. Im § 12 Abs. 2 lit. b wird der Ausdruck „des
örtlich zuständigen Landesarbeitsamtes" durch den
Ausdruck „der örtlich zuständigen Landesge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

5. Im § 15 Abs. l wird der Ausdruck „den
Arbeitsämtern" durch den Ausdruck „den regiona-
len Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice" er-
setzt.

6. Im § 15 Abs. 2 wird der Ausdruck „dem örtlich
zuständigen Arbeitsamt" durch den Ausdruck „der
örtlich zuständigen regionalen Geschäftsstelle des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

7 Im § 16 Abs. 2 wird der Ausdruck „der
Arbeitsämter" durch den Ausdruck „der regionalen
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

8. Im § 22 Abs. 5 wird der Ausdruck „die
Arbeitsämter" durch den Ausdruck „die regionalen
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

9. § 25 lautet samt Überschrift:

„Inkrafttreten

§ 25. Die §§ 6 Abs. l und 5, 11 Abs. 5, 12 Abs. 2
lit. b, 15 Abs. l und 2, 16 Abs. 2 und 22 Abs. 5 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994
treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 15

Änderung des Bundesbehindertengesetzes

Das Bundesbehindertengesetz, BGBl.
Nr. 283/1990, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 26/1994, wird wie folgt geändert:

l Im .§ 7 Abs. 3 wird der Ausdruck „die
Arbeitsmarktverwaltung" durch den Ausdruck „das
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. Dem § 54 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) § 7 Abs. 3 in der Fassung des Bundes-

gesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994
in Kraft."

Artikel 16

Änderung des Bundesbetreuungsgesetzes

Das Bundesbetreuungsgesetz, BGBl.
Nr. 405/1991, wird wie folgt geändert:

1. Im § 11 Abs. l wird der Ausdruck „an die
Organe der Arbeitsmarktverwaltung" durch den
Ausdruck „an das Arbeitsmarktservice" ersetzt.
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2. § 14 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 11 Abs. l in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994
in Kraft."

Artikel 17

Änderung des Einführungsgesetzes zu den
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991

Das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen 1991, BGBl. Nr. 50, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 509/1993,
wird wie folgt geändert:

l Im Art. II Abs. 2 Z 41 und 45 wird die
Wortfolge „der Arbeitsämter und Landesarbeitsäm-
ter" durch die Wortfolge „der Landesgeschäftsstel-
len des Arbeitsmarktservice und der regionalen
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice sowie der
Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen"
ersetzt.

2. Art. XII wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Art. II Abs. 2 Z 41 und 45 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit
1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 18

Änderung der Exekutionsordnung

Die Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 799/1993, wird wie folgt geändert:

l In den §§ 290 Abs. l Z 3 und 290 a Abs. l Z 8
wird der Ausdruck „Beihilfen der Arbeitsmarktver-
waltung" durch den Ausdruck „Beihilfen des
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. Nach § 402 wird folgender § 403 samt
Überschrift angefügt:

„Inkrafttreten

§ 403. Die §§ 290 Abs. l Z 3 und 290 a Abs. l
Z 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 19

Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376/1967, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 531/1993, wird wie folgt geän-
dert:

l In den §§ 2 Abs. l lit. f sublit. bb und 6 Abs. l
lit. e sublit. bb werden jeweils der Ausdruck „beim
Arbeitsamt" durch den Ausdruck „bei der regiona-

len Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice", der
Ausdruck „des Arbeitsamtes" durch den Ausdruck
„des Arbeitsmarktservice" und der Ausdruck
„Beihilfe nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz,
BGBl. Nr. 31/1969," durch den Ausdruck „Beihilfe
zur Deckung des Lebensunterhaltes durch das
Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. Im § 35 b Abs. 2 Z 4 wird der Ausdruck
„Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz,
BGBl. Nr. 31/1969" durch den Ausdruck „Beihilfen
des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

3. Im § 39 a Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 25 c
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes" durch den
Ausdruck „§ 36 Abs. 2 des Arbeitsmarktservicege-
setzes, BGBl. Nr. 313/1994" ersetzt.

4. Nach § 50 d wird folgender § 50 c angefügt:

„§ 50 e. Die §§ 2 Abs. l lit. f sublit. bb, 6 Abs. l
lit. e sublit. bb, 35 b Abs. 2 Z 4 und 39 a Abs. 3 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 20

Änderung des Fremdengesetzes

Das Fremdengesetz/BGBl. Nr. 838/1992, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 110/1994,
wird wie folgt geändert:

1. Die in den §§ 17 Abs. 2 Z 5 und 18 Abs. 2 Z 8
enthaltene Wortfolge „von einem Organ eines
Landesarbeitsamtes oder Arbeitsamtes" wird durch
die Wortfolge „von einem Organ der Arbeitsinspek-
torate, der regionalen Geschäftsstellen oder der
Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice"
ersetzt.

2. Nach § 86 Abs. 3 wird folgender Abs. 4
angefügt:

„(4) Die §§ 17 Abs. 2 Z 5 und 18 Abs. 2 Z 8 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 treten mit l Juli 1994 in Kraft."

Artikel 21

Änderung der Gewerbeordnung 1994

Die Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. l Z 23 lautet:

„23. die vom Arbeitsmarktservice oder von
Einrichtungen gemäß §§ 30 Abs. 3 oder 32
Abs. 3 des Arbeitsmarktservicegesetzes,
BGBl. Nr. 313/1994, oder gemäß § 17 des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969, oder von Inhabern von Bewilli-
gungen gemäß § 18 des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes durchgeführte Arbeitsvermitt-
lung und Berufsberatung;"
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2. § 22 Abs. 11 lautet:
„(11) Verordnungen gemäß Abs. 3, 6, 7 und 8

betreffend den Befähigungsnachweis für das Ge-
werbe der Arbeitsvermittler (§ 124 Z 1), Verord-
nungen gemäß Abs. 3, 6, 7 und 8 betreffend den
Befähigungsnachweis für das Gewerbe der Unter-
nehmensberater einschließlich der Unternehmens-
organisatoren (§ 124 Z 22), insoweit darin der
Nachweis der Befähigung zur Ausübung der auf den
Personenkreis der Führungskräfte eingeschränkten
Arbeitsvermittlung geregelt wird, und Verordnun-
gen gemäß Abs. 3, 4, 6, 7, 8 und 9 betreffend den
Befähigungsnachweis für das Gewerbe der Überlas-
sung von Arbeitskräften (§ 127 Z 28) sind im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit
und Soziales zu erlassen."

3. § 69 Abs. 2 Z 5 lautet:

„5. für die Gewerbe der Arbeitsvermittler (§ 124
Z 1), der Immobilienmakler (§ 127 Z 18), der
Immobilienverwalter (§ 127 Z 20), der Perso-
nalkreditvermittler (§ 127 Z 21) und der
Inkassoinstitute (§ 127 Z 24) die Höchstbe-
träge der den Gewerbetreibenden gebühren-
den Provisionssätze oder sonstigen Vergütun-
gen"

4. § 124 Z l lautet:

„1. Arbeitsvermittler;"
5. Die §§ 128 und 129 samt Überschriften lauten:

„Arbeitsvermittler

§ 128. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das
gebundene Gewerbe der Arbeitsvermittler (§ 124
Z1) bedarf es für die Arbeitsvermittlung, das ist die
Zusammenführung von Arbeitsuchenden mit Ar-
beitgebern zur Begründung von Arbeitsverhältnis-
sen oder von Arbeitsuchenden mit Auftraggebern
(Zwischenmeistern, Mittelspersonen) zur Begrün-
dung von Heimarbeitsverhältnissen im Sinne des
Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBl. Nr. 105/1961.

(2) Arbeitsvermittlung gemäß Abs. l ist auch die
Vermittlung von Arbeitsuchenden von Österreich in
das Ausland und vom Ausland nach Österreich.

Besondere Voraussetzungen

§ 129. (1) Die Ausübung des Gewerbes der
Arbeitsvermittler erfordert

l bei natürlichen Personen die österreichische
Staatsbürgerschaft und ihren Wohnsitz im
Inland,

2. bei juristischen Personen und Personengesell-
schaften des Handelsrechtes
a) ihren Sitz oder ihre Hauptniederlassung im

Inland und
b) die österreichische Staatsbürgerschaft der

Mitglieder der zur gesetzlichen Vertretung

berufenen Organe oder der. geschäftsfüh-
rungs- und vertretungsbefugten Gesell-
schafter und deren Wohnsitz im Inland.

(2) Die Ausübung des Gewerbes der Arbeitsver-
mittler ist nur unter der Voraussetzung zulässig, daß
der Gewerbetreibende nicht gleichzeitig das Ge-
werbe der Arbeitskräfteüberlassung ausübt.

(3) Den in Abs. l und 2 bezeichneten Vorausset-
zungen haben die Gewerbetreibenden auch wäh-
rend der gesamten Dauer der Gewerbeausübung zu
entsprechen. Die Gewerbeberechtigung ist von der
Behörde (§ 361 Abs. 1) zu entziehen, wenn diese
Voraussetzungen nicht mehr zur Gänze erfüllt
werden."

6. Im § 260 Abs. l und 2 wird der Begriff
„Landesarbeitsamt" durch den Begriff „Bundesamt
für Soziales und Behindertenwesen" ersetzt.

7 § 373 f Abs. l lautet:

„(1) Die in den §§ 129 Abs. l und 258 Abs. l
normierte Voraussetzung der österreichischen
Staatsbürgerschaft gilt nicht in bezug auf Staatsan-
gehörige von EWR-Vertragsparteien."

8. Nach § 381 wird folgender § 382 angefügt:

„§ 382. (1) § 260 Abs. l und 2 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Juli 1994 in Kraft. Bis zum Inkrafttreten des § 5
Z l lit. c des Bundessozialämtergesetzes (Art. 33
des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1994) obliegen die Aufgaben und Befug-
nisse der Bundesämter für Soziales und Behin-
dertenwesen den jeweiligen Landesgeschäftsstellen
des Arbeitsmarktservice.

(2) §2 Abs. l Z 23, § 22 Abs. 11, soweit das
Gewerbe der Arbeitsvermittler betroffen ist, § 69
Abs. 2 Z 5, soweit das Gewerbe der Arbeitsvermitt-
ler betroffen ist, § 124 Z l, § 128, § 129 und § 373 f
Abs. l, soweit das Gewerbe der Arbeitsvermittler
betroffen ist, jeweils in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 314/1994, treten mit 1. Juli 1994
in Kraft."

Artikel 22

Änderung des Bundesrechenamtsgesetzes

Das Bundesrechenamtsgesetz, BGBl. Nr. 123/
1978, wird wie folgt geändert:

1. §2 Abs. l Z 18 lautet:

„18. die Mitwirkung bei der Durchführung von
Erhebungen und Auswertungen nach dem
Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, und dem Arbeitsmarktservice-
gesetz, BGBl. Nr. 313/1994, einschließlich
der für die Wahrnehmung der Aufgaben
gemäß §§ 58 und 59 des Arbeitsmarktservice-
gesetzes erforderlichen Erhebungen und
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Auswertungen durch den Bundesminister für
Arbeit und Soziales;"

2. Dem § 4 wird folgender § 5 angefügt:

„§ 5. § 2 Abs. l Z 18 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 23

Änderung des Heeresversorgungsgesetzes

Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl.
Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 28/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 3 und 4 wird der Ausdruck „mit
dem örtlich und sachlich zuständigen Arbeitsamt"
durch den Ausdruck „mit der örtlich und sachlich
zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice" ersetzt.

2. Im § 17 Abs. 2 wird der Ausdruck „des örtlich
und sachlich zuständigen Arbeitsamtes" durch den
Ausdruck „der örtlich und sachlich zuständigen
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice"
ersetzt.

3. Der bisherige § 99 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)" und folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die §§ 5 Abs. 3 und 4 sowie 17 Abs. 2 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 24

Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes

Das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 324/1977, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 153/1994, wird wie folgt geän-
dert:

1. In den §§ l a Abs. 3, 4, 6 Abs. 3, 7 Abs. l, 2, 4
und 6, 8 Abs. 2, 10, 14 Abs. 3 und 17 Abs. 4 tritt
jeweils anstelle des Wortes „Arbeitsamt" das Wort
„Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen"

2. § 5 lautet:

„§ 5. (1) Für das Verfahren nach diesem
Bundesgesetz ist das Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen zuständig, in dessen Sprengel
sich das Gericht befindet, das den Konkurs eröffnet
oder den Beschluß nach § l Abs. l Z l bis 7 gefaßt
hat.

(2) Hat ein ausländisches Gericht eine Entschei-
dung im Sinne des § l Abs. l getroffen, die im
Inland anerkannt wird, so ist das Bundesamt für
Soziales und Behindertenwesen in Wien zuständig.

(3) Der Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld kann
bei jedem Bundesamt für Soziales und Behinderten-

wesen eingebracht werden. Sofern es sich nicht um
ein Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
nach Abs. l oder 2 handelt, ist der Antrag dem zur
Entscheidung zuständigen Bundesamt für Soziales
und Behindertenwesen unverzüglich zu übersenden.
Wird der Antrag beim Konkursgericht bzw
Ausgleichsgericht (§ 104 Abs. l KO bzw § 76
Abs. l AO) eingebracht, so ist der Antrag als an das
zuständige Bundesamt für Soziales und Behinder-
tenwesen gerichtet anzusehen.

(4) Das gemäß Abs. l oder 2 zuständige
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen und
der Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds sind ermächtigt,
im Zuge des Verfahrens nach diesem Bundesgesetz
anfallende Daten im Sinne des Datenschutzgeset-
zes, BGBl. Nr. 565/1978, zum Zweck des automa-
tionsunterstützten Datenverkehrs zu ermitteln und
zu verarbeiten. Daten im vorstehenden Sinn sind
Name und Anschrift des Anspruchsberechtigten, im
Falle einer Rechtsvertretung die des Rechtsvertre-
ters, Name bzw Firmenbezeichnung des Arbeitge-
bers samt Anschrift einschließlich der Angabe der
Wirtschaftsklasse, die Bezeichnung des Gerichtes
und der Insolvenz nach § l Abs. l samt Akten-
zeichen, die Ansprüche einschließlich ihrer zeitli-
chen Lagerung und arbeitsrechtlichen Qualifika-
tion, für die Insolvenz-Ausfallgeld beantragt wird,
der als Insolvenz-Ausfallgeld zugesprochene Betrag
einschließlich dessen insolvenzrechtlichen Ranges
und allfällige bereits zuerkannte Vorschüsse hierauf
sowie bei Berücksichtigung von Pfändungen nach
§ 7 Abs. 6 bzw § 8 Abs. l und von Vorschußrück-
zahlungen nach § 16 Abs. 2 und 4 des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes (A1VG), BGBl. Nr. 609/
1977, in der jeweils geltenden Fassung, die Anschrift
bzw Bezeichnung des betreibenden Gläubigers
bzw die Bezeichnung der regionalen Geschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice und die errechneten
Beträge sowie bei Pfändungen auch Bezeichnung
und Aktenzeichen des Gerichtes."

3. § 6 Abs. l dritter Satz lautet:

„Ist der Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld nach
Ablauf der in Frage kommenden vorstehenden Frist
gestellt worden, so sind von Amts wegen die
Rechtsfolgen der Fristversäumung bei Vorliegen
von berücksichtigungswürdigen Gründen nachzu-
sehen."

4. Im § 6 Abs. 4 tritt anstelle des Wortes
„Arbeitsamtes" das Wort „Bundesamtes für Sozia-
les und Behindertenwesen"

5. § 13 Abs. 5 letzter Satz entfällt.

6. Im § 14 Abs. l und Abs. 4 tritt jeweils anstelle
des Ausdruckes „Landesarbeitsämter, Arbeitsäm-
ter" der Ausdruck „Bundesämter für Soziales und
Behindertenwesen"

7 Dem § 17 a wird folgender Abs. 5 angefügt:
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„(5) Die §§ l a Abs. 3, 4, 5, 6 Abs. l, 3 und 4, 7
Abs. l, 2, 4 und 6, 8 Abs. 2, 10, 13 Abs. 5, 14 Abs. l,
3 und 4 und 17 Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit
1. Juli 1994 in Kraft. Bis zum Inkrafttreten des § 5
Z 2 lit. a des Bundessozialämtergesetzes (An. 33
des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1994) obliegen die Aufgaben und Befug-
nisse der Bundesämter für Soziales und Behin-
dertenwesen den jeweiligen regionalen Geschäfts-
stellen und Landesgeschäftsstellen des Arbeits-
marktservice."

Artikel 25

Änderung des Karenzurlaubserweiterungsgesetzes
Das Karenzurlaubserweiterungsgesetz, BGBl.

Nr. 408/1990, wird wie folgt geändert:
1. Artikel XXI Abs. 4 lautet:
„(4) Anträge auf Beihilfen nach diesem Arti-

kel sind bei dem nach dem Betrieb zuständigen
Krankenversicherungsträger einzubringen. Der An-
trag ist spätestens innerhalb von fünf Monaten nach
der erfolgten Wiedereinstellung (Abs. 2) zu stellen.
Die Zuerkennung und Rückforderung der Beihilfen
nach diesem Artikel ist Leistungssache im Sinne des
§ 354 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1955, in der jeweils geltenden
Fassung."

2. Dem Artikel XXIV werden folgende Abs. 12
und 13 angefügt:

„(12) Art. XXI Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt zu dem
Zeitpunkt in Kraft, zu dem der Bundesminister für
Arbeit und Soziales durch Verordnung gemäß § 74
Abs. l des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl.
Nr. 313/1994, feststellt, daß die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt sind. Bis zu diesem
Zeitpunkt ist Art. XXI Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 408/1990 mit der Maß-
gabe weiterhin anzuwenden, daß ab 1. Juli 1994
Anträge auf Beihilfen spätestens innerhalb von fünf
Monaten nach der erfolgten Wiedereinstellung bei
der nach dem Standort des Betriebes zuständigen
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice
einzubringen sind.

(13) Mit dem Inkrafttreten gemäß Abs. 12 erster
Satz gehen auf die Krankenversicherungsträger alle
hoheitlichen Rechte und Pflichten über, die vor
diesem Zeitpunkt im Bereich der Wiedereinstel-
lungsbeihilfe von den Arbeitsämtern bzw regiona-
len Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice ausge-
übt wurden; insbesondere sind noch nicht rechts-
kräftig abgeschlossene Verfahren fortzuführen."

Artikel 26

Änderung der Konkursordnung
Die Konkursordnung, RGBl. Nr. 337/1914,

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 153/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im § 72 Abs. 3 wird der Ausdruck „Arbeitsamt"
durch den Ausdruck „Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen" ersetzt.

2. § 75 Abs. 3 Z 6 und 7 lauten.

„6. der nach dem Sitz des Unternehmens (der
Niederlassung) örtlich zuständigen Landesge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice;

7 dem nach § 5 Abs. l Insolvenz-Entgeltsiche-
rungsgesetz zuständigen Bundesamt für So-
ziales und Behindertenwesen."

3. Im § 76 wird der Ausdruck „Landesarbeitsamt"
durch den Ausdruck „Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen sowie die Landesgeschäftsstelle
des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

4. Im § 104 Abs. l tritt jeweils anstelle des Wortes
„Arbeitsamt" das Wort „Bundesamt für Soziales
und Behindertenwesen"

5. Nach § 218 - wird folgender § 219 samt
Überschrift angefügt:

„Inkrafttreten

§ 219. Die §§ 72 Abs. 3, 75 Abs. 3 Z 6 und 7, 76
und 104 Abs. l in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1994 treten mit I .Juli 1994 in
Kraft. Bis zum Inkrafttreten des § 5 Z 2 lit. d des
Bundessozialämtergesetzes (Art. 33 des Arbeits-
marktservice-Begleitgesetzes, BGBl. Nr. 314/1994)
obliegen die Aufgaben und Befugnisse der Bundes-
ämter für Soziales und Behindertenwesen den
regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice
am Sitz des Konkursgerichtes."

Artikel 27

Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 27/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im § 21 Abs. 2 wird der Ausdruck „des örtlich
und sachlich zuständigen Arbeitsamtes" durch den
Ausdruck „der örtlich und sachlich zuständigen
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice"
ersetzt.

2. Nach § 114 wird folgender § 115 angefügt:
„§ 115. § 21 Abs. 2 in der Fassung des Bundes-

gesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994
in Kraft."

Artikel 28

Änderung des Opferfürsorgegesetzes

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 27/1994, wird wie folgt geändert:
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l Im § 6 Abs. 4 wird der Ausdruck „Arbeitsamt"
durch den Ausdruck „die regionale Geschäftsstelle
des Arbeitsmarktservice" ersetzt.

2. Der bisherige Text des § 19 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)" und folgender Abs. 2 wird
angefügt:

„(2) § 6 Abs. 4 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994
in Kraft."

Artikel 29

Änderung des Sonderunterstützungsgesetzes

Das Sonderunterstützungsgesetz, BGBl.
Nr. 642/1973, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 25/1994, wird wie folgt geändert:

1. Im Artikel I wird im § l im Abs. l der Ausdruck
„die Arbeitsmarktverwaltung (§ 40 Abs. l des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 3l/
1969) auch unter weitestmöglichem Einsatz von
Förderungsmaßnahmen im Sinne des § 19 Abs. l des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes" durch den Aus-
druck „das Arbeitsmarktservice auch unter weitest-
möglichem Einsatz von Förderungsmaßnahmen",
im Abs. 3 der Teilsatz „Der Bundesminister für
soziale Verwaltung stellt nach Anhörung des
Beirates für Arbeitsmarktpolitik (§ 41 des Arbeits-
marktförderungsgesetzes) im Einvernehmen mit
den Bundesministern für Finanzen und für Handel,
Gewerbe und Industrie fest," durch den Teilsatz
„Der Bundesminister für Arbeit und Soziales stellt
nach Anhörung des Verwaltungsrates des Arbeits-
marktsservice im Einvernehmen mit den Bundesmi-
nistern für Finanzen und für wirtschaftliche
Angelegenheiten fest," und im Abs. 4 der Ausdruck
„Landesarbeitsamt nach Anhörung des Verwal-
tungsausschusses" durch den Ausdruck „Landesdi-
rektorium des Arbeitsmarktservice" ersetzt."

2. § 2 lautet:

„§ 2. Hinsichtlich des Ruhens der Sonderunter-
stützung bei Haft und Auslandsaufenthalt gilt § 89
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes."

3. Im § 7 Abs. 2 wird der Satzteil „über die
vorläufige Krankenversicherung mit der Maßgabe
anzuwenden, daß die Bescheinigung vom zuständi-
gen Arbeitsamt auszustellen ist" durch den Satzteil
„über die vorläufige Krankenversicherung anzu-
wenden" ersetzt.

4. § 8 lautet:

„§ 8. Über Anträge auf Zuerkennung der
Sonderunterstützung entscheidet der für die Pen-
sionsgewährung zuständige Pensionsversicherungs-
träger. Bei Streit über den Anspruch auf Sonderun-
terstützung oder ihre Höhe sind die Bestimmungen
über das Verfahren in Leistungssachen nach dem
siebenten Teil Abschnitt II des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes sinngemäß anzuwenden."

5. § 10 erster Satz lautet:

„Personen, die Sonderunterstützung beantragt
haben und hiefür mit Ausnahme der Wartezeit
gemäß § l Abs. l die Voraussetzungen erfüllen, ist
vom leistungszuständigen Pensionsversicherungs-
träger bis zur Leistungsfeststellung ein Vorschuß in
der Höhe des Arbeitslosengeldes nach den Bestim-
mungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977 zu gewähren."

6. § 1 l entfällt.

7 § 14 samt Überschrift entfällt.

8. Artikel IV Abs. 4 lautet:

„(4) § 12 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1993
außer Kraft."

9. Dem Artikel V werden folgende Abs. 3 bis 6
angefügt:

„(3) § l in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 1. Juli 1994 in Kraft.

(4) § 14 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1994 außer
Kraft.

(5) Die §§ 2, 7 Abs. 2, 8 und 10 erster Satz in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/
1994 treten zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der
Bundesminister für Arbeit und Soziales durch
Verordnung gemäß § 74 Abs. l des Arbeitsmarkt-
servicegesetzes, BGBl. Nr. 313/1994, feststellt, daß
die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
§ 11 tritt zu diesem Zeitpunkt außer Kraft. Vom
1. Juli 1994 bis zu diesem Zeitpunkt sind die §§ 2, 7
Abs. 2, 8, 10 erster Satz und 11 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 25/1994 mit der Maß-
gabe weiterhin anzuwenden, daß ab l Juli 1994 die
Aufgaben und Befugnisse des Arbeitsamtes der
jeweiligen regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice obliegen.

(6) Mit dem Inkrafttreten des § 8 gehen auf
die Pensionsversicherungsträger alle hoheitlichen
Rechte und Pflichten über, die vor diesem Zeitpunkt
im Bereich der Sonderunterstützung von den
Arbeitsämtern bzw regionalen Geschäftsstellen des
Arbeitsmarktservice ausgeübt wurden. Insbesondere
sind Leistungen weiter zu gewähren, noch nicht
rechtskräftig abgeschlossene Verfahren fortzufüh-
ren und wirken Verpfändungen und Übertragungen
der Leistungen sowie Aufrechnungen in bisheriger
Weise weiter."

Artikel 30

Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl.
Nr. 133/1967, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 16/1994, wird wie folgt geändert:

l § 11 Abs. l Z 6 entfällt. Die Ziffern 7 bis 15
erhalten die Bezeichnungen „6" bis „14"
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2. § 13 Abs. l Z 4 entfällt. Die Ziffern 5 bis 8
erhalten die Bezeichnungen „4" bis „7"

3. Nach § 45 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die §§ 11 Abs. l und 13 Abs. l in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994
treten mit 1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 31

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988
Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.

Nr. 400, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. l Z 5 lit. d lautet:

,,d) Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungs-
gesetz, BGBl. Nr. 31/1969, und Beihilfen
nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, BGBl.
Nr. 313/1994,"

2. Dem § 126 wird folgender § 127 samt
Überschrift angefügt:

„Inkrafttreten

§ 127 § 3 Abs. l Z 5 lit. d in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 32

Änderung des Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 23/1994, wird
wie folgt geändert:

1. § 99 b lautet:

„Übertragung der Durchführung von beruflichen
Maßnahmen der Rehabilitation

§ 99 b. (1) Die Versicherungsanstalt kann die
Durchführung von beruflichen Maßnahmen der
Rehabilitation dem Arbeitsmarktservice übertragen.
Sie hat dem Arbeitsmarktservice die ausgewiesenen
tatsächlichen Kosten zu ersetzen.

(2) Die Versicherungsanstalt und das Arbeits-
marktservice können zur Abgeltung der Ersatzan-
sprüche unter Bedachtnahme auf die Zahl der in
Betracht kommenden Fälle und auf die Höhe der
durchschnittlichen Kosten der in. diesen Fällen
gewährten beruflichen Maßnahmen der Rehabilita-
tion die Zahlung jährlicher Pauschbeträge vereinba-
ren."

2. Im § 159 b wird der Ausdruck „der Arbeits-
marktverwaltung" durch den Ausdruck „des Ar-
beitsmarktservice" ersetzt.

3. Nach § 176 wird folgender § 177 angefügt:

„§ 177 Die §§ 99b und 159b in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit
1. Juli 1994 in Kraft."

Artikel 33

Bundesgesetz über die Bundesämter für Soziales und
Behindertenwesen (Bundessozialämtergesetz —

BSÄG)
§ 1. Die Landesinvalidenämter erhalten die

Bezeichnung „Bundesamt für Soziales und Behin-
dertenwesen" mit dem auf den jeweiligen örtlichen
Zuständigkeitsbereich hinweisenden Zusatz.

§ 2. Die in den Bundesländern Kärnten, Ober-
österreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarl-
berg am Sitz der Landesregierung bestehenden
Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen
sind für den Bereich des jeweiligen Bundeslandes
und das in Wien bestehende Bundesamt für Soziales
und Behindertenwesen für die Bereiche der
Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgen-
land zuständig.

§ 3. Die Bundesämter für Soziales und Behinder-
tenwesen können Außenstellen einrichten, soweit
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben zweckmäßig ist.

§ 4. Den Bundesämtern für Soziales und
Behindertenwesen obliegen die Aufgaben und
Befugnisse der Landesinvalidenämter im bisherigen
Umfang.

§ 5. Den Bundesämtern für Soziales und
Behindertenwesen obliegen weiters

1. der Aufrechterhaltung der Ordnung des
Arbeitsmarktes gemäß.
a) den Bestimmungen der §§ 17, 17 a bis 17 e

und 18 des Arbeitsmarktförderungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 31/1969,

b) dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz,
BGBl. Nr. 196/1988,

c) der Gewerbeordnung 1994, BGBl.
Nr. 194,

2. der Sicherstellung der Ansprüche der Arbeit-
nehmer bei Insolvenzen gemäß
a) dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 324/1977,
b) dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,

BGBl. Nr. 104/1985,
c) der Ausgleichsordnung, BGBl. II Nr. 22l/

1934,
d) der Konkursordnung, RGBl. Nr. 337/

1914,
dienende sowie im Zusammenhang mit den in
Z l und 2 genannten Zielen gemäß sonstigen
Bundesgesetzen wahrzunehmende Aufgaben
und Befugnisse.

§ 6. Die Erfüllung der Aufgaben gemäß § 5 darf
nicht zu Lasten der Erfüllung der Aufgaben gemäß
§ 4 erfolgen.
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§ 7 Zur Wahrung des Grundsatzes gemäß § 6
sind die erforderlichen personellen, sachlichen und
organisatorischen Vorkehrungen zu treffen.

§ 8. Die Bundesämter für Soziales und Behinder-
tenwesen treten in alle hoheitlichen Rechte und
Pflichten jener Behörden, deren Aufgaben ihnen
übertragen wurden, zum jeweiligen Wirksamkeits-
zeitpunkt ein; insbesondere sind noch nicht
rechtskräftige Verfahren fortzuführen.

§ 9. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§ 10. Soweit in anderen Bundesgesetzen die
Bezeichnung „Landesinvalidenamt" oder „Landes-
invalidenämter" enthalten ist, tritt an deren Stelle
die Bezeichnung „Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen" bzw „Bundesämter für Soziales
und Behindertenwesen" in der jeweiligen Endungs-
form.

§ 11. Die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 17 Jänner 1946 über
Sitz und Sprengel der Landesinvalidenämter, BGBl.
Nr. 55/1946, tritt mit Ablauf des 30. Juni 1994
außer Kraft.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Arbeit und Soziales
betraut.

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme
der §§ 5 und 7 mit l Juli 1994 in Kraft. Die
einzelnen Bestimmungen des § 5 treten jeweils zu
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der Bundesminister
für Arbeit und Soziales durch Verordnung gemäß
§ 74 Abs. l des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl.
Nr. 313/1994, feststellt, daß die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt sind.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset-
zes können bereits von dem seiner Kundmachung
folgenden Tag an erlassen werden; sie dürfen
jedoch erst mit dem im Abs. l bezeichneten
Zeitpunkt in Kraft treten.

Artikel 34

Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes
Das Bundeshaushaltsgesetz, BGBl. Nr. 213/1986,

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 24/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 2 wird am Ende der Z 6 der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7
angefügt:

„7 die Leiter der Geschäftsstellen und Ämter des
Arbeitsmarktservice."

2. Dem § 100 wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) § 5 Abs. 2 Z 7 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Jänner 1995 in Kraft."

Klestil
Vranitzky

315. Bundesgesetz über die Finanzierung der
Arbeitsmarktpolitik (Arbeitsmarktpolitik-

finanzierungsgesetz — AMPFG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Gebarung Arbeitsmarktpolitik
§ 1. (1) Durch die Einnahmen aus
1. den Beiträgen der Dienstgeber und Versicher-

ten gemäß § 2 in Verbindung mit § 3,
2. einem Beitrag des Bundes zur Arbeitsmarktpo-

litik gemäß § 6 Abs. l,
3. einem Beitrag aus Mitteln des Ausgleichsfonds

für Familienbeihilfen gemäß § 6 Abs. 2 und
4. einem Beitrag des Arbeitsmarktservice an den

Bund gemäß § 6 Abs. 3
sind die Ausgaben gemäß Abs. 2 zu bestreiten.

(2) Die Einnahmen gemäß Abs. l sind für
folgende Ausgaben zu verwenden:

l für die Abgeltung der Personal- und Sachaus-
gaben des Arbeitsmarktservice (§ 41 Abs. l des
Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. Nr. 313/
1994),

2. für finanzielle Leistungen gemäß dem 2. Teil,
3. Hauptstück des Arbeitsmarktservicegeset-
zes,

3. für Leistungen nach dem Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609,

4. für Leistungen nach dem Sonderunterstüt-
zungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973,

5. für Förderungen nach dem Arbeitsmarktför-
derungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, mit Aus-
nahme der Ausgaben für Maßnahmen gemäß
§ 51 a des Arbeitsmarktförderungsgesetzes,

6. für Leistungen gemäß § 447 g Abs. 3 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955,

7 für Leistungen gemäß Art. XXI des Karenz-
urlaubserweiterungsgesetzes BGBl. Nr. 408/
1990,

8. für Ersatzleistungen an das Arbeitsmarktser-
vice gemäß § 48 Abs. 6 des Arbeitsmarktser-
vicegesetzes und

9 für Überweisungen des Bundes an das
Arbeitsmarktservice gemäß § 6 Abs. 4.
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Arbeitslosenversicherungsbeitrag

§ 2. (1) Zur Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik
des Bundes wird ein Arbeitslosenversicherungsbei-
trag von allen Personen, die der Versicherungs-
pflicht nach den Bestimmungen der §§ l bis 3 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 unterlie-
gen, und deren Dienstgebern eingehoben. Der
Arbeitslosenversicherungsbeitrag beträgt 6 vH der
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
geltenden allgemeinen Beitragsgrundlage bis zur
Höhe der gemäß § 45 des ASVG in der
Pensionsversicherung festgelegten Höchstbeitrags-
grundlage.

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) sind Son-
derbeiträge im Ausmaß von 6 vH der Sonderzah-
lungen zu entrichten. Hiebei sind die in einem
Kalenderjahr fällig werdenden Sonderzahlungen bis
zu dem in § 54 Abs. l des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes angeführten Betrag der Höchst-
beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung zu
berücksichtigen.

(3) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Son-
derbeitrag) ist vom Versicherten und vom Dienstge-
ber, soweit in den Abs. 4 bis 6 nichts anderes
bestimmt ist, zu gleichen Teilen zu tragen. § 53
Abs. l ASVG bleibt hiedurch unberührt; § 53 Abs. 4
ASVG gilt sinngemäß.

(4) Für Versicherte, die nur Anspruch auf
Sachbezüge haben oder kein Entgelt erhalten, hat
der Dienstgeber auch den auf den Versicherten
entfallenden Beitragsteil zu tragen.

(5) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag ist vom
selbständigen Pecher zur Gänze zu tragen; davon ist
ihm die Hälfte von den Besitzern der Wälder zu
erstatten, in denen die Harzprodukte gewonnen
werden.

(6) Der Versicherte hat den Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag (Sonderbeitrag) zur Gänze zu entrich-
ten,

a) wenn der Beitrag vom Dienstgeber, der die
Vorrechte der Exterritorialität genießt, oder
dem im Zusammenhang mit einem zwischen-
staatlichen Vertrag oder der Mitgliedschaft
Österreichs bei internationalen Organisa-
tionen besondere Privilegien oder Immunitä-
ten eingeräumt sind, nicht entrichtet wird,

b) wenn der Dienstgeber im Inland keine
Betriebsstätte (Niederlassung, Geschäftsstelle,
Niederlage) hat,

c) für die Zeit einer Arbeitsunterbrechung
infolge Urlaubs ohne Entgeltzahlung, solange
die Arbeitslosenversicherungspflicht weiter
besteht.

Veränderung des
Arbeitslosenversicherungsbeitrages

§ 3. (1) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag
gemäß § 2 Abs. l ist durch Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen

1. zu erhöhen, wenn die voraussichtlichen
Beitragseinnahmen den voraussichtlichen Aus-
gaben, die aus der gebundenen Gebarung
gemäß § l zu tragen sind, unter Berücksichti-
gung anderer Einnahmen und der Kreditmög-
lichkeiten des Arbeitsmarktservice, nicht ent-
sprechen, wobei bei der Festsetzung des
Beitrags von der voraussichtlichen Entwick-
lung des Arbeitsmarktes auszugehen und der
Durchschnitt der Ausgaben der vorvergange-
nen zwei Jahre zu berücksichtigen ist, oder

2. zu senken, wenn die Arbeitsmarktrücklage des
Arbeitsmarktservice (§ 50 des Arbeitsmarkt-
servicegesetzes) die Höhe der durchschnittli-
chen jährlichen Einnahmen aus den Arbeitslo-
senversicherungsbeiträgen (Sonderbeiträgen)
in den letzten fünf Jahren übersteigt.

(2) Eine Verordnung gemäß Abs. l bedarf der
Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalra-
tes.

Einhebung des Arbeitslosenversicherungsbeitrages
§ 4. (1) Für den Arbeitslosenversicherungsbeitrag

(§ 2 Abs. 1) und für den Sonderbeitrag (§ 2 Abs. 2)
gelten die Vorschriften der gesetzlichen Kranken-
versicherung über den Abzug des Versicherungsbei-
trages vom Entgelt.

(2) Selbstversicherte nach den Vorschriften des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes haben den
Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Sonderbeitrag)
dem zuständigen Krankenversicherungsträger ein-
zuzahlen. Dem Selbstversicherten hat jeder Dienst-
geber gegen Nachweis der bestehenden Selbstversi-
cherung die Hälfte des Arbeitslosenversicherungs-
beitrages (Sonderbeitrages) zu ersetzen, der auf das
von ihm ausgezahlte Entgelt (§ 49 ASVG) entfällt;
der Ersatzanspruch ist bei sonstigem Verlust
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach
Zahlung des jeweiligen Entgeltes vom Selbstversi-
cherten geltend zu machen. Diese Vorschriften
gelten für die Entrichtung eines Beitrages gemäß § 2
Abs. 6 sinngemäß.

(3) Für die Zeit des Präsenz- oder Zivildienstes ist
kein Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zu
leisten.

§ 5. (1) Die Beiträge gemäß § 2 sind durch die
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung ge-
meinsam mit dem Beitrag zur Krankenversicherung
einzuheben. Für diese Beiträge gelten die Vorschrif-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung über die
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Berechnung, Fälligkeit, Einzahlung, Eintreibung,
Beitragszuschläge, Sicherung, Verjährung und
Rückforderung der Pflichtbeiträge entsprechend,
soweit sich aus bundesgesetzlichen Vorschriften
nichts Abweichendes ergibt.

(2) Die Träger der Krankenversicherung haben
die Beiträge an die vom Bundesminister für Arbeit
und Soziales bestimmte Stelle abzuführen. Die
näheren Bestimmungen über das Verfahren bei
Verrechnung, Abfuhr und Aufrechnung der Bei-
träge, werden durch Verordnung des Bundesmini-
sters für Arbeit und Soziales getroffen.

(3) Soweit die Träger der Krankenversicherung,
ausgenommen die Betriebskrankenkassen, an der
Durchführung der Einhebung des Arbeitslosenversi-
cherungsbeitrages mitwirken, erhalten sie zur
Abgeltung der ihnen daraus erwachsenden Kosten
eine Vergütung aus den Beiträgen zur Arbeitslosen-
versicherung in der Höhe eines Hundertsatzes der
abgeführten Beiträge. Das Nähere wird in der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales zu § 82 Abs. l des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes geregelt. Dabei ist die Höhe des
Hundertsatzes unter Zugrundelegung der Kosten-
rechnung festzusetzen.

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann durch Beauftragte bei den Trägern der
Krankenversicherung in alle Aufzeichnungen Ein-
sicht nehmen, die sich auf die Standesführung der
Arbeitslosenversicherten und die Gebarung mit den
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen beziehen.

Sonstige Beiträge und Überweisungen

§ 6. (1) Der Beitrag gemäß § l Abs. l 2 2 ist
jährlich in Höhe von 2 500 Millionen zu leisten.
Dieser Betrag ist jährlich, beginnend mit dem
Beitrag für 1995, entsprechend dem vom Österrei-
chischen Statistischen Zentralamt verlautbarten
Verbraucherpreisindex 1986 oder des an seine Stelle
tretenden Index zu erhöhen. Basis für die
Anpassung ist der Gesamtindex für 1993. Die
Erhöhung des genannten Betrages erfolgt jeweils in
dem Verhältnis, in dem der Gesamtindex des
vorangegangenen Jahres den Gesamtindex des
Jahres 1993 übersteigt.

(2) Für den Beitrag gemäß § l Abs. l Z 3 gelten
hinsichtlich Höhe, Fälligkeit und Abrechnung die
Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgeset-
zes 1967, BGBl. Nr. 376.

(3) Der Beitrag gemäß § l Abs. l Z 4 ist, soweit
es die Vermögenslage des Arbeitsmarktservice
unter Hinzurechnung der Kreditaufnahmemög-
lichkeiten gemäß § 48 des Arbeitsmarktservicege-
setzes zuläßt, zum Ausgleich der Gebarung
Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu leisten, wie in
einem Kalenderjahr die Ausgaben gemäß § l

Abs. 2 Z l bis 8 die Einnahmen gemäß § l Abs. l
Z l bis 3 übersteigen.

(4) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktser-
vice gemäß § l Abs. 2 Z 9 sind zum Ausgleich der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu
leisten, wie in einem Kalenderjahr die Einnahmen
gemäß § l Abs. l bis 3 die Ausgaben gemäß § l
Abs. 2 Z l bis 8 übersteigen.

Vorschußpflichten und Abrechnung

§ 7. (1) Der Bund bestreitet die Ausgaben gemäß
§ l Abs. 2 Z l bis 8 vorschußweise. Dem Bund
fließen die Einnahmen gemäß § l Abs. l Z l und 3
zu.

(2) Der Beitrag gemäß § l Abs. l Z 4 ist wie folgt
zu bevorschussen: Auf der Grundlage des Ergebnis-
ses der Gebarung Arbeitsmarktpolitik des 1. bis 3.
Quartals ist eine Prognose des Gebarungsergebnis-
ses des Finanzjahres zu erstellen und ist der
voraussichtliche Beitrag in der entsprechenden
Höhe zu bevorschussen.

(3) Die Abgeltung der Personal- und Sachausga-
ben (§ l Abs. 2 Z 1) ist dem Arbeitsmarktservice
vorschußweise in monatlichen Teilbeträgen jeweils
in Höhe eines Zwölftels des entsprechenden
bundesfinanzgesetzlichen Ansatzes jeweils bis zum
Fünften des Monats zu überweisen. Am Ende eines
Kalenderjahres ist vom Arbeitsmarktservice dem
Bund unverzüglich eine vorläufige Abrechnung der
Personal- und Sachausgaben zu übermitteln, auf
deren Grundlage der vorläufige Ausgleich der
Verpflichtungen zwischen Bund und Arbeitsmarkt-
service zu erfolgen hat.

(4) Die Ersatzleistungen des Bundes an das
Arbeitsmarktservice gemäß § l Abs. 2 Z 8 sind so
rechtzeitig anzuweisen, daß der zwischen dem
Arbeitsmarktservice und dem jeweiligen Kreditge-
ber vereinbarte Tilgungsplan erfüllt werden kann.

(5) Der Beitrag gemäß § l Abs. l Z 4 beziehungs-
weise der Überweisungsbetrag gemäß § l Abs. 2 Z 9
wird am Ende eines Finanzjahres im Zuge der
Erstellung des vorläufigen Bundesrechnungsab-
schlusses der Gebarung Arbeitsmarktpolitik bemes-
sen und wird sodann unverzüglich der Gebarungs-
ausgleich durch Tätigung der Überweisungen
durchgeführt. Die endgültige Abrechnung der
Gebarung Arbeitsmarktpolitik hat auf Grund des
Bundesrechnungsabschlusses zu erfolgen. Diese
Überweisungen sind so rechtzeitig zu leisten, daß sie
nach den Bestimmungen des Bundeshaushaltsgeset-
zes, BGBl. Nr. 213/1986, noch jenem Finanzjahr
zugerechnet werden können, für die sie zu leisten
sind.
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(6) Verbleibt in der Gebarung Arbeitsmarktpoli-
tik trotz Anwendung der Bestimmungen des §.1
Abs. l Z 4 in Verbindung mit § 6 Abs. 3 ein Abgang,
so ist dieser zunächst vom Bund zu tragen und dem
Bund aus künftigen Gebarungsüberschüssen zu
ersetzen. Zu diesem Zweck sind die Bestimmungen
des § l Abs. 2 Z 9 in Verbindung mit § 6 Abs. 4 in'
den Folgejahren soweit nicht anzuwenden, soweit
die vom Bund vorläufig getragenen Abgangsbeträge
aus den Vorjahren nicht vollständig rückerstattet
sind.

Verweisungen

§ 8. Soweit in diesem Gesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich § 3 Abs. l der Bundesminister für
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich § 6 Abs. 2
der Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales betraut.

Inkrafttreten

§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1995
in Kraft.

Klestil
Vranitzky


